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Strassenverkehrsamt
Rieterstrasse 7
Schöneggstrasse 5
Flüelastrasse 6, 10
Hofwiesenstrasse 370
Hohlstrasse 35

RAUMPROGRAMM

BEISPIELE ÖKOLOGISCHER PROJEKTE
BEISPIELE VON AUFSTOCKUNGEN/ UMNUTZUNGEN / SANIERUNGEN
WETTBEWERBE
 
FERNWÄRME

WEITERE TEXTE
„Das Klima-Buch“, Greta Thunberg u. A.
„Es gibt wenig Hoffnung, dass Kernkraft einen Lösungsbeitrag liefern kann“, Almut Kirchner
„Messen und wissen“, Tibor Joanelly
„Feldforschung“, Lukas Gruntz
„Schweizer Architekten hassen Solartechnik“, Axel Simon
„Die Stadt Zürich im Abbruchfieber: Die Bauämter müssen weg von ihrer Tabularasa-Politik“, Adi 
Kälin
„Die Tabularasa-Politik der Stadt Zürich gibt es nicht - es werden mehr Siedlungen saniert als
ersetzt“, Daniel Leupi
„Bestand bereichert“, Daniel Kurz und Roland Züger
„Welche Klimajugend“, Finn Schlichenmaier
„Die Jungen wollen nicht zu einem Konzern, der die Welt kaputtmacht“, Jorges Brouzes und Edith 
Hollenstein

BIBLIOGRAPHIE UND WEITERFÜHRENDE LITERATUR

INHALT
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Seit den 1970er Jahren stehen ökologische Themen im Raum. Der globale Energieverbrauch ist aber 
seitdem stetig angestiegen, allen gegenteiligen Anstrengungen zum Trotz. Das Hauptproblem bilden 
die damit gekoppelten Treibhausgasemissionen. Ein erheblicher Teil entsteht durch Gebäude, d.h. 
deren Erstellung, Betrieb und Nutzung.
Die Diskussion über die Gegenmassnahmen zur Erderwärmung ist vielstimmig und komplex – eine 
Fülle an Daten und Konzepten sind vorhanden, jedoch fragmentiert und nicht einfach einzuordnen. 
Wir beschäftigen uns in unserem letzten Semester an der ETH noch einmal intensiv und vertieft mit dem 
Themenkreis und greifen dafür auch auf die aktuelle Master’s Thesis Themenplattform «DURABILITY 
AND/OR CHANGE?» zu.
Wir fragen unter anderem:
Wie lassen sich bei Gebäuden Energieverbrauch und Treibhausgasemissionen minimieren, sowohl 
für die Erstellung/Entsorgung als auch für den Betrieb, im Hinblick auf den ganzen Lebenszyklus? 
Unter welchen Voraussetzungen wären Nullenergiehäuser möglich und wie weit sind wir noch von 
klimaneutralen Gebäuden entfernt? 
Was können Photovoltaikelemente beitragen, und unter welchen Bedingungen? Und wie lassen sich 
damit Gebäude gestalten? 
Wie gut oder wie schlecht schneiden Baustoffe wie Beton, Holz, Stahl, Glas, Backstein, Lehm, 
Naturstein hinsichtlich grauer Energie, grauem CO2 und Langlebigkeit ab? Wie steht es dabei mit den 
Wärmedämmungen – auch in Relation zu den erwartbaren Energie- und CO2-Einsparungen?
Und wie verhalten wir uns zu den vielen Gebäuden in der Schweiz, die nur minimal oder nicht gedämmt 
sind und meist mit fossilen Brennstoffen geheizt werden? Wie kann man angemessen die in den 
«Veteranen» aufgehobenen Ressourcen erhalten, wie sie an neue Anforderungen anpassen – wann 
und wie sollten wir umbauen, ergänzen oder neu bauen? 
Was also tun, was lassen?
Anhand einer aktuell relevanten Bauaufgabe – der Umnutzung und Aufstockung von 
mehrgeschossigen Bürogebäuden zu Wohnhäusern – testen wir, ob und wie ein hoher 
ökologischer Anspruch bei urbanen Gebäuden eingelöst werden kann. Das Zusammenspiel 
von Bestandsgebäude und Neubauteil interessiert uns hinsichtlich gestalterischer, 
nutzungsmässiger, konstruktiver und auch ökologischer Konzeption. Die gekonnte Balance ist 
eine Kunst!
Die Konstruktion und Detaillierung des Neubauteils ist dabei grundlegend (integrierte Disziplin). 
Wir besprechen unsere Entwürfe auch mit Ingenieur:innen für Statik und Haustechnik und versuchen 
sie vor dem Hintergrund ihrer Praxiserfahrungen zu bewerten. 
Neben dem Einsatz von klassischen Entwurfs- und Planungswerkzeugen (Skizzen, Fotos, Filmen, Plänen, 
Details, Modellen) benutzen wir in diesem Semester auch Berechnungs-Tools. Sie sollen uns erste 
Abschätzungen der involvierten Energie und Treibhausgase in der Erstellungs- und Nutzungsphase 
erlauben. Dies wird in Tutorials mit Arend Kölsch eingeführt und besprochen. 
Schliesslich wollen wir den architektonischen Ausdruck der Projekte mit Renderings überprüfen und 
weiterentwickeln. Dafür werden ab Mitte Semester Render-Tutorials mit Martin Wey angeboten 
(fakultativ). 
Zu Beginn des Semesters wird uns ein gemeinsamer Seminartag einen ersten Überblick über 
den grossen und herausfordernden Themenkreis vermitteln, zudem loggen wir uns in die ersten 
«Seminarabende» der Master’s Thesis Studierenden ein.
Assistierende sind Kathrin Sindelar, Moritz Holenstein und Stefan Jos; als Gäste/Tutoren kommen 
Arend Kölsch und Martin Wey hinzu.
Zu den Kritiken sind Bauherrschaften und Mietende der Liegenschaften und natürlich auch 
Architekt:innen als Gäste geladen.  
Das Semester wird von Annette Gigon geleitet.

ZUM SEMESTER
«VORHER / NACHHER – STOFF-WECHSEL III»
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SEMESTERAUFBAU
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KW08 Di 21.02.23 10:00 h EINFÜHRUNG Annette Gigon Zeichensaal HIL D15
01   13:30 h BAUPLATZBESICHTIGUNG

 Mi 22.02.23 09:00 h BESICHTIGUNG  Ausstellung Baumusterzentrale, individuelle Arbeit im Zeichensaal
   18:30 h  SEMINARABEND Gäste: Roger Boltshauser, Jürg Graser, Florian Nagler    

KW09  Di 28.02.23 09:00 h SEMINARTAG HIL D 15
   18:30 h  SEMINARABEND  Gäste: Stefanie Hellweg, Almut Kirchner, Jacqueline Pauli

02 Mi 01.03.23 09:00 h individuelle Arbeit im Zeichensaal

KW10  Di 07.03.23 09:00 h ZWISCHENKRITIK 1  HIL D15
03 Mi 08.03.23 09:00 h ZWISCHENKRITIK 1  HIL D15

KW11 Di 14.03.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden
    SEMINAR Tragkonstruktion mit Bauingenieur Gregorij Meleshko HIL D15

04 Mi 15.03.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden 
   16:00 h VORTRAG/EINFÜHRUNG THG-Berechnungstool SIA 2040 mit Katrin Pfäffli und Arend Kölsch   

KW12  20. - 24.03.23  SEMINARWOCHE 

KW13  Di 28.03.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden
      05 Mi 29.03.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden

KW14 DI 04.04.23 09:00 h ZWISCHENKRITIK 2 mit Gästen  HIL D15
      06 MI 05.04.23 09:00 h ZWISCHENKRITIK 2 mit Gästen  HIL D15      

KW15 07. - 16.04.23 Ostern unterrichtsfrei    

KW16 Di 18.04.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden
   14:00 h SEMINAR Haustechnik mit HLK-Ingenieur Marco Waldhauser
07 Mi 19.04.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden 
   16:00 h RENDERKURS mit Martin Wey

KW17 Di 25.04.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden
      08 Mi 26.04.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden 
   14:00 h RENDERING Fragen mit Martin Wey

KW18 Di 02.05.23 09:00 h ZWISCHENKRITIK 3 mit Gästen HIL D15
09 Mi 03.05.23 09:00 h ZWISCHENKRITIK 3 mit Gästen HIL D15

KW19 Di 09.05.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden
     10 Mi 10.05.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden                                                                                                     

KW20 Di 16.05.23 09:00 h KONSTRUKTIONSWORKSHOP, LAYOUT KRITIK
11 Mi 17.05.23 09:00 h KONSTRUKTIONSWORKSHOP, LAYOUT KRITIK
   

KW21 Di 23.05.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden
12 Mi 24.05.23 09:00 h individuelle Arbeit, Tischkritik mit Assistierenden 

   14:00 h RENDERING Fragen mit Martin Wey

KW22 Di 30.05.23 12:00 h Schlussabgabe und komplette Räumung des Zeichensaals HIL D15
13    Aufbau der Kritikzone im Zeichensaal gemäss Plan Assistenz
 Mi 31.05.23 09:00 h SCHLUSSKRITIK  HIL D15 mit Gästen
 Do 01.06.23 09:00 h SCHLUSSKRITIK  HIL D15 mit Gästen
 Fr 02.06.23 09:00 h SCHLUSSKRITIK  HIL D15 mit Gästen
   20:00 h Apéro zum Semesterabschluss

PROVISORISCHE TERMINSTRUKTUR*

* Weitere Vorträge und Inputs sind geplant und werden frühzeitig 
angekündigt, dasselbe gilt für Änderungen in der Terminstruktur
   

Woche Datum  Zeit Programm
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ANFORDERUNGEN

SEMINARTAG:  
Vorstellung/Analyse je eines Aspekts/Kapitels anhand von PDFs/ppt. 

ZWISCHENKRITIK 1:  Analyse Baubestand und Umgebung anhand von Plänen, Karten, Fotos (evtl. Video)
Städtebau / Volumen / Umgang mit Bestand/ Nutzungskonzept / architektonischer Ausdruck / 
räumliche Konzeption / Erschliessungen 

• Einsatzmodell Volumen physisch / 3D
• Grundrisse, Schnitte, Fassadenskizze, Konzept Tragstruktur, Konzept Konstruktion
• Visualisierungen: Skizzen, Montagen 

ZWISCHENKRITIK 2:   Städtebau / Volumen/ Nutzungen / Ausdruck  / Konstruktionsprinzip

• Einsatzmodell / Arbeitsmodell Wohnungen physisch / 3D
• Grundrisse, Schnitte, Fassaden, Zimmer- und Wohnungsgrössen beschriftet, Wohnungen möbliert, 
   Tragstruktur und Konstruktion Mst. 1: 20 /1:10 , (evtl. erste Renderings)
• Konzeptüberlegungen zum «ökologischen Fussabdruck», d.h. Minimierung des Primärenergieverbrauchs und  
   der Treibhausgasausstosses über den Lebenszyklus – Kompaktheit, Materialwahl, 
   Energieverbrauch und -gewinnung, etc. 
  
ZWISCHENKRITIK 3:   Städtebau /Volumen /Umgang mit Bestand /Grundrisse, Schnitte, Fassaden /Konstruktion /
Materialisierung / Detaillierung und Ausdruck 

• Modell physisch / 3D
• Projektpläne
• Visualisierungen  
• Details Konstruktion und Materialisierung Aussen und Innen
• Lebenszyklusberechnungen mit Rechenhilfe SIA 2040 **

SCHLUSSKRITIK: 

• Digitale Präsentation
• 4-6 Pläne im Querformat A0 
• Grundrisse, Schnitte, Fassaden
• Fassadenschnitt und Grundriss 1:20 / 1:10 mit Aussen- und Innenansicht
• Visualisierungen Aussen und Innen
• Modell physisch / 3D 
• Ausgewählte, projektbezogene Darstellungen zur Lebenszyklusbetrachtung

** Einführung in die Anwendung des Berechnungstools und 
die Interpretation der Ergebnisse am 15. März. Arend Kölsch 
steht für individuelle Besprechungen mit den Gruppen per 
Zoom zur Verfügung. Abgabetermin für die Berechnungen ist 
28. April. Fakultativ können diese für die Schlusskritik noch-
mals angepasst werden. 

Während des Semesters versuchen wir gemeinsam unseren Wissenshorizont zum hochkomplexen Themenkreis Klimaerwärmung auszuweiten – die fortlaufende Information 
aus verschiedenen Tageszeitungen gehört ebenso dazu, wie die Befähigung Daten und Fakten einzuordnen und die heute verfügbaren Tools zu verstehen und anzuwenden. 

Allgemeine Hinweise zur Darstellung:
gut lesbare Pläne (Linien nicht zu fein, sichtbar aus 4 Metern Distanz/ bzw. auf Zoom), keine zu detaillierte Möblierung in 
den Plänen, Beschriftung unten links: „HS21, Professur Gigon / Guyer, Leitung Prof. Annette Gigon“, unten rechts: „StudentIn: 
Vorname Name, Anzahl Semester (z.B. 5. Semester), AssistentIn: Vorname Name“

BEURTEILUNGSKRITERIEN:
Schlüssigkeit architektonisches Konzept
Umgang mit dem Baubestand / Zusammenspiel mit dem 
Bestand hinsichtlich:
Volumen / Funktion / Materialwahl /Konstruktion/ Detaillie-
rung / Ausdruck 
Innenräumliche Qualitäten  
Grundrisse / Schnitte / Fassadenzeichnungen 
Konstruktion / Detaillierung (aussen / innen)

Weitere wichtige Kriterien:
Konzeption Nachhaltigkeit 
Qualität der Darstellung in Zeichnung, Rendering und Modell
Projektvorstellung / Vermittlung
Projektentwicklung im Verlauf des Semesters
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SECHS STANDORTE
IN ZÜRICH

Strassenverkehrsamt

Rieterstrasse 7

Schöneggstrasse 5

Flüelastrasse 6, 10

Hofwiesenstrasse 370

Hohlstrasse 35
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Flüelastrasse 6, 10

Schöneggstrasse 5

Hohlstrasse 35

Rieterstrasse 7 

Strassenverkehrsamt

Hofwiesenstrasse 370
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Schöneggstrasse 5

Hohlstrasse 35

Rieterstrasse 7 

Hofwiesenstrasse 370
13
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01  STRASSENVERKEHRSAMT
ROLAND ROHN, 1970

Luftbild

Bestand



1515  FS 23Strassenverkehrsamt
Kanton Zürich
GIS-Browser (https://maps.zh.ch)

Amtliche Vermessung schwarz/weiss

© GIS-ZH, Kanton Zürich, 25.01.2023 11:15:00
Diese Karte stellt einen Zusammenzug von amtlichen Daten verschiedener Stellen dar. Keine Garantie für Richtigkeit,
Vollständigkeit und Aktualität. Rechtsverbindliche Auskünfte erteilen allein die zuständigen Behörden.
Darf nicht für Baueingaben verwendet werden. Katasterpläne Amtliche Vermessung können beim örtlichen Nachführungs-
Geometer bezogen werden.

Massstab 1:2000

Zentrum: [2681168.14,1245388.15]

M 1:2000
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3. Untergeschoss o. M

1. Untergschoss o. M

2. Untergeschoss o. M
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Erdgeschoss o. M

1. Obergeschoss o. M 2. Obergeschoss o. M

3. Obergeschoss o. M Dachgeschoss o. M

Strassenverkehrsamt
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Ansicht Osten o. M

Ansicht Süden o. M

Ansicht Westen o. M

Ansicht Nord o. M
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Schnitt B-B und Ansicht Nord o. M

Schnitt A-A o. M



20 FS 23  Standorte

02  RIETERSTRASSE 7
PFLEGHARD UND HÄFELI ARCHITEKTEN, 1920

Luftbild

Bestand
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Kanton Zürich
GIS-Browser (https://maps.zh.ch)

Amtliche Vermessung schwarz/weiss

© GIS-ZH, Kanton Zürich, 25.01.2023 14:16:12
Diese Karte stellt einen Zusammenzug von amtlichen Daten verschiedener Stellen dar. Keine Garantie für Richtigkeit,
Vollständigkeit und Aktualität. Rechtsverbindliche Auskünfte erteilen allein die zuständigen Behörden.
Darf nicht für Baueingaben verwendet werden. Katasterpläne Amtliche Vermessung können beim örtlichen Nachführungs-
Geometer bezogen werden.

Massstab 1:2000

Zentrum: [2682128.68,1246022.75]

Rieterstrasse 7

M 1:2000
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Erdgeschoss o. M

1. Obergeschoss o. M

2. Obergeschoss o. M



2323  FS 23Rieterstrasse 7

Querschnitte Treppenhaus neues Gebäude und Bestandsgebäude o. M

Ansicht Rieterstrasse o. M

Ansicht Rückfassade o. M

Querschnitt neues Gebäude o. M Seitenfassade o. M
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03  SCHÖNEGGSTRASSE 5

Luftbild

Bestand

ARCHITEKTENGEMEINSCHAFT ROBERT ROTA, HANS STÄGER, 1961



2525  FS 23Schöneggstrasse 5

Kanton Zürich
GIS-Browser (https://maps.zh.ch)

Amtliche Vermessung schwarz/weiss

© GIS-ZH, Kanton Zürich, 25.01.2023 16:38:05
Diese Karte stellt einen Zusammenzug von amtlichen Daten verschiedener Stellen dar. Keine Garantie für Richtigkeit,
Vollständigkeit und Aktualität. Rechtsverbindliche Auskünfte erteilen allein die zuständigen Behörden.
Darf nicht für Baueingaben verwendet werden. Katasterpläne Amtliche Vermessung können beim örtlichen Nachführungs-
Geometer bezogen werden.

Massstab 1:2000

Zentrum: [2682208.06,1248262.71]

M 1:2000
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1. -5. Obergeschoss o. M

Erdgeschoss o. M

2. Untergeschoss o. M

2. Untergeschoss o. M
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Nord-Ost Fassade o. M

Süd-West Fassade o. M

Süd-Ost Fassade o. M Querschnitt o. M
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04  FLÜELASTRASSE 6,10
G. TOBEL, 1946

Luftbild

Bestand
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Kanton Zürich
GIS-Browser (https://maps.zh.ch)

Amtliche Vermessung schwarz/weiss

© GIS-ZH, Kanton Zürich, 25.01.2023 12:26:31
Diese Karte stellt einen Zusammenzug von amtlichen Daten verschiedener Stellen dar. Keine Garantie für Richtigkeit,
Vollständigkeit und Aktualität. Rechtsverbindliche Auskünfte erteilen allein die zuständigen Behörden.
Darf nicht für Baueingaben verwendet werden. Katasterpläne Amtliche Vermessung können beim örtlichen Nachführungs-
Geometer bezogen werden.

Massstab 1:2000

Zentrum: [2679835.24,1248644.13]

M 1:2000
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Erdgeschoss o. M

1. Obergeschoss o. M

2. Obergeschoss o. M

Dachgeschoss o. M
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Vorderansicht o. M

Hinteransicht o. M

Querschnit o. M Seitenansichten o. M

Längsschnitt o. M

Flüelastrasse 6, 10
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05  HOFWIESENSTRASSE 370
A.F. SAUTER + A.DIRLER ARCHITEKTEN, 1968

Luftbild

Bestand



3333  FS 23Hofwiesenstrasse 370
Kanton Zürich
GIS-Browser (https://maps.zh.ch)

Amtliche Vermessung schwarz/weiss

© GIS-ZH, Kanton Zürich, 25.01.2023 12:39:02
Diese Karte stellt einen Zusammenzug von amtlichen Daten verschiedener Stellen dar. Keine Garantie für Richtigkeit,
Vollständigkeit und Aktualität. Rechtsverbindliche Auskünfte erteilen allein die zuständigen Behörden.
Darf nicht für Baueingaben verwendet werden. Katasterpläne Amtliche Vermessung können beim örtlichen Nachführungs-
Geometer bezogen werden.

Massstab 1:2000

Zentrum: [2683490.31,1251717.47]

M 1:2000
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2. - 5. Obergeschoss o. M Dachgeschoss o. M

Erdgeschoss o. M

2. Untergeschoss o. M

1. Untergeschoss o. M

3. Untergeschoss o. M
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Nordfassade o. M

Westfassade o. M Südfassade o. M

Schnitt A-A o. M

Schnitt D-D o. M Schnitt C-C o. M
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06  HOHLSTRASSE 35
HERMANN WEIDELI ARCHITEKT, 1931

Luftbild

Bestand
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Kanton Zürich
GIS-Browser (https://maps.zh.ch)

Amtliche Vermessung schwarz/weiss

© GIS-ZH, Kanton Zürich, 25.01.2023 16:43:50
Diese Karte stellt einen Zusammenzug von amtlichen Daten verschiedener Stellen dar. Keine Garantie für Richtigkeit,
Vollständigkeit und Aktualität. Rechtsverbindliche Auskünfte erteilen allein die zuständigen Behörden.
Darf nicht für Baueingaben verwendet werden. Katasterpläne Amtliche Vermessung können beim örtlichen Nachführungs-
Geometer bezogen werden.

Massstab 1:2000

Zentrum: [2682153.47,1247881.77]

M 1:2000
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Erdgeschoss o. M Kellergeschoss o. M

Gallerie o. M



3939  FS 23Hohlstrasse 35

Schnitte o. M

Fassade Langstrasse o. M

Fassade Turnhallenstrasse o. M
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RAUMPROGRAMM

Wohnungen im neuen Aufbau, allenfalls auch Umbau der mittleren Bürogeschosse zu Wohnungen

Frei wählbarer Wohnungsspiegel zwischen Kleinwohnungen à 50 m2 bis zu max. Wohnungsgrössen 
von 140 m2.  Richtwerte Wohnungsgrössen, für Singles, Familien, WG‘s. 
2½-Zimmer-Wohnungen 50-70 m2

3½-Zimmer-Wohnungen 80-100 m2

4½-Zimmer-Wohnungen 100-120 m2

5½-Zimmer-Wohnungen 120-130 m2

Zu jeder Wohnung ist ein privater Aussenraum in Form einer Loggia, eines Wintergartens, „Jahres-
zeitenzimmers“ oder Balkons vorzusehen.

In den Wohnungen sind Stauflächen in Form von Abstellräumen oder Einbauschränken einzuplanen.

Zuteilung der Sanitärräume: bis 3½-Zimmer: Bad/WC/Lavabo
    ab 4½-Zimmer: Bad/WC/Lavabo + Dusche/WC/Lavabo

Küchenausstattung:  bis 3½-Zimmer: 4 Küchenelemente (Arbeitsfläche) + 2 Hochschränke
    ab 4½-Zimmer: 5 Küchenelemente (Arbeitsfläche) + 2 Hochschränke

Erdgeschossnutzung
Öffentliche, gewerbliche oder/und gemeinschaftliche Nutzung wie zB. Café, Bistro, Laden, Werkstatt, 
Kita, etc.
Wohnungseingänge, Fahrrad- und Kinderwagenabstellplätze, ev. Ladestelle für E-Bikes

Die direkte Anlieferung im Erdgeschoss muss gewährleistet sein.
Die EG-Nutzungen sowie die einzelnen Wohnungen müssen hindernisfrei zugänglich sein.

Die Angaben sind als approximative Richtwerte zu verstehen, je nach gewähltem Standort/Bauplatz 
variieren die Nutzungsflächen stark.
Anzahl Geschosse und Ausnützung sind projektabhängig nach volumetrischen, städtebaulichen und 
konstruktiven Überlegungen zu bestimmen. 
Volumetrie, Geschossflächen und Öffnungsverhalten haben einen direkten Einfluss auf die Gesamt-
energiebilanz des Neubaus.
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01 Maschinenfabrik Micafil AG, Zürich, 1979
      Pierre Sabady

Europas grösste thermische Solaranlage an der Fassade einer 
Schweizer Fabrik der 1970er-Jahre wies den Weg in eine Zukunft, 
die noch nicht  eingetreten ist: dass sich die Ästhetik der Architek-
tur und der Solarenergie zu einer neuen  Formensprache verschrän-
ken könnten. 

Als die Hauszeitung des Elektrotechnikkonzerns Brown, Bove-
ri & Cie (BBC, heute ABB) 1978 zum «Zukunftsproblem Nr. 1» be-
richtete, wie Wissenschaftler die «Energie aus dem Kernreaktor 
Sonne» auf neue Weisen zu nutzen hofften, bezog sie sich damit 
gleichzeitig auf atomare wie auch thermische Techniken.
Neben Atomkraft-Grossaufträgen führte die BBC Deutschland in 
ihrem zentralen Forschungslabor in Heidelberg seit Anfang 1973 
Studien zur Nutzungsmöglichkeit von Sonnenenergie durch. lm 
Frühjahr 1974 gingen die ersten Versuchsanlagen zur Warmwas-
serbereitung in Betrieb, ab 1976 wurden thermische Kollektoren 
entwickelt – vor allem für die Montage auf Dächern von Einfami-
lienhäusern. 
Am Gebäude der Tochtergesellschaft Micafil an der Badenerstras-
se in Zürich erprobte BBC ein Architekturkonzept, in dem sich die 
Erwartungen an die Solarthermie nach der ersten Ölkrise von 1973 
in architektonisch expressiver Weise spiegeln. Micafil plante ab 
1974 eine Fabrik für Feindrahtwickelmaschinen.
Europas grösstes in einen Industriebau integriertes Solarprojekt 
der 1970er-Jahre war die Folge verschiedener Voraussetzungen: 
des persönlichen Engagements von Micafil-Hausarchitekt Pierre 
Robert Sabady (1938–1994), der Pläne von Bernhard Winkler (heu-
te WSS Architekten) und der energiepolitischen Zuversicht der 
BBC, dass sich Investitionen in die Solarenergie in Zukunft aus-
zahlen würden. «Die Sonne – neuer Mitarbeiter bei Micafil» titelte 
die BBC-Hauszeitung ihren Bericht zur grossflächigen Kollektoran-
wendung in Zürich, die in der Fach- und Publikumspresse einiges 
Aufsehen erregte.s
Mit der Ausrichtung nach Süden und grossen, um 60° geneigten 
Dach- und Brüstungsflächen folgte der Entwurf der Micafil-Fabrik 
den Prinzipien architektonischer Solarenergiegewinnung, wie sie 
z. B. seit den 1930ern am MIT in Boston untersucht wurden. Für 
den sommerlichen Wärmeschutz auf der Südfassade sah der Ent-

wurf eine tiefe Fassadenmodulation mit Verschattung vor, für den 
winterlichen Wärmeschutz knapp bemessene Bandfenster. Die 
Nordfenster sind klein. Alle Fenster sind dreifachverglast. Aussen-
wände und Dach sind mit 8 cm Steinwolle (k-Wert 0.4) isoliert, ein 
überdurchschnittlicher Wert zu einer Zeit, als die SIA-Norm 180 
erst als «Empfehlung für Wärmeschutz im Hochbau» vorlag. 
Anders als beim 1977 eröffneten Citicorp-Hochhaus in New York, 
wo die Solarpaneele (auf der 45- Grad-Fläche) als zu teuer erachtet 
und schliesslich verworfen wurden, investierte Micafil in Solar-
technik. Dach- und Brüstung von je 60° Neigung waren auf maxi-
male thermische Gewinne über solare Luft- und Wasserkollektoren 
ausgelegt. Die 135 wasserführenden Kollektoren auf dem Dach 
schlugen mit 150 m2 zu Buche, in den Fensterbrüstungen wurden 
weitere 450 m2 Luftkollektoren installiert. 
Bei Bezug am 1. März 1979 errechnete sich die Firma eine Ver-
zinsung von 2.5 % der «ökotechnischen» Investitionen, die sich auf 
5 % der Bausumme beliefen. Im Vergleich zu den damaligen Zinser-
wartungen erschien das zwar als wenig – angesichts des bedroh-
lichen An stiegs der Energiepreise nach der Erdölkrise waren Al-
ternativen allerdings dringend benötigt. Bald nach dem Bezug der 
Maschinenfabrik folgte die zweite Ölpreiskrise der 1970er-Jahre, 
die die Sonnenenergie umso mehr als ökonomische Alternative be-
stätigte. Für die 600 m2 solarthermischer Kollektoren errechneten 
die Planer Energieerträge von 60 000 kWh pro Jahr. Im Juni 1979, 
drei Monate nach Inbetriebnahme, waren sie bereits zu zwei Drit-
teln erreicht. «Die Ergebnisse der Forschungs- und Entwicklungsar-
beiten des BBC-Solar-Systems sowie die noch fortlaufenden Lang-
zeittests haben gezeigt, dass ein Besitzer im Jahresmittel mehr 
als die Hälfte der Energie für die Warmwasserbereitung aus der 
Sonnenstrahlung gewinnt. Durch die Senkung des Anlagenpreises 
arbeiten die Anlagen bei dem derzeitigen Ölpreis wirtschaftlich.»
Die Kollektoren an der Fassade der Fabrik, wegweisend für den 
Einsatz von Solarthermie in einem dichten städtischen Umfeld, 
blieben allerdings nur wenige Jahre in Betrieb. Eine amortisier-
bare Solaranlage ist nicht nur abhängig von den wirtschaftlichen 
und politischen Rahmenbedingungen, sondern auch vom techni-
schen Konzept. Die Verteilung und Umwandlung der thermischen 
Gewinne geschah in einem aufwendigen System, das mit der Le-
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Wärmedämmung

Wand (Steinwolle): 8 cm
Dach:   8cm
Fenster:   3-fach

Energieversorgung

Solar Thermisch (600m2): 60‘000kWh/a 
 

Projektierte Energiekennwerte

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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bensdauer der Kollektoren, die bis heute hätten funktionieren kön-
nen, nicht mithielt. An die Herausforderungen erinnert sich Robert 
Aerni, der für die Gebäudetechnik verantwortlich war, gut: Für die 
Absorp tionskältemaschine, die aus den USA importiert wurde, sei-
en Temperaturen von mindestens 150 °C wünschenswert gewesen, 
die Sonnenkollektoren lieferten 90 °C. Dieses Problem ist durch 
heutige Niedertemperatursysteme allerdings aus dem Weg ge-
räumt. 
Sämtliche Zukunftsszena rien für die Schweiz sehen Energie aus 
der Sonne als einen der  Hauptpfeiler einer nachhaltigen Strom- 
und  Wärmeversorgung. Solarenergie ist allerorts ohne Transport-
kosten verfügbar; eine effiziente Strom- und Wärmegewinnung 
am Gebäudestandort ist einfach  plan bar, kalkulierbar und kann 
langlebig sein.
Gibt es daher Hoffnung für das Solarthemiesystem aus den 
1970er-Jahren? Die Anlage könnte im Prinzip wieder in Betrieb 
gehen. Im gut isolierten Produktions- und Bürogebäude wird Heiz-
energie oder Brauchwarmwasser aber weniger benötigt als hoch-
wertige elektrische Energie. Das Low-Tech-Prinzip der thermischen 
Warmwasser- und Warmluftaufbereitung funktioniert ausserdem 
nach wie vor unverändert. Während sich der Wirkungsgrad von 
thermischen Solaranlagen kaum gesteigert hat, vervielfachte 
sich die Effizienz von Photovoltaikanlagen in den letzten Jahren. 
PV-Zellen durchliefen viele Entwicklungen und lassen sich mit der 
thermischen Solargewinnung kombinieren. Die niederwertige und 
schwierig zu speichernde Energie von Wasser- oder Luftkühlung 
ist in hybriden Systemen sinnvoll: Weil Photovoltaikflächen bei in-
tensiver Sonnen ein strahlung an Effizienz verlieren, wäre eine Küh-
lung der Flächen optimal, was heutige Hybridkollektoren leisten 
können. 
In einer Aufschlüsselung von Ge bäuden und ihrer Gebäudetech-
nik in einzelne Bausteine können diese einzeln untersucht und 
ausgetauscht werden sowie neue Ober flächen und neue Funkti-
onen bekommen: Das könnte heute mit dem Micafil-Sonnenhaus 
geschehen, wenn es für eine wegweisende  Ästhetik energetischer 
Systeme ebenfalls eine denkmalpflegerisches Konzept gäbe – was 
hinsichtlich der vieldiskutierten Energiestrategie 2050 dringend 
notwendig ist.

Die in die Fassade integrierten solarthermischen Bausteine stehen 
zur energiespendenden Sonne optimal ausgerichtet und passend 
geneigt. Dank dem 60-Grad-Winkel sind die Gläser selbstreini-
gend. Für die Sanierung des Micafil-Solarsystems müsste die in 
einem Baustein der Fassade geerntete Sonnenenergie der Nut-
zung des Gebäudes angepasst in einem weiteren Baustein gespei-
chert werden: Anders als in den 1970er-Jahren, als Photovoltaik 
zwar bekannt, aber nicht grossflächig einsetzbar war, braucht es 
heute eine Abwägung: Thermische Energie wird tageweise für die 
Brauchwarmwassererwärmung in Wasserspeichern oder saisonal 
zur Heizungsunterstützung in Erd- oder Wasserspeichern gela-
gert. Geerntete elektrische Energie bietet verschiedene Möglich-
keiten: Die Elektrizität fliesst direkt ins Gebäude, wird tagesweise 
vor Ort in Batterien gespeichert oder ins Stromnetz eingespeist. 
Falls Batterien erwünscht sind, ist auch eine intelligente, bezahlte 
Fremdspeicherung aus dem Stromnetz zur Spitzenbrechung sinn-
voll.
Im hier angedachten Szenario eines Umbaus der thermischen 
Kollektorflächen zu Photovoltaikzellen würde der so produzierte 
Strom in Batteriebausteinen oder chemischen Prozessen gespei-
chert. Nützen wir die wasser- und luftführenden Schichten der vor-
handenen Solarkollektoren zur Kühlung der Photovoltaikflächen, 
kann die abgeführte niederwertige thermische Energie dann über 
Wärmepumpen auf Heizenergieniveau gehoben werden. Spei-
chern wir interne Wärme und durch die Fenster eingestrahlte Son-
nenenergie in  Materien, die mit der gespeicherten Energie ihren 
Phasenzustand ändern, führen wir diese tagsüber gespeicherte 
Energie über die Solarflächen an der Fassade an den Nachthimmel 
ab. 
Die architektonische Vision lässt Architekten- genauso wie Inge-
nieurherzen höher schlagen und eröffnet ein neues Spielfeld für 
denkmalpflegerische Fragen, in denen energetische Systeme Teil 
des Denkens und Pflegens sind.

https://www.espazium.ch/de/aktuelles/ein-ge-
schichtstraechtiges-werk

Maschinenfabrik Micafil AG
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02 Solarhäuser, Domat/Ems, 1996
      Dietrich Schwarz

Nullenergiehaus

Wärmedämmung

Wand (TWP):  10cm

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 96 m2
Energiebezug total: 20.8 kWh/m2a
   4000 kWh/a

Heizungsart:  Passive solare Ener-
   giegewinnung

Energieversorgung

Solar Thermisch (8m2): unbekannt 
Solar PV (30m2):  140 kWh/m2a 
Energieversorgung solar: 4‘200 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 210%

Projektierte Energiekennwerte

Die 100%-Solarhäuser von Jürgen Schwarz in Domat/ Ems 
sind so angelegt, dass sie im Betrieb keine Emissionen verur-
sachen und auf keine Fremdenergie angewiesen sind, obwohl 
die Sonnenscheindauer im Winter nur 2,5 Stunden beträgt. Die 
Solaranlagen zeichnen sich aus durch 8m2 Sonnenkollektoren 
und eine 4.0 kWp-Photovoltaik-Anlage pro Haus, welche mit 
einer Leistung von 4200 kWh/a den Elektrizitätskonsum der 
Liegenschaften decken sollen. Die besonderen Merkmale die-
ser Solarhäuser sind die kontrollierte Wohnraumlüftung, die 
solarelektrische Notheizung von 3 kWp Heizleistung und vor 
allem die Transparente-Wärme-Dämmung (TWD) der gesam-
ten Gebäudehüllen (230 m2). Die Energiekennzahl beträgt 75 
MJ/m2/a.

Wenn davon ausgegangen wird, dass neben der rein passiv ge-
nutzten Sonnenenergie auch technisch aufwendigere Einrich-
tungen, die aktiv helfen die Sonnenenergie zu gewinnen, ihre 
wichtige Berechtigung haben, kommt man zu andersartigen 
Häusern, welche auch eine selbsttragende Gesamtenergie-
bilanz aufweisen. Dietrich Schwarz begeht nicht den «ökolo-
gisch» motivierten Weg, wo durch Komfortbeschränkung und 
Lebensumstellung der Bewohnerinnen und Bewohner ein Null-
energiehaus möglich ist. Sondern er sucht die Verbindung zwi-
schen moderner, «gehobener» Wohnkultur und der Nutzung 
der Sonnenenergie, die weitere Interessenkreise anspricht. 
Neue Ansätze demonstriert auch die architektonische Lösung: 
Neben der passiven Sonnenenergienutzung durch bauliche 
Massnahmen kommen die technischen Einrichtungen dazu. 
Interessant an dieser Solararchitektur ist die enge Zusammen-
arbeit zwischen Naturwissenschaft und Architektur. Physikali-
sche Vorgaben werden konkret in Konstrukti-

onen umgesetzt. Faszinierend daran ist die Tatsache, dass 
von ganz klaren Sachzwängen die Form direkt abgeleitet wird. 
Unnötige Schnörkel fallen weg. Im Gegensatz zu anderen So-
larhäusern ist die Kollektorfläche nicht nur auf das Dach oder 
einen anderen Gebäudeteil beschränkt, sondern das Haus ist 
selber ein riesiger Kollektor mit einem nicht zu übertreffenden 
Wirkungsgrad. Die Häuser stehen an einem Standort wo die 
minimale Sonnenscheindauer durch die Horizontalverschat-
tung im Dezember nur zweieinhalb Stunden beträgt. Aus die-
sem Grund muss hier der Heizenergiebedarf durch eine pas-
sive Energiegewinnung sichergestellt werden und zwar durch 
eine transparente Wärmedämmung (TWD). Der Schichtaufbau 
der TWD-Fassade besteht aus 10 cm dicken Polykarbonat-
waben, die aussen durch ein gehärtetes Glas geschützt sind 
und innen mit 2 cm Abstand das Sonnenlicht auf ein schwarz-
chrombechichtetes Absorberblech, welches «schwärzer» als 
schwarz ist, leitet. Die Hitze der Absorber wird - über einen sich 
selber langsam drehenden Luftstrom - in 10 cm dicken Schäch-
ten an die Betonwand des Hauses als eigentliche Wärmespei-
cher abgegeben. Die grossen Vorteile der TWD bezüglich der 
Isolierverglasung liegen im hohen Gesamtwirkungsgrad. Die 
anfallende Sonnenenergie wird nicht im Gebäudeinneren ab-
sorbiert, sondern in den Aussenwänden. Für die Solararchi-
tektur bedeutet das, dass nicht nur an idealen Standorten ein 
Nullenergiehaus möglich ist, sondern zum Beispiel auch in 
städtischen Gebieten im Unterland.

Die Anwendung der TWD hat aber ein Problem: Was im Winter 
als Wärmegewinnung erwünscht ist, würde im Sommer das 
Haus zum Backofen machen. Also muss dafür gesorgt werden. 
dass die Schächte hinter der TWD vom Boden bis zum Dach bei 

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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in die Wohnräume eingelassen. Die verbrauchte Luft wird in 
der Küche und im Bad oben an der Decke abgesogen und via 
WRG im Keller in die Umgebung abgegeben. 

Dadurch wird der Wärmeverlust massiv eingeschränkt, die 
Frischluftzufuhr sichergestellt und zugleich der Dampfabzug 
aus den Nassräumen realisiert, der Dampf über dem Kochherd 
wird nur gefiltert (durch Aktivkohle gereinigt) und wieder an 
den Raum zurückgegeben (Umluft). Erst diese Massnahmen 
verhindern den grossen Wärmeverlust durch die Belüftung. 
Wärmeleitungs- und Lüftungsverluste des Gebäudes liegen• 
so unter l ‚000 kWh/a. Für das Brauchwarmwasser sind 8 m2 
Kollektoren auf dem Dach installiert. Das Warmwasser wird 
in zwei 500 Liter-Speicher geführt. 30 m2 Solarzellen erzeu-
gen über das ganze Jahr Strom (ca. 4‘000 kWh/a), welcher 
im Netzverbund in das örtliche EW-Netz eingespiesen wird. 
Der elektrische Energiebedarf für das ganze Haus mit spar-
samen Haushaltgeräten ( ca. 2‘000 kWh/a) ist inklusive der 
Antriebsmotoren von Klappen und Ansteuerelektronik sowie 
der Ventilatoren in, Keller sichergestellt. Bei der ganzjährigen 
Einspeisung ins Netz macht es Sinn, die im Sommer ausrei-
chend produzierte elektrische Energie, bei Bedarf - wenn alle 
Stricke reissen, z.B. eine extreme Kaltwetterperiode - quasi 
erst im Winter in einer elektrischen 3 kW Fussbodenheizung 
mit gutem Wirkungsgrad als Überbrückung einzusetzen.Mit 
all diesen Massnahmen ist die Energiebilanz über das ganze 
Jahr Null oder gar Minus, was die Bezeichnung eines Nullener-
giehauses rechtfertigt.

Bedarf automatisch hinterlüftet werden können. Dazu braucht 
es unten und oben
Klappen, welche sich öffnen, unten kühle Luft in die Schächte 
lassen. Die Luft erhitzt sich an den heissen Absorberblechen, 
steigt durch die Thermik auf und entweicht oben wieder an 
die Umgebung. Der grosse Speicher - das Haus - steht also im 
Sommer quasi im Schatten der Kollektoren. Das Herzstück 
dieser Einrichtung sind diese Klappen, welche einerseits im 
geschlossenen Zustand gut isolieren und abdichten, anderer-
seits im offenen Zustand viel Luft durchlassen müssen. Dies 
wird erreicht, indem man eine dicke, isolierte Klappe innen 
und eine dünne, luftabschliessende Klappe aussen wie ein 
Parallelogramm bewegt. Das Öffnen und Schliessen erfolgt 
durch eine automatische Steuerung mit Elektromotoren - leise 
in 7 Sekunden. Die langsamen klimatischen Wechsel erfordern 
kein häufiges Betätigen der Klappen. Zweckmässig installier-
te Temperatursensoren liefern die Werte für die elektro nische 
Steuerung. So kann die Innentemperatur im Sommer und Win-
ter konstant gehalten werden.

Auch wenn der Löwenanteil der Beheizung des Hauses, durch 
den von Sonnenlicht erwärmten Betonspeicher über das ganze 
Jahr abgedeckt ist, darf dieser Speicher sich in den kalten Wet-
terperioden nicht auskühlen. Die Isolation der Fassaden durch 
die TWD, dreifachverglaste Fenster, Glaswolle auf dem Dach 
und an der Kellerdecke sind das eine, das Auskühlen durch 
das Lüften wäre das andere. Daher wird im Erdreich rund ums 
Haus in einem 25 m langen Lüftungsrohr Frischluft angeso-
gen und so vorgewärmt, im Keller in einem Wärmerückgewin-
nungsgerät (WRG) von der abgehenden, verbrauchten Luft auf 
Raumtemperatur erwärmt und überall im Haus auf Bodenhöhe 

in: Schweizer Solarpreis 1996, Zürich 1996, S.23-25

Solarhäuser, Domat/Ems
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03 Office fédéral de la statistique, Neuchâtel, 1998
      Bauart Architekten

Niedrigenergiehaus
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Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 20‘065 m2
Heizung:   26.1 kWh/m2a
Warmwasser:  3.3 kWh/m2a
Elektrizität:  61.1 kWh/m2a
Elektrizität Rechenzentr.: 61.1 kWh/m2a
Energiebezug total: 151.6 kWh/m2a
   3‘041‘854 kWh/a

Heizungsart:  Solarer Saisonspei- 
   cher und unbek. Zu-
   satzheizung

Energieversorgung

Solar Th. (1‘121m2): 303.3 kWh/m2a
Energieversorgung solar: 340‘000 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 11%

Projektierte Energiekennwerte

Der 240 Meter lange Bau des „Office Federal 
de la Statistique“ (OFS) in Neuchâtel ent-
sprang einem Wettbewerb im Jahre 1990 und 
bietet 670 Arbeitsplätze. Der Bau zeichnet 
sich aus durch 1‘121 m2 Sonnenkollektoren 
mit einem Jahresertrag von 340‘000 kWh/a. 
Der Bund als Bauherr hat es zum Pilotprojekt 
für nachhaltige, ökologische und energiespa-
rendes Bauen erklärt. Die Energiekennzahl 
Heizung beträgt 94 MJ/m2a - mit Solarbei-
trag noch 33 MJ/m2a! Die Energiekennzahl 
Strom beträgt 220 MJ/m2/a - mit Rechen-
zentrum 440 MJ/m2/a - Warmwasser: 12 
MJ/m2/a; Gesamtenergiekennzahl bei Voll-
ausbau: 546 MJ/m2/a - mit Rechenzentrum. 
Mit Solarenergie Energiekennzahl Wärme: 
45 MJ/m2/a! Der solare Deckungsgrad liegt 
bei 65%. Das Gebäude verfügt über ein Ge-
samtenergiekonzept mit solarer Saisonspei-
cherung (Speicher 2‘400 m3), passiver Son-
nenenergienutzung und einem natürlichen 
Lüftungssystem. Der mit 75 cm isolierte Sai-
sonspeicher von 14,5 m Durchmesser und 
14,2 m Höhe kühlt sich Ende Wintersaison 
bis auf 30°C ab und erreicht im August die 
Spitzentemperatur von 95°C. Dazu wurd ein 
bauökologisches Gesamtkonzept erstellt.

Bundesamt für Statistik Neuchâtel

Ort
Neuchâtel
Bauherr
Bundesamt für Bauten und Logistik BBL
Auftragsart
Wettbewerb 1990
Kosten BKP 1-9
CHF 130 Mio
Kosten/m3 BKP 2
CHF 710.-
Ausführung
1994 - 1998
Auszeichnungen
Architekturpreis SIB 1997
Schweizerischer Solarpreis 1998
Europäischer Solarpreis 1998
Energy Globe Award Wien, Selektion in der 
Kategorie «Best 50» 2001

Bauart Architekten und Planer AG
Frei | Graf | Graf | Jakob | Rey | Ringeisen | Ryter

Laupenstrasse 20, 3008 Bern
Telefon +41 31 385 15 15
Crêt-Taconnet 17, 2002 Neuchâtel
Téléphone +41 32 858 15 15
Hardturmstrasse 173, 8005 Zürich
Telefon +41 43 366 65 65

www.bauart.ch

Situationsplan

0 25 50

Grundriss Erdgeschoss | Der Haupteingang befindet sich 
seeseitig. Er führt über einen mehrgeschossigen Raum 
zu den Ausstellungsbereichen und zum «Espace public»

Querschnitt | Der Langgestreckte Baukörper wird durch 
Lichthöfe im Mittelbund gegliedert. Im Dachgeschoss sind 
das Betriebsrestaurant sowie repräsentative Sitzungsräu-
me angeordnet

in: Schweizer Solarpreis 1998, Zürich 1998, 
S.18-20

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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04 Einfamilienhaus aus Stroh, Eschenz, 2005
      Felix Jerusalem

∂   2006 ¥ 6 Dokumentation 643

Lageplan
Maßstab 1:1500

Grundrisse • Schnitte
Maßstab 1:200

1 Schlafzimmer
2 Wohnzimmer
3 Eingang
4 Bad
5 Küche
6 Kinderzimmer
7 Galerie
8 Luftraum

Mit knappem Budget errichtete der Architekt 
ein einfaches, aber gut durchdachtes Haus 
für eine vierköpfige Familie. Wegen des 
feuchten Untergrunds steht es auf Pfählen; 
nur der massive Betonkern reicht bis in den 
Erdboden. Dieser beherbergt Bäder, Kü-
chenzeile, Garderobe sowie den über eine 
Klappe im Boden zugänglichen Keller. 
Gleich zeitig teilt er das längliche Gebäude 
in zwei Teile: Auf der Südseite sind die bei-
den Kinderzimmer angeordnet, im Norden 
das Wohnzimmer, das Elternschlafzimmer 
und darüber – die Neigung des Pultdachs 
ausnutzend – eine Galerie als Arbeitsplatz. 
Die Räume besitzen den Charme eines ver-
edelten Rohbaus: Der versiegelte Estrich 
dient als Fußboden, die Leitungen sind 
sichtbar geführt und die Wände wurden teil-
weise roh belassen. Die eigentliche Beson-
derheit des Gebäudes liegt in seiner Kon-
struktion: Das Haus wurde – bis auf den 
Kern – aus gepressten Strohfaserplatten ge-
baut, einem emissionsfreien und recycel-
baren Baustoff. Böden, Decken und Wände 
bestehen aus Sandwichelementen, die nach 
demselben Prinzip aufgebaut sind: Die äu-
ßere Schicht aus hochverdichteten Stroh-
faserplatten übernimmt die tragende Funk-
tion, die Füllung aus leichten Strohfaserplat-
ten die Wärmedämmung. Alle Elemente 
wurden vorgefertigt und auf der Baustelle 
montiert. In nur vier Monaten wurde das 
komplette Gebäude fertig gestellt.

aa bb

Site plan
scale 1:1500

Floor plans • Sections 
scale 1:200

1 Bedroom
2 Living room 
3 Entrance 
4 Bathroom 
5 Kitchen 
6 Children’s room 
7 Gallery 
8 Void 

Built to a tight budget, this simple, but well-
conceived house in Switzerland accommo-
dates a family of four. In view of the wet sub-
soil conditions, the structure was raised 
above the ground on piles. The only section 
that extends down into the earth is the solid 
concrete core, which houses sanitary spaces, 
a kitchen strip, a cloakroom and a cellar. The 
cellar space is accessible via a trapdoor in the 
floor. The core element also articulates the 
elongated house into two parts. These com-
prise the two children’s rooms at the southern 
end; and to the north, the living area and par-
ent’s bedroom, with a gallery-level study 
above this which exploits the additional height 
afforded by the slope of the roof. 
The internal spaces have the charm of a re-
fined carcass structure. The flooring consists 
of sealed screeds; service runs are fixed visi-
bly on the surface; and the walls have partly 
been left in an untreated state. The special 
feature of the house, however, is the form of 
construction. Except for the core, it was built 
with compressed straw-fibre slabs, a material 
that is pollution-free and also recyclable. The 
floors, ceilings and walls consist of sandwich 
elements all based on the same principle: the 
outer layer of highly compressed straw-fibre 
performs the load-bearing function, while 
the lightweight straw-fibre slab filling acts as 
thermal insulation. All elements were prefabri-
cated and assembled on site. The entire 
structure was completed in only four months.

Wärmedämmung

Wand:  20cm / U-Wert: 0.2 W/m2K
(Strohfaserplatte)

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 230 m2
Energiebedarf:  45 kWh/m2a
Heizung:   Gas (Bodenheizung)
   
Projektierte Energiekennwerte

644 Strohhaus in Eschenz 2006 ¥ 6   ∂
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 1  Dachaufbau:
  Dacheindeckung Chromnickelstahlblech 0,5 mm
  Dreischichtplatte 27 mm
  Lattung / Hinterlüftung 80 mm
  Dachbahn diffusionsoffen
  Dachelement:
  Strohfaserplatte hochverdichtet 40 mm
  Dämmung Strohfaserplatte leicht 200 mm
  Strohfaserplatte hochverdichtet 40 mm
 2   Holzfenster mit Isolier ver glasung VSG 4 mm + 

SZR 16 mm + VSG 4 mm
 3  Wandaufbau:
  GFK-Wellplatte 20 mm
   Befestigung Z-Profil Aluminium gelocht / 

Hinterlüftung 20 mm
  Wandelement:
  Strohfaserplatte hochverdichtet 40 mm
  Dämmung Strohfaserplatte leicht 170 mm
  Strohfaserplatte hochverdichtet 40 mm
 4  Bodenaufbau Wohnräume:
  Estrich versiegelt 50 mm
   Trittschalldämmung 2x 20 mm / Installationsebene
  Bodenelement:
  Strohfaserplatte hochverdichtet 40 mm
  Rippen Strohfaserplatte hochverdichtet 200 mm, 
  dazwischen Dämmung Strohfaserplatte leicht
  Strohfaserplatte hochverdichtet 40 mm
 5  Bodenaufbau Badezimmer:
  Estrich versiegelt 50 mm
   Trittschalldämmung 2x 20 mm / Installationsebene
  Dämmung 160 mm
  Bodenplatte Stahlbeton 200 mm
 6  Träger BSH 100/240 mm
 7  Auflager Hartholz Eiche 20 mm  
 8  Bodenaufbau Galerie:
  Strohfaserplatte hochverdichtet 2x 80 mm
 9  Verstärkung BSH 80/200 mm
10  Kantholz Eiche 60/100 mm
11   Stahlprofil HEB 200, 

an den Enden konisch zulaufend
12  Stahlblech 2 mm
  Dämmung Steinwolle 60 mm
   Strohfaserplatte hochverdichtet 40 mm, 

weiß gestrichen

Vertikalschnitt
Horizontalschnitt
Maßstab 1:20

Vertical section 
Horizontal section 
scale 1:20 

 1  roof construction: 
  0.5 mm sheet chromium-nickel steel 
  27 mm three-ply laminated sheeting
  80 mm battens / ventilated cavity 
  moisture-diffusing sealing layer
  roof element:
  40 mm compressed straw-fibre slab 
  200 mm lightweight straw-fibre slab insulation
  40 mm compressed straw-fibre slab
 2  wood casement with double glazing: 
  2x 4 mm lam. safety glass + 16 mm cavity
 3  wall construction:
  20 mm corrugated GRP sheeting
  Z-section aluminium fixing strips, perforated /
  20 mm ventilated cavity 
  wall element: 
  40 mm compressed straw-fibre slab 
  170 mm lightweight straw-fibre slab insulation
  40 mm compressed straw-fibre slab 
 4  floor construction in living spaces:
  50 mm screed with sealed surface 
  2x 20 mm impact-sound insulation / services layer
  floor element: 
  40 mm compressed straw-fibre slab 
  lightweight straw-fibre slab insulation between
  200 mm compressed straw-fibre ribs
  40 mm compressed straw-fibre slab 
 5  floor construction in bathroom: 
  50 mm screed with sealed surface 
  2x 20 mm impact-sound insulation / services layer 
  160 mm insulation
  200 mm reinforced concrete floor slab 
 6  100/240 mm laminated timber beam
 7  20 mm oak bearer
 8  floor construction to gallery:
  2x 80 mm compressed straw-fibre slabs 
 9  80/200 mm lam. timber bracing member
10  60/100 mm oak strip 
11   steel Å-beam 200 mm deep, 

conically cut at ends 
12  2 mm sheet steel
  60 mm rock-wool insulation 
  40 mm compressed straw-fibre slab, 
  painted white 
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  80 mm battens / ventilated cavity 
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  40 mm compressed straw-fibre slab 
  200 mm lightweight straw-fibre slab insulation
  40 mm compressed straw-fibre slab
 2  wood casement with double glazing: 
  2x 4 mm lam. safety glass + 16 mm cavity
 3  wall construction:
  20 mm corrugated GRP sheeting
  Z-section aluminium fixing strips, perforated /
  20 mm ventilated cavity 
  wall element: 
  40 mm compressed straw-fibre slab 
  170 mm lightweight straw-fibre slab insulation
  40 mm compressed straw-fibre slab 
 4  floor construction in living spaces:
  50 mm screed with sealed surface 
  2x 20 mm impact-sound insulation / services layer
  floor element: 
  40 mm compressed straw-fibre slab 
  lightweight straw-fibre slab insulation between
  200 mm compressed straw-fibre ribs
  40 mm compressed straw-fibre slab 
 5  floor construction in bathroom: 
  50 mm screed with sealed surface 
  2x 20 mm impact-sound insulation / services layer 
  160 mm insulation
  200 mm reinforced concrete floor slab 
 6  100/240 mm laminated timber beam
 7  20 mm oak bearer
 8  floor construction to gallery:
  2x 80 mm compressed straw-fibre slabs 
 9  80/200 mm lam. timber bracing member
10  60/100 mm oak strip 
11   steel Å-beam 200 mm deep, 

conically cut at ends 
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*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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Die vollständig aus Strohplatten bestehende Aussen-
wand ist wie ein Sandwich aufgebaut, welches im Ver-
bund als statisches Scheibenelement wirksam wird: Die 
dichtere Innen- und Aussenbeplankung (je 4cm) um-
schliesst die poröseren, wärmeisolierenden Elemente 
aus Stroh (17cm).
Die vorgesetzte Lichtwellplatte ist Witterungsschutz 
und zugleich energetische Optimierung (entspricht dem 
schweizerischen Minergiestandard). Boden- und De-
ckenelemente sind kombiniert aus Holz und Stroh ge-
fertigt. Die Elementbauweise erlaubt einen hohen Vor-
fertigungsgrad in der Fabrik (Max Kaufmann,Wallbach) 
und damit eine trockene und schnelle Montage auf der 
Baustelle. Mit Ausnahme des Betonkerns ist der gesamte 
Innenausbau aus Strohplatten gefertigt. Dieses aus den 
genannten Prämissen entwickelte System ist weltweit 
ein Prototyp.

Durch das vorgegebene Budget der Bauherrschaft wur-
de ein „Edelrohbau“ angestrebt. Das heisst, mit Ausnah-
me des massiven Kerns aus Sichtbeton sind alle Rohre 
(Elektrisch, Heizung) sichtbar geführt. Der Unterlags-
boden ist imprägniert und als fertiger Belag im Einsatz. 
Die rohen Oberflächen der Strohplatten sind entweder 
naturbelassen oder gestrichen.

Das schwebende Cheminée im hohen Wohnraum mit Ga-
lerie und die grossflächigen Schiebefenster (auch Haus-
eingang, Kinderzimmer und Büro) charakterisieren den 
Bau im besonderen.

Das Abheben des „Pfahlbaus“ vom Boden ist durch die 
römische Geschichte des Untergrundes, sowie durch den 
hohen Grundwasserspiegel (Seenähe) begründet.
Das mit der durchscheinenden Lichtwellplatte umhüllte 
Volumen wirkt dadurch wie eine „boîte en l`air“, knüpft 
also auch an die Schwebethematik in der Moderne an.

in: www.strohhaus.net, Felix Jerusalem
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Strohhaus in Eschenz

Straw House in Eschenz

Architekt:
Felix Jerusalem, Zürich
Konstruktionsplaner:
Création Holz, Herisau
Tragwerksplaner:
SJB.Kempter.Fitze, Frauenfeld
weitere Projektbeteiligte S. 748
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2005 bis 2007 realisierte die Stiftung Woh-
nungen für kinderreiche  Familien die Ersatz-
neubausiedlung Brunnenhof beim Buchegg-
platz in Zürich. Die neue Siedlung bietet heute 
403 Personen mit 258 Kindern günstigen und 
komfortablen Wohnraum, mehr als doppelt 
so vielen wie früher. Die beiden langgestreck-
ten Gebäude mit insgesamt 72 Wohnungen 
grenzen direkt an die grosse Parkanlage des 
Gemeinschaftszentrums Buchegg – optimal 
für die vielen jungen Bewohner. Nachhaltig 
sind die Bauten auch aus ökologischer Sicht: 
Der Brunnenhof ist die erste MINERGIE-
ECO®-Wohnsiedlung der Stadt Zürich. 
Die beiden Baukörper verlieren dank ihrer 
kompakten Form und der mit 20cm Mineral-
wolle gedämmten Fassaden nur wenig Wär-
me. Den Restbedarf deckt die Kehrichtver-
brennungsanlage Hagenholz; sowohl für die 
Wassererwärmung wie auch für die Raumhei-
zung wird zu 100 % Fernwärme eingesetzt. 
Die mechanische Lüftungsanlage sorgt nicht 
nur für gute Luft in den Wohnungen, sondern 
bringt auch energetische Vorteile. Denn die 
Abluftwärme kann in den Lüftungsgeräten 
auf die Zuluft übertragen und in die Wohn-
räume zurückgeführt werden.
Eindrücklich wirken die parkseitigen, far-
bigen Fassaden der beiden Baukörper. Die 
Glasplatten zur Verkleidung der gedämmten 
Backsteinmauern boten die nötige Fläche zur 
Gestaltung des Brunnenhofs. Das Farbkon-
zept stammt aus einer Fotoarbeit des Künst-
lers Adrian Schiess. Für Abwechslung sorgen 
unterschiedlich gefärbte Glasschiebeelemen-
te, mit denen sich bei jeder Wohnung
etwa die Hälfte der Fassade abdecken lässt. 
Sie bieten den Bewohnern auf den Terrassen 
und in den Wohnungen Sicht- und Sonnen-
schutz sowie angenehm gefärbtes Licht.

Minergie Eco Faltblatt, Zürich November 2008

05 Wohnüberbauung Brunnenhof, Siedlung für kinderreiche Familien, Zürich, 2007
      Annette Gigon / Mike Guyer

FS 2015
Professur Annette Gigon / Mike Guyer Annette Gigon / Mike Guyer

Wohnüberbauung Brunnenhof,
Zürich, CH, 2007
Annette Gigon / Mike Guyer
Städtebauliche Situation: 
Der sechsgeschossige Baukörper folgt der Hofwiesenstrasse, 
und schirmt den Park vom Strassenlärm ab. Das vier- bzw. 
fünfgeschossige Gebäude an der Brunnenhofstrasse ist  beidseitig 
von Grün umgeben und gleicht sich in der Höhenentwicklung 
seinen Nachbargebäuden an. 

Raumprogramm: 
Zwei Baukörper angrenzend an eine Parkanlage mit 72 
Mietwohnungen, 6 Einzelzimmern, Gemeinschaftsraum, 
Doppelkindergarten, Doppelkinderhort, Tiefgarage mit 75 PP

Konstruktion: 
Einsteinmauerwerk mit 20 cm Mineralwolle gedämmt.
Vorgehängte hinterlüftete Fassadenplatten, ESG 6mm, rückseitig 
emailliert. Fassade: Uw 0.25 W/m2K, Fenster: Uw 1.30 W/m2K

Fassade: 
Geschosshohe Fenster wechseln sich mit farbigen Sonnen- 
und Sichtschutzpaneelen aus Glas ab. Spiegelnde und matte, 
opake, transluzente und transparente Farbflächen erzeugen ein 
fliessendes Farbspiel.

Farbgestaltung: 
Adrian Schiess, Mouans-Sartoux, Frankreich
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Geländer:
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

Stahlstütze:
Feuerverzinkt d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

Schiebefront:
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 140/246 cm
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BALKONENTWÄSSERUNG
-Stahlbeton 38.5- 32.5 cm mit Aussparung (21/6.5 cm)
-Dw d75mm, Uginox
-PE Dw63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 75 mm
-Blechtasse10/10 ( Steckmuffe) 
-Flüssigfolie auf Blechtasse, Beton abw. ca.50CM
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage, Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP mit Flüssigkunstoff ausstreichen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1-2%,  3 cm
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Balkonentwässerung:

-Stahlbeton 38.5- 32.5 cm
-Dw d75mm, Uginox
-PE Rohr 63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 90 mm
und Tassenrand PE

-Flüssigfolie auf Blechtasse und Betonaussparung,abw. ca.50CM, ganze Fassade
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage und Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP max Länge dann gestossen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1.5%,  4 cm

GELÄNDER
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

STAHLSTÜTZEN
feuerverzinkt  d120 mm F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

SCHIEBEFRONT
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca,
140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+
Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil

VORFABR. BETONELEMENTE
Befestigung mit ab Werk eingelegter Armierung 
in Ortbetondecke.(Dimensionieung laut
Hersteller)

Betonelement ist gleichzeitig seitlicher 
Schalungsabschluss

(Detailplan 135.212.012+055)

VORFABR. BETONELEMENT D3/D1 ECKELEMENT D4
in Schalung eingelegt
(Detailplan 135.135.212.050)

Elementstösse: mit Fugenband und Kittfuge
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Geländer:
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

Stahlstütze:
Feuerverzinkt d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

Schiebefront:
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil

80

Vorfabr. Betonelement in Schalung
eingelegt.

(gemäss Spez. Plan)
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Wandaufbau:

Abrieb fein
Backstein 17,5cm
Isolation 20cm MF (minergie)
Hinterlüftung
Fassadenplatten (ESG 6mm) hinterspritzt

Balkone:
-Ortbetonplatten  ca.39-32.5cm  im Gef. 1.5%  
 mit CNS Dorn in Decke eingelegt
 und feuerverzinkte Stahlstützen d120
-Belag: Hartbeton 3-4 cm
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FASSADENMUSTER 1/1
EG B7  Achse 7.9/N
Unternehmer:
Betonelemente: Element AG , Veltheim
Fenster: Fenster Schär, Wil
Fassade: Diethelm Fassadenbau, Hermetschwil
Sonnenstoren: Hartmann+Co, Zürich
Geländer: Geilinger, Winterthur
Schiebeelemente: Geilinger, Winterthur
Spengler: AEZ, Zürich
Dachwasser: Sada, Zürich
Hartbeton: Steinit
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Bodenaufbau EG:

Bodenbelag Parkett 1cm
Zementunterlagsboden 8cm
PE Folie
Trittschalldämmung  (GorollTS) 2cm
Wärmedämmung PSE 12cm
Betondecke 25cm

-0.83
-0.855

Wand/Boden Detail:
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Dämmung 12cm
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Grundlageplan

Koten Rinne, Bodenablauf
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Grundlageplan
Koten Rinne, Bodenablauf
Schwelle Fenster Balkonseite, Treppenhaus
Koten, Betonelemente,
Aussparung statt Einlage, Befestigung Betonelement, Detailhinweise
Achse 5.81 Dämmung von 20auf 10cm reduziert
Koten, Rinne, Geländer, Glasfassade
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Koten Rinne, Bodenablauf
Schwelle Fenster Balkonseite, Treppenhaus
Koten, Betonelemente,
Aussparung statt Einlage, Befestigung Betonelement, Detailhinweise
Achse 5.81 Dämmung von 20auf 10cm reduziert
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FS 2015
Professur Annette Gigon / Mike Guyer Annette Gigon / Mike Guyer

Wohnüberbauung Brunnenhof,
Zürich, CH, 2007
Annette Gigon / Mike Guyer
Städtebauliche Situation: 
Der sechsgeschossige Baukörper folgt der Hofwiesenstrasse, 
und schirmt den Park vom Strassenlärm ab. Das vier- bzw. 
fünfgeschossige Gebäude an der Brunnenhofstrasse ist  beidseitig 
von Grün umgeben und gleicht sich in der Höhenentwicklung 
seinen Nachbargebäuden an. 

Raumprogramm: 
Zwei Baukörper angrenzend an eine Parkanlage mit 72 
Mietwohnungen, 6 Einzelzimmern, Gemeinschaftsraum, 
Doppelkindergarten, Doppelkinderhort, Tiefgarage mit 75 PP

Konstruktion: 
Einsteinmauerwerk mit 20 cm Mineralwolle gedämmt.
Vorgehängte hinterlüftete Fassadenplatten, ESG 6mm, rückseitig 
emailliert. Fassade: Uw 0.25 W/m2K, Fenster: Uw 1.30 W/m2K

Fassade: 
Geschosshohe Fenster wechseln sich mit farbigen Sonnen- 
und Sichtschutzpaneelen aus Glas ab. Spiegelnde und matte, 
opake, transluzente und transparente Farbflächen erzeugen ein 
fliessendes Farbspiel.

Farbgestaltung: 
Adrian Schiess, Mouans-Sartoux, Frankreich

Ho
fw

ie
se

ns
tra

ss
e

Brunnenhofstrasse

ST +
8.01

ST +4.32

ST +4.32

ST +4.32

ST +4.32

ST +4.32

ST +4.32

Überbauung Brunnenhof,  Zürich - Wohnungen für kinderreiche Familien, 2003 - 2007 Grundriss 2.-5. Obergeschoss

© GIGON / GUYERANNETTE GIGON / MIKE GUYER

0135

6

7

5
4

3

2

1 H

B

0 5 10 25 50m

Fassade Haus H parkseitig

Situationsplan 1:3000

Farbstudie Adrian SchiessLoggiaLoggia Fassade Haus H / B parkseitig

106. 

Grundriss B5/6 OG 4
Achse M/5.8.1 Sc

hn
itt

 C
-C

UNP 60/42

Flüssigfolie

-0.83

1.
65

34
5

6

+ 14.11

12.5 10

ch
anze)

strat 6 cm

erungsschicht (zb. Enkadrain) 20mm
agig,  1.Lage in Heissbitumen 
chig aufgeschweisst
m

ss  Flüssigfolie mind. 10cm

12

+ 13.705

6.
5

46
5

1

+ 13.23

+ 13.695

+ 13.585

4.
5

9-
7

26

47
5

+ 13.49 OK.Beton

11

8

Geländer:
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

Stahlstütze:
Feuerverzinkt d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

Schiebefront:
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil
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Vorfabr. Betonelement in Schalung
eingelegt.

(Detailplan 135.212.012+055)
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BALKONENTWÄSSERUNG
-Stahlbeton 38.5- 32.5 cm mit Aussparung (21/6.5 cm)
-Dw d75mm, Uginox
-PE Dw63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 75 mm
-Blechtasse10/10 ( Steckmuffe) 
-Flüssigfolie auf Blechtasse, Beton abw. ca.50CM
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage, Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP mit Flüssigkunstoff ausstreichen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1-2%,  3 cm

10

Balkonentwässerung:

-Stahlbeton 38.5- 32.5 cm
-Dw d75mm, Uginox
-PE Rohr 63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 90 mm
und Tassenrand PE

-Flüssigfolie auf Blechtasse und Betonaussparung,abw. ca.50CM, ganze Fassade
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage und Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP max Länge dann gestossen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1.5%,  4 cm

GELÄNDER
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

STAHLSTÜTZEN
feuerverzinkt  d120 mm F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

SCHIEBEFRONT
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca,
140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+
Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil

VORFABR. BETONELEMENTE
Befestigung mit ab Werk eingelegter Armierung 
in Ortbetondecke.(Dimensionieung laut
Hersteller)

Betonelement ist gleichzeitig seitlicher 
Schalungsabschluss

(Detailplan 135.212.012+055)

VORFABR. BETONELEMENT D3/D1 ECKELEMENT D4
in Schalung eingelegt
(Detailplan 135.135.212.050)

Elementstösse: mit Fugenband und Kittfuge
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Geländer:
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

Stahlstütze:
Feuerverzinkt d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

Schiebefront:
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil

80

Vorfabr. Betonelement in Schalung
eingelegt.

(gemäss Spez. Plan)
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Wandaufbau:

Abrieb fein
Backstein 17,5cm
Isolation 20cm MF (minergie)
Hinterlüftung
Fassadenplatten (ESG 6mm) hinterspritzt

Balkone:
-Ortbetonplatten  ca.39-32.5cm  im Gef. 1.5%  
 mit CNS Dorn in Decke eingelegt
 und feuerverzinkte Stahlstützen d120
-Belag: Hartbeton 3-4 cm
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FASSADENMUSTER 1/1
EG B7  Achse 7.9/N
Unternehmer:
Betonelemente: Element AG , Veltheim
Fenster: Fenster Schär, Wil
Fassade: Diethelm Fassadenbau, Hermetschwil
Sonnenstoren: Hartmann+Co, Zürich
Geländer: Geilinger, Winterthur
Schiebeelemente: Geilinger, Winterthur
Spengler: AEZ, Zürich
Dachwasser: Sada, Zürich
Hartbeton: Steinit
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Schwelle Fenster Balkonseite, Treppenhaus
Koten, Betonelemente,
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Professur Annette Gigon / Mike Guyer Annette Gigon / Mike Guyer

Wohnüberbauung Brunnenhof,
Zürich, CH, 2007
Annette Gigon / Mike Guyer
Städtebauliche Situation: 
Der sechsgeschossige Baukörper folgt der Hofwiesenstrasse, 
und schirmt den Park vom Strassenlärm ab. Das vier- bzw. 
fünfgeschossige Gebäude an der Brunnenhofstrasse ist  beidseitig 
von Grün umgeben und gleicht sich in der Höhenentwicklung 
seinen Nachbargebäuden an. 

Raumprogramm: 
Zwei Baukörper angrenzend an eine Parkanlage mit 72 
Mietwohnungen, 6 Einzelzimmern, Gemeinschaftsraum, 
Doppelkindergarten, Doppelkinderhort, Tiefgarage mit 75 PP

Konstruktion: 
Einsteinmauerwerk mit 20 cm Mineralwolle gedämmt.
Vorgehängte hinterlüftete Fassadenplatten, ESG 6mm, rückseitig 
emailliert. Fassade: Uw 0.25 W/m2K, Fenster: Uw 1.30 W/m2K

Fassade: 
Geschosshohe Fenster wechseln sich mit farbigen Sonnen- 
und Sichtschutzpaneelen aus Glas ab. Spiegelnde und matte, 
opake, transluzente und transparente Farbflächen erzeugen ein 
fliessendes Farbspiel.

Farbgestaltung: 
Adrian Schiess, Mouans-Sartoux, Frankreich
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Geländer:
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

Stahlstütze:
Feuerverzinkt d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

Schiebefront:
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil
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Vorfabr. Betonelement in Schalung
eingelegt.

(Detailplan 135.212.012+055)

1
9

41
5

32
.5

BALKONENTWÄSSERUNG
-Stahlbeton 38.5- 32.5 cm mit Aussparung (21/6.5 cm)
-Dw d75mm, Uginox
-PE Dw63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 75 mm
-Blechtasse10/10 ( Steckmuffe) 
-Flüssigfolie auf Blechtasse, Beton abw. ca.50CM
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage, Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP mit Flüssigkunstoff ausstreichen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1-2%,  3 cm

10

Balkonentwässerung:

-Stahlbeton 38.5- 32.5 cm
-Dw d75mm, Uginox
-PE Rohr 63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 90 mm
und Tassenrand PE

-Flüssigfolie auf Blechtasse und Betonaussparung,abw. ca.50CM, ganze Fassade
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage und Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP max Länge dann gestossen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1.5%,  4 cm

GELÄNDER
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

STAHLSTÜTZEN
feuerverzinkt  d120 mm F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

SCHIEBEFRONT
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca,
140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+
Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil

VORFABR. BETONELEMENTE
Befestigung mit ab Werk eingelegter Armierung 
in Ortbetondecke.(Dimensionieung laut
Hersteller)

Betonelement ist gleichzeitig seitlicher 
Schalungsabschluss

(Detailplan 135.212.012+055)

VORFABR. BETONELEMENT D3/D1 ECKELEMENT D4
in Schalung eingelegt
(Detailplan 135.135.212.050)

Elementstösse: mit Fugenband und Kittfuge
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Geländer:
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

Stahlstütze:
Feuerverzinkt d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

Schiebefront:
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil
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Wandaufbau:

Abrieb fein
Backstein 17,5cm
Isolation 20cm MF (minergie)
Hinterlüftung
Fassadenplatten (ESG 6mm) hinterspritzt

Balkone:
-Ortbetonplatten  ca.39-32.5cm  im Gef. 1.5%  
 mit CNS Dorn in Decke eingelegt
 und feuerverzinkte Stahlstützen d120
-Belag: Hartbeton 3-4 cm
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FASSADENMUSTER 1/1
EG B7  Achse 7.9/N
Unternehmer:
Betonelemente: Element AG , Veltheim
Fenster: Fenster Schär, Wil
Fassade: Diethelm Fassadenbau, Hermetschwil
Sonnenstoren: Hartmann+Co, Zürich
Geländer: Geilinger, Winterthur
Schiebeelemente: Geilinger, Winterthur
Spengler: AEZ, Zürich
Dachwasser: Sada, Zürich
Hartbeton: Steinit

Schnitt Fassade Ost   B7  Achse  7.9

Schnitt Fassade Ost   B7  Achse  7.9

-0.855

±0.00

7.9

25

25
23

-0.81

-1.29

2
8

2

1.
36

.5

30

EG B7

Bodenaufbau EG:

Bodenbelag Parkett 1cm
Zementunterlagsboden 8cm
PE Folie
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Betondecke 25cm

-0.83
-0.855

Wand/Boden Detail:
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Bitumendichtungsbahn 1-Lagig
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Treppenanlage:
Vorfabrizierte Betonelemente
Kunststein Geschliffen
(Siehe treppenplan)

Detail M1/5
135.211.021/022

EG

UG

2.
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Vorfabriziertes Betonelement
Dämmung 12cm
Befestigung laut Firma Ankotech
Abklebung Betonelement
zu Rohbau von Fassadenbauer
Detail M1/5
135.212.241
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Vorfabr. Betonelement
( Dämmung 12cm)
Befestigung 2 Ultraprofile 
Grösse laut Firma Ankotech
Detail M1/5
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Ultraprofil, Befestigung laut 
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Vorfabr. Betonelement
Dämmung 12cm
Befestigung laut Firma Ankotech
Detail M1/5
135.212.221
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WANDAUFBAU
Abrieb fein + Grundputz 1.5cm
Backsteinmauerwerk 17.5cm
Wärmedämmung Mineralwolle 20cm 
Hinterlüftung 4.4cm
Fassadenplatten ESG 6mm, 
rückseitig emailiert

BODENAUFBAU NORMALGESCHOSSE
Bodenbelag Parkett 1cm
Zementunterlagsboden 8
PE Folie
Trittschalldämmung  2cm
Wärmedämmung EPS 2cm
Betondecke 25cm
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Abklebung Betonelement
zu Fenster von Fassadenbauer

Detail M1/5
135.212.241
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Dachaufbau: Warmdach extensiv begrünt

- Ansaat( zB. Sedumpflanze)
- Pflanzensubstrat 8cm extensiv, Randbereich Kiesstreifen
- Trennvlies 800 g/m2
- EGV 3 + EP4 WF, 2-Lagig,  1.Lage lose verlegt,
  2.Lage vollflächig aufgeschweisst
- Trennlage, Vlies 
- Wärmedämmung Mineralwolle 20cm 
- Dampfsperre EVA4 vollflächig geklebt
- Betondecke im Gef. 24-35 cm
- Decke verputzt

1

80

Wand Detail:

sickerfähige Hinterfüllung (Schotter)
Perimeterdämmung XPS 10cm 
Bitumendichtungsbahn 1-Lagig 
Auflagerwinkel +Plattenanker 
abdichten
EP5 WF Flamm +20cm OK 
Betonelement bis 1m unter Terrain
Betonwand 25cm WD

+0.055
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Vordach vorfabriziertes Betonelement
mit integr. Lampe und Speier
Befestigung laut Ingenieur
Details M1/5
135.212.060/067

Dachaufbau: Warmdach extensiv begrünt

- Ansaat( zB. Sedumpflanze)
- Pflanzensubstrat 8cm extensiv, Randbereich Kiesstreifen
- Trennvlies 800 g/m2
- EGV 3 + EP4 WF, 2-Lagig,  1.Lage lose verlegt,
  2.Lage vollflächig aufgeschweisst
- Trennlage, Vlies 
- Wärmedämmung Mineralwolle 20cm 
- Dampfsperre EVA4 vollflächig geklebt
- Betondecke im Gef. 24-35 cm
- Decke verputzt

Holz-Metallfenster 
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm

Detail M1/5
135.272.206/207

OG 1-5

25

25

-2.96

       + 2.60

Gefälle var.%

Vorplatz Eingang:

Hartbetonüberzug 3cm, 
Besenstrich
Druckverteilplatte Beton 27cm
Magerbeton 5cm

Detail M1/5
135.211.510/513
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Vorfabr. Betonelement
Befestigung laut Firma Ankotech
Detail M1/5
135.212.263/264

Omega mit Langloch
Zahnung
Kraftschlüssig

344

Wand/Boden Detail:

Hinterfüllung
Perimeterdämmung XPS 10cm  ganze Höhe bei 
Treppe/Waschwn/Trocknen
Bitumendichtungsbahn 1-Lagig 
EP5 WF Flamm ab OK Betonelement
Betonwand 25cm WD

Haus 1-4 + 17.78
Haus 5    + 11.21
Haus 6/7 +14.09
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       + 17.80Gefälle 2%
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Gefälle 1.5 % 

BODENAUFBAU DECKE EG/UG
Bodenbelag Parkett 1cm
Zementunterlagsboden 8cm
PE Folie
Trittschalldämmung   2cm
Wärmedämmung EPS 12cm
Betondecke 25cm

Aussparung 2/10
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Nocken 40x50x22 als
Auflager für Monobeton

Treppe Betonelement vorgefertigt 
Unterseite und beide Seiten Sichtbeton.
Winkelstufen im Anzug; geschliffen, 
schwarz eingefärbt Marmor 3-7mm
mit schwarzen Einschlägen.
Mörtelkleber: H = ca.1cm 

Steigung: 16x18.97cm
Auftritt: 24.5cm / Anzug: 3.5cm
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Winkel Geländer

Winkel Geländer

Winkel Fensterzarge

Winkel Fensterzarge

Winkel Fensterzarge

Detail Geländer 
siehe Plan-Nr. 272_950
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FENSTER
Holz-Metallfenster , 2-fach  Isolierverglasung (Fassade)

SONNENSCHUTZ
Hartmann 90, Sturz 26/14cm

Bretteinlage 2/10cm 
bei Fenster, in B-Decke eingelegt

SONNENSCHUTZ
Hartmann 90, Sturz 26/14cm

Bretteinlage 2/10cm 
bei Fenster, in B-Decke eingelegt
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D-Schnitte Fassaden  Haus H 1-4
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Grundlageplan
Koten Aufbau, Materialien, Treppe, Rinne
Schwelle Fenster Balkonseite, Treppenhaus
Koten
Befestigung Betonelement, Eingangselement ohne Briefkasten, Textergänzung,
Detailhinweise
Koten, Rinne, Geländer
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Dachrandabdichtung 
- Uginox 0,8mm, 4x abgewinkelt
- Einhängestreifen mit Compriband

- Aufbordung Winkelblech mit Klebeflansch, Kupfer 0.5mm 
- Dampfsperre VA4 hochgezogen bis Mauerkrone
- Kiesstreifen 8cm ca. 30cm breit, Rundkies gewaschen
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Pe Stutzen mit Rinnenanschluss

UNP 60/42

Flüssigfolie
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Dachrandabdichtung 
- Uginox 0,8mm, 4x abgewinkelt
- Einhängestreifen mit Compriband

- Aufbordung Winkelblech mit Klebeflansch, Kupfer 0.5mm 
- Dampfsperre VA4 hochgezogen bis Mauerkrone
- Kiesstreifen 8cm ca. 30cm breit, Rundkies gewaschen
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Dachaufbau Vordach Dachrand
- Ansaat (zB. Sedumpflanze)
- Kies mit Pflanzensubstrat 6 cm
- Trennvlies 800 g/m2
- Schutz- und Entwässerungsschicht (zb. Enkadrain) 20mm
- EV4A + EP4 WF, 2-Lagig,  1.Lage in Heissbitumen 
  verlegt, 2.Lage vollflächig aufgeschweisst
- Gefällsüberzug 0-10cm
- Betondecke 26cm
- Randbereich/Abschluss  Flüssigfolie mind. 10cm
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Vorfabr. Betonelement B70-B75 (gemäss Spez. 
Plan)
Elementstösse: mit Fugenband und Kittfuge
Befestigung laut Firma Ankotech
Detail M1/5
135.212.273
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Flüssigfolie
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Pe Stutzen mit Rinnenanschluss

Flüssigfolie

Bodenaufbauu:

Bodenbelag Parkett 1cm
Zementunterlagsboden 8
PE Folie
Trittschalldämmung  2cm
Wärmedämmung XPS 2cm
Betondecke 25cm
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Fassadenschnitt  Ostfassade  Holz-Fenster, Balkon
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Dachwasser+ 
Balkonentwässerung auf 
den Vorplatz 

WANDAUFBAU
Abrieb fein + Grundputz 1.5cm
Backsteinmauerwerk 17.5cm
Wärmedämmung Mineralwolle 20cm 
Hinterlüftung 4.4cm
Fassadenplatten ESG 6mm, rückseitig emailiert

Balkone:
-Ortbetonplatten  ca.32.5-55 cm  im Gef. 1.5%  
 feuerverzinkte Stahlstützen d120
-Belag: Hartbeton 4 cm
-Dämmungseinlage XPS 8/15cm

VORFABR. BETONELEMENT D3 M - D 
in Schalung eingelegt  (gemäss Spez. Plan)

Elementstösse: mit Fugenband und Kittfuge

Vorfabr. Betonelement in Schalung 
eingelegt. 

(gemäss Spez. Plan)

Dachwasser+ Balkonentwässerung 
auf den Vorplatz 
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Balkone:
-Ortbetonplatten  32-38 cm  im Gef. 1.5%  
 mit CNS Dorn in Decke eingelegt 
 und feuerverzinkte Stahlstützen d100
-Belag: Hartbeton 4 cm

Balkone:
-Ortbetonplatten  ca.35 cm  im Gef. 1.5%  
 mit CNS Dorn in Decke eingelegt 
 und feuerverzinkte Stahlstützen d120
-Belag: Hartbeton 4 cm

GELÄNDER
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit 
angeschweisster Rinne; Distanzhalter

3

-1.20 = 470.15 H Haus 1

-1.45 = 469.90 H Haus 4
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32
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WANDAUFBAU Perimeter bis -1m unter Terrain
- 50cm Beton
- Bitumendichtungsbahn 1-lagig EPS5 WF Flamm
- Perimeterdämmung XPS 60mm
- Hinterfüllung

50

STAHLSTÜTZEN
feuerverzinkt  d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

SCHIEBEFRONT
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 
140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ 
Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil

Einlage XPS 8cm,26cm

Vorhangschiene Vs57

BALKONENTWÄSSERUNG
-Stahlbeton 38- 32.5 cm mit Aussparung (22/3 cm)
-Dw d75mm, Uginox
-PE Dw63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 75 mm
-Blechtasse10/10 ( Steckmuffe) 
-Flüssigfolie auf Blechtasse, Beton abw. ca.50CM
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage, Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP mit Flüssigkunstoff ausstreichen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1-2%,  3 cm

VORFABR. BETONELEMENTE
Befestigung mit ab Werk eingelegter 
Armierung in Ortbetondecke.(Dimensionieung 
laut Firma Ankotech)

Betonelement ist gleichzeitig seitlicher 
Schalungsabschluss
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Sickerschacht für Dachwasser
Zementrohr 30/50
Splitt 3/6 5cm
Rundkies 8/16  5cm
Rundkies 16/32 40cm

Sickerschacht für Dachwasser
Zementrohr 30/50
Splitt 3/6 5cm
Rundkies 8/16  5cm
Rundkies 16/32 40cm
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Entwässerung Vordach
- Flachdachablauf aco-passavant Modell DN 70 1.5°
  mit 3 Aufsatzringen, Eimer und Kugelrost

1312

+ 16.92

BALKONENTWÄSSERUNG
-Stahlbeton 38.5- 32.5 cm 
-Dw d75mm, Uginox
-PE Rohr 63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 90 mm 
 und Tassenrand PE
-Flüssigfolie auf Blechtasse und Betonaussparung,abw. ca.50CM, ganze Fassade
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage und Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP max Länge dann gestossen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1.5-2%,  3-4 cm
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Perimeterdämmung XPS 6CM 
unter Auskragung Balkon h1.4m
Verputzt

Kellerfenster siehe Detail Nr. 221_502
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BODENAUFBAU NORMALGESCHOSSE
Bodenbelag Parkett 1cm
Zementunterlagsboden 8
PE Folie
Trittschalldämmung  2cm
Wärmedämmung EPS 2cm
Betondecke 25cm

FENSTER
Holz-Metallfenster , 2-fach  Isolierverglasung (Fassade)

SONNENSCHUTZ
hartmann 90, Sturz 26/14cm

10

GELÄNDER
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit 
angeschweisster Rinne; Distanzhalter 

STAHLSTÜTZEN
Feuerverzinkt  d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

SCHIEBEFRONT
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 
140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ 
Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil

VORFABR. BETONELEMENT D3/ M - D
in Schalung eingelegt  (gemäss Spez. Plan)

Elementstösse: mit Fugenband und Kittfuge
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Gefälle 1.5%
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WANDAUFBAU Perimeter bis -1m unter Terrain
- 50cm Beton
- Bitumendichtungsbahn 1-lagig EPS5 WF Flamm
- Perimeterdämmung XPS 60mm, verputzt
- Hinterfüllung

BODENAUFBAU DECKE EG/UG
Bodenbelag Parkett 1cm
Zementunterlagsboden 8cm
PE Folie
Trittschalldämmung  2cm
Wärmedämmung EPS 12cm
Betondecke 25cm

Dachaufbau: Warmdach extensiv begrünt

- Ansaat( zB. Sedumpflanze)
- Pflanzensubstrat 8cm extensiv, Randbereich Kiesstreifen
- Trennvlies 800 g/m2
- EGV 3 + EP4 WF, 2-Lagig,  1.Lage lose verlegt,
  2.Lage vollflächig aufgeschweisst
- Trennlage, Vlies 
- Wärmedämmung Steinwolle Flumroc Prima 20cm 
- Dampfsperre EVA4 vollflächig geklebt
- Betondecke im Gef. 24-35cm
- Decke verputzt

Dachaufbau Vordach Dachrand
- Ansaat (zB. Sedumpflanze)
- Kies mit Pflanzensubstrat 6 cm
- Trennvlies 800 g/m2
- Schutz- und Entwässerungsschicht (zb. Enkadrain) 20mm
- EV4A + EP4 WF, 2-Lagig,  1.Lage in Heissbitumen 
  verlegt, 2.Lage vollflächig aufgeschweisst
- Gefällsüberzug 0-10cm
- Betondecke 26cm
- Randbereich/Abschluss  Flüssigfolie mind. 10cm

Vorfabr. Betonelement B70 - B75 (gemäss Spez. Plan)
Elementstösse: mit Fugenband und Kittfuge
Befestigung laut Firma Ankotech
Detail M1/5 
123.212.273
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Dämmung Sockel
8cm XPS, Höhe ca. 12cm
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Einlage XPS 8cm,38cm, Baumeister

Einlage XPS 8cm,15cm, baumeister

Eos, Simes
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Einlage XPS 8cm,15cm, baumeister
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Vorfabr. Betonelement in Schalung 
eingelegt. 

(gemäss Spez. Plan)

GELÄNDER
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit 
angeschweisster Rinne; Distanzhalter 

STAHLSTÜTZEN
feuerverzinkt  d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

SCHIEBEFRONT
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 
140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ 
Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil

BALKONENTWÄSSERUNG
-Stahlbeton 38- 32.5 cm mit Aussparung (22/3 cm)
-Dw d75mm, Uginox
-PE Dw63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 75 mm
-Blechtasse10/10 ( Steckmuffe) 
-Flüssigfolie auf Blechtasse, Beton abw. ca.50CM
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage, Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP mit Flüssigkunstoff ausstreichen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1-2%,  3 cm

VORFABR. BETONELEMENTE
Befestigung mit ab Werk eingelegter 
Armierung in Ortbetondecke.(Dimensionieung 
laut Firma Ankotech)

Betonelement ist gleichzeitig seitlicher 
Schalungsabschluss

BALKONENTWÄSSERUNG
-Stahlbeton 38.5- 32.5 cm 
-Dw d75mm, Uginox
-PE Rohr 63mm Stutze mit Rinnenbogen eingelegt in
 Balkonplatte ca. alle 9.45, mit Anschlusssteckmuffe für Dw d 90 mm 
 und Tassenrand PE
-Flüssigfolie auf Blechtasse und Betonaussparung,abw. ca.50CM, ganze Fassade
-Rinne: Feuerverzinkte Stahlrinne UNP 60/42 mit angeschweissten UNP60/42/60 
 für Geländermontage und Anschlussrohr für Rinne eingeschweisst.
-UNP max Länge dann gestossen, Geländer auf UNP schrauben
-Belag; Hartbeton im Gef.1.5-2%,  3-4 cm

GELÄNDER
Feuerverzinktes Staketengeländer H 100 B 6 cm mit 
angeschweisster Rinne; Distanzhalter 

STAHLSTÜTZEN
Feuerverzinkt  d120 mm  F30
Stützenkopf 160/160mm
gemäss Angaben Ing.

SCHIEBEFRONT
Sonnen-Sichtschutzpanele verschiebbar, ca, 
140/246 cm
( VSG 2x10mm mit Farbfolien+ 
Sonnenschutzfolie)
Unten; Laufschiene / Oben; geführt in U-Profil
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Bretteinlage 2/10cm 
bei Fenster, in B-Decke eingelegt

Bretteinlage 2/10cm 
bei Fenster, in B-Decke eingelegt
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FENSTER
Holz-Metallfenster , 2-fach  Isolierverglasung (Fassade)

SONNENSCHUTZ
hartmann 90, Sturz 26/14cm

D-Schnitte Fa-Balkon   Haus H 1-4
Plan-Nr.: 0135.135.215.002
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Koten Aufbau, Materialien, Treppe, Rinne

Schwelle Fenster Balkonseite, Treppenhaus
Koten
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Überbauung Brunnenhof,  Zürich - Wohnungen für kinderreiche Familien, 2003 - 2007 2. - 5. Obergeschoss Haus Hofwiesenstrasse
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Überbauung Brunnenhof,  Zürich - Wohnungen für kinderreiche Familien, 2003 - 2007 2. - 3. Obergeschoss Haus Brunnenhofstrasse
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Detail Holzfenster, Balkon Haus H 1: 40Wandverkleidung Haus H 1: 40

Regelgeschoss Haus B 1:500

Regelgeschoss Haus H 1:500

Fassade Haus B parkseitig 1:500

Schnitt Haus B 1:500

Fassade Haus H parkseitig 1:500

Schnitt Haus H 1:500

106. 

Wärmedämmung

Wand:  20cm / U-Wert: 0.17 W/m2K
Dach:  20cm / U-Wert: 0.13 W/m2K
Boden:  12cm / U-Wert:  0.3 W/m2K
Fenster:  2-fach / U-Wert: 1.3 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 13‘904 m2
Heizung    23,7 kWh/m2a
Warmwasser:  20,5 kWh/m2a

Projektierte Energiekennwerte

gemessene Werte siehe S. 53

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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Moderne Häuser verbrauchen viel weniger Energie als alte – so das Versprechen. Doch es 
zeigt sich, dass Minergie-Mehrfamilienhäuser viel mehr Energie brauchen als erwartet. Nun 
wird über Massnahmen diskutiert, um die Missstände zu beheben.
Minergie-Siedlungen wie die Überbauung Brunnenhof in Zürich oder Burgunder in Bern 
gelten als ökologische Vorzeigeprojekte. Doch die beiden Mehrfamilienhäuser mit Minergie-
P- oder P-Eco-Zertifikaten brauchen im Winter doppelt bis dreimal so viel Heizenergie wie 
geplant. Das zeigen Untersuchungen von Ingenieurbüros.
Zieht man andere Minergie-Wohnsiedlungen in die Betrachtung mit ein, klaffen Zielwerte 
und Realität nicht mehr ganz so extrem auseinander. Aber im Durchschnitt bleibt der Ener-
gieverbrauch fast anderthalbmal so hoch, wie vorgesehen. Marianne Zünd vom Bundesamt 
für Energie zeigt sich ernüchtert: «Das ist sehr eindrücklich.»
Die Zahlen der vorliegenden Studien zeigten, dass es tatsächlich ein Problem gebe, so 
Zünd. Das BFE werde nun mit allen relevanten Stellen zusammensitzen und nach Lösungen 
suchen. Auch bei den Ingenieuren und Architekten ist das Problem erkannt. Es geht um 
Komfort-Lüftungen, die nicht richtig eingestellt sind, um Sonnenstoren, die zur falschen 
Zeit unten oder oben sind und um Fenster, die in den Mietwohnungen auch im Winter offen 
stehen.
«Da muss etwas gehen», sagt der Vizepräsident des Ingenieur- und Architektenvereins, Ad-
rian Altenburger. Man müsse wohl mittels Vorschriften etwas Druck aufsetzen. «Dann geht 
meistens viel», zeigt er sich zuversichtlich.
Altenburger empfiehlt regelmässige, obligatorische Kontrollen der Minergie-Bauten auch 
nachdem sie in Betrieb genommen wurden. Doch allein damit dürften die Probleme noch 
nicht gelöst sein. Es wäre aber ein erster Schritt, damit wenigstens künftig erstellte Häuser 
so energiesparend werden, wie versprochen.

Christian von Burg, Problem mit Minergie, Zürich 2017,
https://www.srf.ch/news/schweiz/problem-mit-minergie-zuviel-energie-verpufft-durch-geoeffnete-
fenster
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06 Hauptsitz IUCN, Gland, 2010,
      AGPS Architecture

Wärmedämmung

Wand:   34cm
Dach/Estrich:  34cm
Boden:   34cm
Fenster:   3-fach

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 5‘150 m2
Heizung & Warmwasser: 10.8 kWh/m2a
Elektrizität:  4.7 kWh/m2a
Energiebezug total: 15.5 kWh/m2a
   55‘625 kWh/a

Heizungssystem:  Sole-Wasser-WP

Energieversorgung

Energieversrgung solar: 38‘938 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 70%

Projektierte Energiekennwerte

Low-Ex-Energiehaus

werk-material Bürobauten 06.05/562 ©Verlag Werk AG /OEuvre SA werk, bauen+wohnen 10|2010

IUCN Conservation centre, Gland, VD

Standort: Rue Mauverney 28, 1196 Gland
Bauherrschaft: IUCN International Union for Conservation of Nature
Architekt: agps.architecture
Projektteam Wettbewerb: Marc Angélil, Hanspeter Oester,
Reto Pfenninger, Manuel Scholl, Martin Zimmerli
Projektteam Ausführung: Dominik Arioli PL), Hanspeter Oester,
Angelika Scherer, Ines Trenner

Bauingenieur: Ingeni SA, Carouge
Spezialisten: Amstein+Walthert SA, Genf

Situation

Projektinformation
Die IUCN ist das weltweit grösste und wichtigste Naturschutz-
Netzwerk. Mit dem Erweiterungsbau entsteht das « Conservation Centre»

das als Drehscheibe für Interessenvertreter rund um das Thema Natur
dient und den Austausch mit der Öffentlichkeit sucht. Der Neubau
soll die Anforderungen der Labels LEED Platinum und Minergie-
PEco ® erfüllen. Nebst einer hoch gedämmten Gebäudehülle wurden
die Ressourcen Sonne, Wasser und Erdwärme bestmöglich genutzt:
optimale Tageslichtausbeute, aktive und passive Solarenergienutzung,

eine umfassende Regenwassernutzung innerhalb und ausserhalb

des Gebäudes sowie die Nutzung des Untergrunds als
Wärmereservoir. Das Resultat ist ein LowEx-ZeroEmisson-Gebäude, das
zu 100% mit erneuerbaren Energien betrieben wird und dabei 70%
seines gesamten Energiebedarfs, inklusive Brauchstrom, selber
produziert.

Raumprogramm
Der Neubau ist auf vier Ebenen organisiert. Parking und
Technikzentrale liegen halb versenkt im leicht abfallenden Gelände. Zwei
Atrien, ergänzt mit Oberlichtern und Galerien in den Mittelzonen,
versorgen die beiden Bürogeschosse mit viel Tageslicht. Der Fassade

entlang aufgereiht sind nebst den Büroräumen ein Foyer, Sitzungszimmer,

das Besucherzentrum, die Küche und das Restaurant,
welches ans Holzdeck des grossen Atriums stösst. In der Fuge zwischen

dem bestehenden und dem neuen Gebäude liegt der neue
Hauptzugang und eine Verbindungsterrasse, darüber schwebt der «Think
Tank» der Vordach, städtebauliches Zeichen und ideelles Zentrum des
neuen Campus ist. Von diesen Konferenzräumen bietet sich ein Blick
über das Photovoltaik-Dach in die Französischen Alpen.

Konstruktion
Das Tragwerk ist eine Stützen- Plattenkonstruktion, die teilweise
aus Recyclingbeton besteht, ausgesteift mit zwei Betonkernen. Der
«Think Tank» sitzt auf Dämmbetonwänden, welche mehrmals den
Dämmperimeter durchstossen. Der Rohbau bleibt weitgehend sichtbar.

Die Fassade besteht aus einer Pfosten-Riegel-Konstruktion aus
Fichtenholz mit mineralischer, hinterlüfteter Dämmung. Die
äusserste Hülle wird durch umlaufende Balkone gebildet, die als Fluchtwege

und sommerlicher Wärmeschutz dienen. Die Brüstungen bestehen

aus vorfabrizierten Betonelementen, deren Zusammensetzung
– Weisszement, Jurakalk und Flusskies – die Farbigkeit der benachbarten

Travertinfassade aufnimmt.

Gebäudetechnik
Minergie-P-Eco® LEED Platinum beide in Zertifizierung)
Geothermie- und Photovoltaikanlage, dezentrales Lüftungssystem,
Regenwassernutzung.
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Empfangsdesk im niedrigen Eingangsbereich

Photovoltaikaufbau
PV Elemente nach Süden
Alucobond Paneele nach Norden

Holzunterkonstruktion
auf Betonplatte

Dachaufbau Warmdach
Schutzschicht
Abdichtung Bitumen 2-lagig

34 cm Wärmedämmung eps
Dampfsperre
Überzug im Gefälle

28 cm Recyclingbetondecke, Sicht

Akustikpaneel HLK mit
Beleuchtung, Sprinkler, CO

2-Sensoren

Stützen Schleuderbeton

Fassade
Pfosten-Riegel Fichte weiss geölt
Türelement: Fichte geölt, Dämmung
Alucobond mit mineralischem Kern
Fensterelement: Festverglasung 3-fach IV
Alu-Clip natureloxiert

Brüstungen
Verkleidung innen: Fichte geölt
34 cm Wärmedämmung mineralisch

Bodenaufbau
8 cm Anhydritbelag, naturfarbig, versiegelt

Trennlage
2 cm Trittschalldämmung
32 cm Recyclingbetondecke, Sicht

Bodenaufbau
8 cm Anhydritbelag, naturfarbig

Trennlage
Einbetonierbüchse, Deckel Eiche geölt
Zuluftbox

34 cm Wärmedämmung eps
25 cm Stahlbetondecke, Sicht

Pilzkopf über Stützen ug
20 x200 x 200 cm

Sonnenschutz
Verbundraffstore
Alu einbrennlackiert
von unten nach oben laufend

Verkleidung
Stahlblech einbrennlackiert
Ausschnitt für Notleuchte

Balkon
Betonelemente vorfabriziert
Weisszement/Jurakalk/Flusskies

Platte: Ortbeton
Sauberkeitsschicht

Stahlstützen gestrichen

0 0,5 1,0

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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Projektinformationen
Die IUCN ist das weltweit grösste und wichtigste Na-
turschutz-Netzwerk. Mit dem Erweiterungsbau entsteht 
das « Conservation Centre» das als Drehscheibe für In-
teressenvertreter rund um das Thema Natur dient und 
den Austausch mit der Öffentlichkeit sucht. Der Neubau 
soll die Anforderungen der Labels LEED Platinum und 
Minergie-P-Eco erfüllen. Nebst einer hoch gedämmten 
Gebäudehülle wurden die Ressourcen Sonne, Wasser 
und Erdwärme bestmöglich genutzt: optimale Tages-
lichtausbeute, aktive und passive Solarenergienutzung, 
eine umfassende Regenwassernutzung innerhalb und 
ausserhalb des Gebäudes sowie die Nutzung des Unter-
grunds als Wärmereservoir. Das Resultat ist ein LowEx-
ZeroEmisson-Gebäude, das zu 100% mit erneuerbaren 
Energien betrieben wird und dabei 70%seines gesamten 
Energiebedarfs, inklusive Brauchstrom, selber produ-
ziert.

Raumprogramm
Der Neubau ist auf vier Ebenen organisiert. Parking und 
Technikzentrale liegen halb versenkt im leicht abfal-
lenden Gelände. Zwei Atrien, ergänzt mit Oberlichtern 
und Galerien in den Mittelzonen, versorgen die beiden 
Bürogeschosse mit viel Tageslicht. Der Fassade entlang 
aufgereiht sind nebst den Büroräumen ein Foyer, Sit-
zungszimmer, das Besucherzentrum, die Küche und das 
Restaurant, welches ans Holzdeck des grossen Atriums 
stösst. In der Fuge zwischen dem bestehenden und dem 
neuen Gebäude liegt der neue Hauptzugang und eine 
Verbindungsterrasse, darüber schwebt der «Think Tank», 
der Vordach, städtebauliches Zeichen und ideelles Zen-
trum des neuen Campus ist. Von diesen Konferenzräu-
men bietet sich ein Blick über das Photovoltaik-Dach in 
die Französischen Alpen. 

Konstruktion
Das Tragwerk ist eine Stützen- Plattenkonstruktion, die 
teilweise aus Recyclingbeton besteht, ausgesteift mit 
zwei Betonkernen. Der «Think Tank» sitzt auf Dämm-
betonwänden, welche mehrmals den Dämmperimeter 
durchstossen. Der Rohbau bleibt weitgehend sichtbar.
Die Fassade besteht aus einer Pfosten-Riegel-Konstruk-
tion aus Fichtenholz mit mineralischer, hinterlüfteter 
Dämmung. Die äusserste Hülle wird durch umlaufende 
Balkone gebildet, die als Fluchtwege und sommerlicher 
Wärmeschutz dienen. Die Brüstungen bestehen aus vor-
fabrizierten Betonelementen, deren Zusammensetzung 
– Weisszement, Jurakalk und Flusskies – die Farbigkeit 
der benachbarten Travertinfassade aufnimmt.

Gebäudetechnik
Minergie-P-Eco und LEED Platinum, beide in Zertifizie-
rung), Geothermie- und Photovoltaikanlage, dezentrales 
Lüftungssystem, Regenwassernutzung.

in: Werk, Bauen + Wohnen 10/2010, Zürich 2010

Hauptsitz IUCN
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07 Monte-Rosa-Hütte, Zermatt, 2010
      Bearth & Deplazes

Wärmedämmung

Wand:  30cm / U-Wert: 0.13 W/m2K
Dach/Estrich: 36cm / U-Wert: 0.11 W/m2K
Boden:  22cm / U-Wert: 0.20 W/m2K
Fenster:  3-fach / U-Wert: 1.0 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 890 m2
Heizung:   5.7 kWh/m2a
Warmwasser:  11.7 kWh/m2a
Elektrizität:  41.4 kWh/m2a
Energiebezug total: 59.1 kWh/m2a
   66‘071 kWh/a

Heizungsart:  Th. Solarkollektoren
   Blockheizkraftwerk

Energieversorgung

Solar Th. (156m2): 163.6 kWh/m2a
Solar PV (110m2):  151.1 kWh/m2a
Energieversorgung solar: 42‘139 kWh/a
Eigenenergievers. solar: 63.8%

Energieversorg. Rapsöl: 10‘182 kWh/a
Energieversorg. Propan: 13‘750 kWh/a

Projektierte Energiekennwerte

Autarkes Energiehaus

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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20 I NEUE MONTE-ROSA-HUTTE TEC21 41/2009

03 Kaskadentreppe und Fensterband
(Bild: js/Red.)
04 Fassadenschnitt, Mst. 1:50
- Dachaufbau:
Doppelstehfalz Aluminium
gesprengte Schalung, 27mm
Dachlattung, 60 mm
Nageldichtung, Unterdachfolie
Schalung, 27 mm
Konstruktionsholz, 120/360 mm
Dämmung Glasfaser, 360 mm
3-Schicht-Platte, 30mm
- Aussenwandaufbau 2. OG
Fotovoltaikmodul
Unterkonstruktion Aluminium
Hinterlüftung, Unterdachfolie
gesprengte Schalung, 27mm
Dämmung Glasfaser, 300 mm
Stegträger, 300 mm
3-Schicht-Platte, 30mm
Konstruktionsholz, 140/120 mm
- Fensterband:
Isolierverglasung in Pfosten-Riegel-System Alu
- Fussbodenaufbau:
Teppichboden bzw. Spritzelastomer (Bäder)
Estrich element, 10mm + 2x12.5mm
3-Schicht-Platte, 30mm
Konstruktionsholz, 80/180 mm
Hohlraumdämmung Glasfaser, 180 mm
3-Schicht-Platte, 30mm
-Aussenwandaufbau 1. UG:
Unterdachfolie
Schalung, 27 mm
Dämmung Glasfaser, 300 mm
Stegträger, 300 mm
3-Schicht-Platte, 30mm
Konstruktionsholz, 140/120 mm
Hohlraumdämmung, 140mm
Gipsfaserplatte, 2x12.5 mm
(Plan: ETH-Studio Monte Rosa)
05 Grundrisse, Mst. 1:250
(Pläne: ETH-Studio Monte Rosa)

i

«Hill

m

m

X^r^r

I

Die Herausforderungen für eine SAC-Hütte mit 120 
Betten sind enorm. Auf 2‘880 m ü.M existiert keine 
Wasser- und Stromversor gung. Ein Anschluss an eine 
Abwasser- und Kanalisationsanlage fehlt hier eben-
falls. Trotz diesen erheblichen Herausforderungen 
erstellten die Planer und Verantwortlichen mit der 
neuen Monta Rosa Hütte des SAC ein fünfstöckiges 
Gebäude. 
Die Architektur, die Holzkonstruktion, die Innenaus-
stattung mit den Schlafräumen für 120 Personen und 
die Ausgestaltung des Re staurants mit einem einmali-
gen Ausblick auf den Gorner Gletscher und zahlreiche 
Vier tausender der Walliser Bergwelt sind einzig artig. 
Trotz den erschwerten Umweltbedingungen findet 
man in diesem SAC-Gebäude Toiletten und sogar Du-
schen. Die Monte Rosa-Hütte setzt bezüglich Komfort 
und Annehmlich keiten neue Standards im Hochgebir-
ge. Wenn dieser „SAC-Luxus“ künftig erwünscht, in 
jeder Hinsicht umweltverträglich ist und finanziert 
wird, stellt sich die Frage, warum ökologisch vertret-
barer Komfort verhindert werden sollte, solange glo-
bal 1 Mio. Tonnen Erdöl pro Stunde verbrennt wird? 
Unsere Bundesverfassung schreibt eine nachhalti-
ge Entwicklung und die Nutzung einheimischer und 
erneuerbaren Energien vor. Der angepeilte ener-
getische Selbstversorgungsgrad von 90% gilt für 28 
Wochen im Sommerhalbjahr - nicht in begriffen sind 
rund 23‘900 kWh/a Propangas und Rapsöl zum Ko-
chen, die per Helikopter hinauf geflogen werden müs-
sen. 
Durch eine wärmetechnische „U-Wert-Op timierung“ 
wie beim Solarrestaurant Klein Matterhorn und ver-
stärkte solare PV-Nutzung der Südost- und Südwest-
fassade inkl. Dach gemäss heutigem Stand der Tech-
nik könnten künftige SAC Hütten nach Ansicht der 
Jury mehr als den gesamten Energiebedarf mit er-
neuerbaren Energien decken. Je nach Batterie- oder 
Wasserstoff speicher könnte eine Eigenenergiever-
sorgung von 150% oder mehr erreicht und die graue 
Energie mit verstärkter PV-Nutzung massiv gesenkt 
werden.

TEC21 41/2009 NEUE MONTE-ROSA-HUTTE I 21
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in: Schweizer Solarpreis 2010, Zürich 2010, S. 38-39

Monte-Rosa-Hütte
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08 Wohn- & Geschäftshaus Badenerstrasse, Zürich, 2010
      Pool Architekten

Wärmedämmung

Wand:   24cm
Dach/Estrich:  15 - 25cm
Fenster:   3-fach

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 9‘150 m2
Heizung:   17.5 kWh/m2a
Warmwasser:  19.4 kWh/m2a 
Elektrizität:  25.1 kWh/m2a
Energiebezug total: 62 kWh/m2a
   567‘300 kWh/a

Heizung:   Grundwasser-WP
   und Restwärme   
   Supermarkt

Energieversorgung
Solar PV (82m2):  122 kWh/m2a
Energieversorgung solar: 10‘000 kWh/a
Eigenenergievers. solar: 1.8%

Projektierte Energiekennwerte

Gemessene Werte und Gesamtumweltbelastung 
siehe Reader „Durability and/or Change?“ s. 242 ff. 

Niedrigenergiehaus (2000-Watt-Komp.)

Fallbeispiele 
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Zürich war das erste Pilotprojekt für die 
Umsetzung dieser Strategie. Um den 
Pilotcharakter des Bauvorhabens zu 
unterstützen, begleitete ein hierfür spezia
lisiertes Architekturbüro die Entwicklung 
und Umsetzung von Nachhaltigkeitsstra
tegien schon in der Vorbereitung des 
Wettbewerbs. Die Vorgaben sahen neben 
der Planung von ca. 50 Wohnungen die 
Schaffung eines weitgehend stützenfreien 
und großflächigen Bereiches im Erdge
schoss für einen neuen Supermarkt inklu
sive Anlieferung vor. Anstelle der ehemals 
auf dem Grundstück vorhandenen Park
plätze sollte eine Tiefgarage in das 
Gebäude integriert werden. 
Der bis zu siebengeschossige Baukörper 
besetzt das gesamte 2700 m2 große, 
ehemals der Einzelhandelskette Migros 
gehörende Grundstück an der Badener 
Straße (Abb. 6.39). Im Erdgeschoss liegen 
neben der Einzelhandelsfläche die Anlie
ferung, die Tiefgaragenzufahrt und die 
Zugänge zu den Wohngeschossen, wäh
rend in den sechs Geschossen darüber 
54 Wohnungen mit je 2,5 bis 3,5 Zimmern 
untergebracht sind. Der sich nach oben 
zurückstaffelnde Baukörper besitzt zwei 
gleichwertige Schaufassaden. Durch seine 
kammartige Struktur war es möglich, alle 
Wohnungen zu den beiden räumlich sehr 

6.41 unterschiedlichen Seiten hin zu orientieren 
- der ruhigen Nordseite mit Blick auf den
geplanten Park und der stark befahrenen
Straße im Süden (Abb. 6.40-6.42). Durch
den Versatz der Baukörper entstehen
Höfe, die die Lärmbelastung im Bereich
der zurückliegenden Fassaden reduzie
ren. Auf diese Weise lassen sich auch die
zur Straße orientierten Wohnräume natür
lich belüften. Die offenen Wohnungsgrund
risse, in denen sich bei Bedarf ein Zimmer
durch eine Schiebetür abtrennen lässt,
schaffen Durchblicke durch das gesamte
Gebäude.
Die beiden Unterschosse, das Erdge
schoss und die Treppenhäuser sind in

6.42 Massivbauweise aus Beton errichtet.
Die Decke über dem Erdgeschoss ist
als Abfangtisch konstruiert, auf dem die
sechs Wohngeschosse aus tragenden
Massivholzwänden und Holz-Hohlkam
merdecken errichtet wurden. Die hinter
lüftete Fassade ist mit Glasfaserbeton
elementen verkleidet, die auf einer Alu
miniumunterkonstruktion befestigt sind
(Abb. 6.4 7, S. 120, und 6.55, S. 124).
Die Energie für die Wärmeerzeugung
stammt größtenteils aus der Abwärme
der Kühlgeräte im Supermarkt. Die ver
bleibende Restwärme liefert eine Grund
wasserwärmepumpe, deren Strombedarf

6.43 rechnerisch von der 82 m2 großen PV-

Anlage auf dem Dach gedeckt wird. Fuß
bodenheizungen leiten die Wärme in die 
Räume ein. Zur kontrollierten Be- und Ent
lüftung dienen dezentrale Lüftungsgeräte 
in den Wohnungen, die als raumhohes 
Element neben jedem Fenster in die Fas
sade integriert sind (Abb. 6.51, S. 122). 
Für die Holzbaukonstruktion war es not
wendig, die Decken von Einbauten (wie 
z.B. Lüftungsleitungen) freizuhalten.
Abgehängte Decken waren aufgrund der
vorhandenen Raumhöhe nicht möglich.
Jedes Element besitzt einen Abluftventi
lator und eine Wärmerückgewinnung mit
einem Wirkungsgrad von 80%, mit der
die nachströmende Zuluft vorgewärmt
wird, sodass jeder Raum unabhängig
funktioniert. Die Abluft aus den Bädern
wird ohne Wärmerückgewinnung direkt
über Dach geführt.

Materialität und Konstruktion 
Nutzung und Konstruktionsweise der 
unteren Geschosse unterscheiden sich 
grundlegend von jener der Oberge
schosse. Die Untergeschosse, das Erd
geschoss und die Treppenhauskerne 
wurden aus Beton erstellt (Abb. 6.44). In 
den Treppenhäusern besteht der Rohbau 
aus Recyclingbeton, während bei den 
erdberührenden Bauteilen und im Erdge
schoss aus statischen und technischen 
Gründen darauf verzichtet wurde. Die 
Wohngeschosse wurden in einer bei dem 
Bau erstmals angewendeten tragenden 
Massivholzbauweise errichtet, die der 
Holzbauingenieur Herman Blumer entwi
ckelt hat. Die Konstruktion besteht aus 
geschosshohen massiven Kanthölzern 
aus regionalem Fichtenholz mit einem 
Querschnitt von 100/195 mm, die oben 
und unten mit einer mittigen Bohrung ver
sehen und mittels Holzdübeln auf einer 
Holzschwelle fixiert werden (Abb. 6.48, 
S. 121 ). Den oberen Abschluss bildet
wieder eine Massivholzschwelle, die
zugleich zur Einbindung der einzelnen
vorgefertigten Holz-Hohlkammer-Decken
elemente genutzt wird.
Die Deckenelemente sind über Schubver
binder aus Stahl gekoppelt und bilden
zusammen eine horizontale Scheibe aus,
die aus Gründen der Erdbebensicherheit
an den Treppenhauskernen verankert ist.
Die 100 mm starken Innenwände wurden
aus Brand- und Schallschutzgründen und
wegen der optisch sehr heterogenen
Oberflächen der Holzwand beidseitig mit
einer Gipsfaser-Vorsatzschale beplankt.
Die Wohnungstrennwände wurden als
Doppelwände mit Gipsfaser-Beplankung
erstellt und mit 40 mm Mineralwolle aus
gedämmt.

6.39 Lageplan, Maßstab 1 :2500 
6.40 Querschnitt, Maßstab 1 :750 
6.41 Grundriss 5. Obergeschoss, Maßstab 1 :750 
6.42 Grundriss 3. Obergeschoss, Maßstab 1 :750 
6.43 Grundriss Erdgeschoss Maßstab 1 :750 
6.44 Montagesequenz des Holzbaus oberhalb der 

Erdgeschoss-(Supermarkt-) Decke. Erstmals 
wurde bei dem Wohn- und Geschäftshaus eine 
neu entwickelte Holzmassivkonstruktion aus 
geschosshohen Fichtenkanthölzern verwendet. 

6.45 

Wohn- und Geschäftshaus in Zürich 

6.44 

6.45 Südwestfassade mit »Kunst am Bau«-Projekt 
der Künstlergruppe Superflex. Im Rahmen des 
hier wiedergegebenen Vertrags verpflichten sich 
die Bewohner zu einem Energieverbrauch von 
maximal 2000 Watt, kumuliert über alle Bereiche 
des privaten Lebens (Wohnen, Konsum und 
Mobilität). 

6.46 Wohnung mit Küchenblock und Fußbodenkanal 
(links an der Außenwand) 

\ 
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6.47 Schnitt Fassade/Dach vertikal, 
Maßstab 1 :20 
1 Dach: 

Rundkies 80 mm 
Schutzbahn 1 O mm 
Abdichtung Bitumen zweilagig (obere Schicht 
wurzeltest) 
Wärmedämmung Mineralwolle im Gefälle 
150-250 mm (im Randbereich nahe Attika: 
Wärmedämmung PUR, aluminiumkaschiert, 
druckfest 130 mm
Abdichtung EVA 3,5 mm 
OSB-Platte 3,5 mm 
Deckenplatte Brettschichtholz 200 mm
Luftdichtungsfolie 
Unterkonstruktion mit Federbügel 27 mm
Gipsfaserplatte (Brandschutz) 18 mm
Weißputz 5 mm 

2 Sonnenschutz Rafflamellenstoren, dahinter 
Wärmedämmung Mineralwolle 50 mm, 
Abdeckblech Aluminium goldfarben anodisiert 

3 Geschossdecke: 
Bodenbelag Parkett 10 mm 
Zementestrich mit Bodenheizung 70 mm 
Trennlage PE-Folie 
Wärme- und Trittschalldämmung Mineralwolle 
30 mm 
Hohlkastenelement (insgesamt 240 mm) aus: 
Dreischichtplatte 40 mm 
Rippen 160 mm 
dazwischen Splittschüttung ca. 50 mm 
Dreischichtplatte 40 mm 
Unterkonstruktion mit Federbügel 27 mm 
Gipsfaserplatte (Brandschutz) 18 mm 
Weißputz 5 mm 

4 Bodenkanal mit Stahlplatte, 80 x 150 mm 
in Gipsfaserplatte verschraubt 

5 Dachterrasse: 
Holzrost Lärche massiv, lasiert 
Lattung 35 mm 
Trennlage/Dachfolie 8 mm 
Abdichtung Bitumen zweilagig 
Wärmedämmung PUR mit Aluminiumkaschie
rung, druckfest im Gefälle 60-100 mm 
Dampfsperre 
Gipsfaserplatte 15 mm 
Brettstapeldecke Holz 200 mm 
Luftdichtungsfolie 
Unterkonstruktion mit Federbügel 27 mm 
Gipsfaserplatte (Brandschutz) 18 mm 
Weißputz 5 mm 

6 Außenwand: 
Fassadenverkleidung Glasfaserbeton 70 mm 
Unterkonstruktion/Hinterlüftung 30 mm 
Wärmedämmung Mineralwolle 160 mm 
Windpapier 
Holzbohle 100 mm 
Wärmedämmung Mineralwolle 80 mm 
Unterkonstruktion 30 mm 
Filzbahn 
Gipsfaserplatte zweilagig 25 mm 
Weißputz oder Spachtel 5 mm 
Glasfaservlies 

7 Wohnungstrennwand: 
Glasfaservlies 
Weißputz oder Spachtel 5 mm 
Gipsfaserplatte zweilagig 25 mm 
Filzbahn 
Unterkonstruktion 30 mm 
Holzbohle 100 mm 
Wärmedämmung Mineralwolle 40 mm 
Holzbohle 100 mm 
Unterkonstruktion 30 mm 
Filzbahn 
Gipsfaserplatte zweilagig 25 mm 
Weißputz oder Spachtel 5 mm 
Glasfaservlies 

6.48 Montagesequenz des Holzbausystems 
(Außenwand und Geschossdecke) 

6.49 Gesamtansicht von Nordosten 

Im Bereich der Außenwände ist die tra
gende Holzkonstruktion beidseitig 
gedämmt. Auf der Innenseite wurden 
bauseits eine 80 mm dicke Mineralwolle
platte sowie eine zweilagige Vorsatz
schale aus Gipsfaserplatten aufgebracht. 
Außenseitig komplettieren ein Windpa
pier, eine 160 mm starke Dämmung aus 
Mineralwollplatten sowie eine hinterlüftete 
Vorsatzschale aus profilierten Glasfaser
betonelementen auf einer Aluminium
unterkonstruktion den Fassadenaufbau 
(Abb. 6.47). 
Der Hohlraum der 240 mm hohen Holz
deckenelemente enthält zur Verbesse
rung des Schallschutzes und des som
merlichen Wärmeschutzes eine 50 mm 
starke Splittschüttung, die ein zusätzli
ches Gewicht von 60 kg/m2 in die Decken 
einbringt. Unterseitig ist die Konstruktion 
aus Schall- und Brandschutzgründen mit 
einer 18 mm dicken entkoppelten Gipsfa
serplatte verkleidet; oberseitig wurde ein 
70 mm starker schwimmender Zement
estrich mit Fußbodenheizung sowie der 
10 mm starke Massivholzparkettboden 
aufgebracht. Der gesamte Deckenaufbau 
beträgt damit 400 mm und liegt im oberen 

Bereich herkömmlicher Deckenstärken im 
Massivbau (ca. 330-420 mm). 
Für das Flachdach wurden aus bau
physikalischen Gründen statt der Hohl
kastendecken (Kondensatbildung im 
Hohlkasten) 200 mm starke Brettstapel
Deckenelemente verwendet und auf 
der Oberseite mit einer 150-200 mm 
starke Gefälledämmung aus Mineral
wolleplatten versehen. Im Bereich der 
Terrassen ermöglichten die guten Dämm
eigenschaften des Brettsperrholzes, eine 
Aufbauhöhe von nur ca. 150 mm und 
damit eine fast schwellenlose Zugäng
lichkeit der Terrassen. Hierzu mussten 
weder der Fußbodenaufbau erhöht noch 
Vakuumdämmpaneele verwendet wer
den. Die Aufbauhöhe wäre noch geringer 
ausgefallen, wenn statt des hier gewähl
ten Holzlattenrostes Zementplatten als 
Terrassenbelag verwendet worden 
wären. 
Die vertikalen Leitungsstränge verlaufen 
in durchgehenden und mit reversiblen 
Brandschutzplatten verkleideten Steig
schächten im Bereich der Treppenhäu
ser, die spätere Nachinstallationen 
ermöglichen. Die Sanitärinstallationen 
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wurden als Vorwandelemente geplant. 
Die horizontale Elektroverkabelung in den 
Wohnungen ist in sichtbaren Bodenkanä
len verlegt, sodass Decken und Wände 
frei von Leitungen bleiben konnten 
(Abb. 6.46). Die gewählte Variante ist ver
gleichsweise kostenintensiv, erleichtert 
jedoch nicht nur die Planung der Lei
tungsführung und eine spätere Umnutz
barkeit der Grundrisse, sondern bietet 
zudem einen hohen Mehrwert für die 
Bewohner, denen ohne sichtbare Kabel 
an jeder Stelle der Wohnung Strom- und 
Medienanschlüsse zur Verfügung stehen. 
Gemäß den Schweizer Brandschutzvor
schriften dürfen Holzgebäude maximal 
sechs Vollgeschosse haben und eine 
Traufhöhe von 25 m nicht überschreiten. 
Die hier gewählte Konstruktion mit einem 
Erdgeschoss aus Beton erlaubte es, die 
Höhe des eigentlichen Holzbaus auf 
sechs Geschosse zu reduzieren und 
machte den Neubau damit genehmi
gungsfähig. Alle tragenden Bauteile erfül
len die Anforderung El60 gemäß Schwei
zer VKF-Brandschutznorm, das Erdge
schoss und die Treppenhäuser wurden 
in El60 nbb ausgeführt. 

6.49 
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6.47 Schnitt Fassade/Dach vertikal, 
Maßstab 1 :20 
1 Dach: 

Rundkies 80 mm 
Schutzbahn 1 O mm 
Abdichtung Bitumen zweilagig (obere Schicht 
wurzeltest) 
Wärmedämmung Mineralwolle im Gefälle 
150-250 mm (im Randbereich nahe Attika: 
Wärmedämmung PUR, aluminiumkaschiert, 
druckfest 130 mm
Abdichtung EVA 3,5 mm 
OSB-Platte 3,5 mm 
Deckenplatte Brettschichtholz 200 mm
Luftdichtungsfolie 
Unterkonstruktion mit Federbügel 27 mm
Gipsfaserplatte (Brandschutz) 18 mm
Weißputz 5 mm 

2 Sonnenschutz Rafflamellenstoren, dahinter 
Wärmedämmung Mineralwolle 50 mm, 
Abdeckblech Aluminium goldfarben anodisiert 

3 Geschossdecke: 
Bodenbelag Parkett 10 mm 
Zementestrich mit Bodenheizung 70 mm 
Trennlage PE-Folie 
Wärme- und Trittschalldämmung Mineralwolle 
30 mm 
Hohlkastenelement (insgesamt 240 mm) aus: 
Dreischichtplatte 40 mm 
Rippen 160 mm 
dazwischen Splittschüttung ca. 50 mm 
Dreischichtplatte 40 mm 
Unterkonstruktion mit Federbügel 27 mm 
Gipsfaserplatte (Brandschutz) 18 mm 
Weißputz 5 mm 

4 Bodenkanal mit Stahlplatte, 80 x 150 mm 
in Gipsfaserplatte verschraubt 

5 Dachterrasse: 
Holzrost Lärche massiv, lasiert 
Lattung 35 mm 
Trennlage/Dachfolie 8 mm 
Abdichtung Bitumen zweilagig 
Wärmedämmung PUR mit Aluminiumkaschie
rung, druckfest im Gefälle 60-100 mm 
Dampfsperre 
Gipsfaserplatte 15 mm 
Brettstapeldecke Holz 200 mm 
Luftdichtungsfolie 
Unterkonstruktion mit Federbügel 27 mm 
Gipsfaserplatte (Brandschutz) 18 mm 
Weißputz 5 mm 

6 Außenwand: 
Fassadenverkleidung Glasfaserbeton 70 mm 
Unterkonstruktion/Hinterlüftung 30 mm 
Wärmedämmung Mineralwolle 160 mm 
Windpapier 
Holzbohle 100 mm 
Wärmedämmung Mineralwolle 80 mm 
Unterkonstruktion 30 mm 
Filzbahn 
Gipsfaserplatte zweilagig 25 mm 
Weißputz oder Spachtel 5 mm 
Glasfaservlies 

7 Wohnungstrennwand: 
Glasfaservlies 
Weißputz oder Spachtel 5 mm 
Gipsfaserplatte zweilagig 25 mm 
Filzbahn 
Unterkonstruktion 30 mm 
Holzbohle 100 mm 
Wärmedämmung Mineralwolle 40 mm 
Holzbohle 100 mm 
Unterkonstruktion 30 mm 
Filzbahn 
Gipsfaserplatte zweilagig 25 mm 
Weißputz oder Spachtel 5 mm 
Glasfaservlies 

6.48 Montagesequenz des Holzbausystems 
(Außenwand und Geschossdecke) 

6.49 Gesamtansicht von Nordosten 

Im Bereich der Außenwände ist die tra
gende Holzkonstruktion beidseitig 
gedämmt. Auf der Innenseite wurden 
bauseits eine 80 mm dicke Mineralwolle
platte sowie eine zweilagige Vorsatz
schale aus Gipsfaserplatten aufgebracht. 
Außenseitig komplettieren ein Windpa
pier, eine 160 mm starke Dämmung aus 
Mineralwollplatten sowie eine hinterlüftete 
Vorsatzschale aus profilierten Glasfaser
betonelementen auf einer Aluminium
unterkonstruktion den Fassadenaufbau 
(Abb. 6.47). 
Der Hohlraum der 240 mm hohen Holz
deckenelemente enthält zur Verbesse
rung des Schallschutzes und des som
merlichen Wärmeschutzes eine 50 mm 
starke Splittschüttung, die ein zusätzli
ches Gewicht von 60 kg/m2 in die Decken 
einbringt. Unterseitig ist die Konstruktion 
aus Schall- und Brandschutzgründen mit 
einer 18 mm dicken entkoppelten Gipsfa
serplatte verkleidet; oberseitig wurde ein 
70 mm starker schwimmender Zement
estrich mit Fußbodenheizung sowie der 
10 mm starke Massivholzparkettboden 
aufgebracht. Der gesamte Deckenaufbau 
beträgt damit 400 mm und liegt im oberen 

Bereich herkömmlicher Deckenstärken im 
Massivbau (ca. 330-420 mm). 
Für das Flachdach wurden aus bau
physikalischen Gründen statt der Hohl
kastendecken (Kondensatbildung im 
Hohlkasten) 200 mm starke Brettstapel
Deckenelemente verwendet und auf 
der Oberseite mit einer 150-200 mm 
starke Gefälledämmung aus Mineral
wolleplatten versehen. Im Bereich der 
Terrassen ermöglichten die guten Dämm
eigenschaften des Brettsperrholzes, eine 
Aufbauhöhe von nur ca. 150 mm und 
damit eine fast schwellenlose Zugäng
lichkeit der Terrassen. Hierzu mussten 
weder der Fußbodenaufbau erhöht noch 
Vakuumdämmpaneele verwendet wer
den. Die Aufbauhöhe wäre noch geringer 
ausgefallen, wenn statt des hier gewähl
ten Holzlattenrostes Zementplatten als 
Terrassenbelag verwendet worden 
wären. 
Die vertikalen Leitungsstränge verlaufen 
in durchgehenden und mit reversiblen 
Brandschutzplatten verkleideten Steig
schächten im Bereich der Treppenhäu
ser, die spätere Nachinstallationen 
ermöglichen. Die Sanitärinstallationen 
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wurden als Vorwandelemente geplant. 
Die horizontale Elektroverkabelung in den 
Wohnungen ist in sichtbaren Bodenkanä
len verlegt, sodass Decken und Wände 
frei von Leitungen bleiben konnten 
(Abb. 6.46). Die gewählte Variante ist ver
gleichsweise kostenintensiv, erleichtert 
jedoch nicht nur die Planung der Lei
tungsführung und eine spätere Umnutz
barkeit der Grundrisse, sondern bietet 
zudem einen hohen Mehrwert für die 
Bewohner, denen ohne sichtbare Kabel 
an jeder Stelle der Wohnung Strom- und 
Medienanschlüsse zur Verfügung stehen. 
Gemäß den Schweizer Brandschutzvor
schriften dürfen Holzgebäude maximal 
sechs Vollgeschosse haben und eine 
Traufhöhe von 25 m nicht überschreiten. 
Die hier gewählte Konstruktion mit einem 
Erdgeschoss aus Beton erlaubte es, die 
Höhe des eigentlichen Holzbaus auf 
sechs Geschosse zu reduzieren und 
machte den Neubau damit genehmi
gungsfähig. Alle tragenden Bauteile erfül
len die Anforderung El60 gemäß Schwei
zer VKF-Brandschutznorm, das Erdge
schoss und die Treppenhäuser wurden 
in El60 nbb ausgeführt. 

6.49 
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Das Projekt wurde konsequent nach den Kriterien der 
2000-Watt-Gesellschaft entwickelt. Es ist das erste Ge-
bäude in Zürich, welches den hohen Standard erfüllt. 
Das Volumen reagiert auf die Umgebungssituation, in-
dem die Baukörper auf der lärmbelasteten Strassenseite 
geschlossen sind, während sich zum Park hin wohnliche 
Balkone finden, die das Bild baumartig auflösen. Aus 
der plastischen Gestalt des Gebäudes ergeben sich in 
den drei obersten Geschossen grosszügige Terrassen, 
welche die dazugehörenden Wohnungen attraktiv erwei-
tern.

Das siebengeschossige Gebäude ist oberhalb der Beton-
decke über dem ebenerdigen Ladengeschoss als Holz-
bau ausgeführt. Das Sockelgeschoss ist als Abfangtisch 
in Ortbeton ausgeführt, um der Migros eine möglichst 
stützenfreie Verkaufsfläche anzubieten. Darauf wurde in 
Holz der sechsgeschossige Wohnteil erstellt. Die Vortei-
le dieser Bauweise waren neben der kurzen Erstellungs-
zeit, gegeben durch Vorfabrikation und Elementbau, das 
geringere Gewicht und die optimalen Werte des Holz-
baus bezüglich Nachhaltigkeit. Das in den Aussenwän-
den verwendete Bausystem besteht aus vertikalen, in ei-
nem Raster von 200 mm aneinandergereihten Bohlen in 
der Abmessung 100 x 195 mm. Eine Ausnahme zum Holz-  

bau bilden im Wohnteil die massiven Treppenhäuser, die 
den Zugang, den Fluchtweg und die Gebäudeaussteifung 
sicherstellen. Durch die Verwendung von Holz für das 
leichte Tragwerk konnte die Massivbaukonstruktion des 
Ladengeschosses im Erdgeschoss aus Stützen und einer 
Rippendecke entsprechend kleiner dimensioniert wer-
den. Die vorgehängte Fassade aus Faserzementplatten 
ist an vertikalen Profilen und Aluminiumkonsolen befes-
tigt. Die Platten enthalten nicht nur wenig Grauenergie, 
sondern erscheinen auch hinsichtlich Unterhalt günstig. 
Zudem verleihen sie dem Gebäude den massiven Aus-
druck, der für das innerstädtische Wohngebäude ge-
wünscht wurde. Die Holz-Metall-Fenster sind aussen mit 
farbig anodisierten Aluminiumprofilen abgedeckt.

Die Wärmeerzeugung erfolgt über die Rückkühlung der 
Kälteaggregate des Grossverteilers im Erdgeschoss so-
wie eine Grundwasserwärmepumpe, welche mit Strom 
der Fotovoltaikanlage auf dem Dach betrieben wird. Die 
kontrollierte Wohnungslüftung ist dezentral mit einem 
CO2-gesteuerten Fensterlüfter mit Wärmerückgewin-
nung unter geringem Installationsaufwand gelöst.

in: Holzbulletin 97/2010, Zürich 2010, S. 30-35
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Zürich war das erste Pilotprojekt für die 
Umsetzung dieser Strategie. Um den 
Pilotcharakter des Bauvorhabens zu 
unterstützen, begleitete ein hierfür spezia
lisiertes Architekturbüro die Entwicklung 
und Umsetzung von Nachhaltigkeitsstra
tegien schon in der Vorbereitung des 
Wettbewerbs. Die Vorgaben sahen neben 
der Planung von ca. 50 Wohnungen die 
Schaffung eines weitgehend stützenfreien 
und großflächigen Bereiches im Erdge
schoss für einen neuen Supermarkt inklu
sive Anlieferung vor. Anstelle der ehemals 
auf dem Grundstück vorhandenen Park
plätze sollte eine Tiefgarage in das 
Gebäude integriert werden. 
Der bis zu siebengeschossige Baukörper 
besetzt das gesamte 2700 m2 große, 
ehemals der Einzelhandelskette Migros 
gehörende Grundstück an der Badener 
Straße (Abb. 6.39). Im Erdgeschoss liegen 
neben der Einzelhandelsfläche die Anlie
ferung, die Tiefgaragenzufahrt und die 
Zugänge zu den Wohngeschossen, wäh
rend in den sechs Geschossen darüber 
54 Wohnungen mit je 2,5 bis 3,5 Zimmern 
untergebracht sind. Der sich nach oben 
zurückstaffelnde Baukörper besitzt zwei 
gleichwertige Schaufassaden. Durch seine 
kammartige Struktur war es möglich, alle 
Wohnungen zu den beiden räumlich sehr 

6.41 unterschiedlichen Seiten hin zu orientieren 
- der ruhigen Nordseite mit Blick auf den
geplanten Park und der stark befahrenen
Straße im Süden (Abb. 6.40-6.42). Durch
den Versatz der Baukörper entstehen
Höfe, die die Lärmbelastung im Bereich
der zurückliegenden Fassaden reduzie
ren. Auf diese Weise lassen sich auch die
zur Straße orientierten Wohnräume natür
lich belüften. Die offenen Wohnungsgrund
risse, in denen sich bei Bedarf ein Zimmer
durch eine Schiebetür abtrennen lässt,
schaffen Durchblicke durch das gesamte
Gebäude.
Die beiden Unterschosse, das Erdge
schoss und die Treppenhäuser sind in

6.42 Massivbauweise aus Beton errichtet.
Die Decke über dem Erdgeschoss ist
als Abfangtisch konstruiert, auf dem die
sechs Wohngeschosse aus tragenden
Massivholzwänden und Holz-Hohlkam
merdecken errichtet wurden. Die hinter
lüftete Fassade ist mit Glasfaserbeton
elementen verkleidet, die auf einer Alu
miniumunterkonstruktion befestigt sind
(Abb. 6.4 7, S. 120, und 6.55, S. 124).
Die Energie für die Wärmeerzeugung
stammt größtenteils aus der Abwärme
der Kühlgeräte im Supermarkt. Die ver
bleibende Restwärme liefert eine Grund
wasserwärmepumpe, deren Strombedarf

6.43 rechnerisch von der 82 m2 großen PV-

Anlage auf dem Dach gedeckt wird. Fuß
bodenheizungen leiten die Wärme in die 
Räume ein. Zur kontrollierten Be- und Ent
lüftung dienen dezentrale Lüftungsgeräte 
in den Wohnungen, die als raumhohes 
Element neben jedem Fenster in die Fas
sade integriert sind (Abb. 6.51, S. 122). 
Für die Holzbaukonstruktion war es not
wendig, die Decken von Einbauten (wie 
z.B. Lüftungsleitungen) freizuhalten.
Abgehängte Decken waren aufgrund der
vorhandenen Raumhöhe nicht möglich.
Jedes Element besitzt einen Abluftventi
lator und eine Wärmerückgewinnung mit
einem Wirkungsgrad von 80%, mit der
die nachströmende Zuluft vorgewärmt
wird, sodass jeder Raum unabhängig
funktioniert. Die Abluft aus den Bädern
wird ohne Wärmerückgewinnung direkt
über Dach geführt.

Materialität und Konstruktion 
Nutzung und Konstruktionsweise der 
unteren Geschosse unterscheiden sich 
grundlegend von jener der Oberge
schosse. Die Untergeschosse, das Erd
geschoss und die Treppenhauskerne 
wurden aus Beton erstellt (Abb. 6.44). In 
den Treppenhäusern besteht der Rohbau 
aus Recyclingbeton, während bei den 
erdberührenden Bauteilen und im Erdge
schoss aus statischen und technischen 
Gründen darauf verzichtet wurde. Die 
Wohngeschosse wurden in einer bei dem 
Bau erstmals angewendeten tragenden 
Massivholzbauweise errichtet, die der 
Holzbauingenieur Herman Blumer entwi
ckelt hat. Die Konstruktion besteht aus 
geschosshohen massiven Kanthölzern 
aus regionalem Fichtenholz mit einem 
Querschnitt von 100/195 mm, die oben 
und unten mit einer mittigen Bohrung ver
sehen und mittels Holzdübeln auf einer 
Holzschwelle fixiert werden (Abb. 6.48, 
S. 121 ). Den oberen Abschluss bildet
wieder eine Massivholzschwelle, die
zugleich zur Einbindung der einzelnen
vorgefertigten Holz-Hohlkammer-Decken
elemente genutzt wird.
Die Deckenelemente sind über Schubver
binder aus Stahl gekoppelt und bilden
zusammen eine horizontale Scheibe aus,
die aus Gründen der Erdbebensicherheit
an den Treppenhauskernen verankert ist.
Die 100 mm starken Innenwände wurden
aus Brand- und Schallschutzgründen und
wegen der optisch sehr heterogenen
Oberflächen der Holzwand beidseitig mit
einer Gipsfaser-Vorsatzschale beplankt.
Die Wohnungstrennwände wurden als
Doppelwände mit Gipsfaser-Beplankung
erstellt und mit 40 mm Mineralwolle aus
gedämmt.

6.39 Lageplan, Maßstab 1 :2500 
6.40 Querschnitt, Maßstab 1 :750 
6.41 Grundriss 5. Obergeschoss, Maßstab 1 :750 
6.42 Grundriss 3. Obergeschoss, Maßstab 1 :750 
6.43 Grundriss Erdgeschoss Maßstab 1 :750 
6.44 Montagesequenz des Holzbaus oberhalb der 

Erdgeschoss-(Supermarkt-) Decke. Erstmals 
wurde bei dem Wohn- und Geschäftshaus eine 
neu entwickelte Holzmassivkonstruktion aus 
geschosshohen Fichtenkanthölzern verwendet. 

6.45 

Wohn- und Geschäftshaus in Zürich 

6.44 

6.45 Südwestfassade mit »Kunst am Bau«-Projekt 
der Künstlergruppe Superflex. Im Rahmen des 
hier wiedergegebenen Vertrags verpflichten sich 
die Bewohner zu einem Energieverbrauch von 
maximal 2000 Watt, kumuliert über alle Bereiche 
des privaten Lebens (Wohnen, Konsum und 
Mobilität). 

6.46 Wohnung mit Küchenblock und Fußbodenkanal 
(links an der Außenwand) 
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6.40 

Zürich war das erste Pilotprojekt für die 
Umsetzung dieser Strategie. Um den 
Pilotcharakter des Bauvorhabens zu 
unterstützen, begleitete ein hierfür spezia
lisiertes Architekturbüro die Entwicklung 
und Umsetzung von Nachhaltigkeitsstra
tegien schon in der Vorbereitung des 
Wettbewerbs. Die Vorgaben sahen neben 
der Planung von ca. 50 Wohnungen die 
Schaffung eines weitgehend stützenfreien 
und großflächigen Bereiches im Erdge
schoss für einen neuen Supermarkt inklu
sive Anlieferung vor. Anstelle der ehemals 
auf dem Grundstück vorhandenen Park
plätze sollte eine Tiefgarage in das 
Gebäude integriert werden. 
Der bis zu siebengeschossige Baukörper 
besetzt das gesamte 2700 m2 große, 
ehemals der Einzelhandelskette Migros 
gehörende Grundstück an der Badener 
Straße (Abb. 6.39). Im Erdgeschoss liegen 
neben der Einzelhandelsfläche die Anlie
ferung, die Tiefgaragenzufahrt und die 
Zugänge zu den Wohngeschossen, wäh
rend in den sechs Geschossen darüber 
54 Wohnungen mit je 2,5 bis 3,5 Zimmern 
untergebracht sind. Der sich nach oben 
zurückstaffelnde Baukörper besitzt zwei 
gleichwertige Schaufassaden. Durch seine 
kammartige Struktur war es möglich, alle 
Wohnungen zu den beiden räumlich sehr 

6.41 unterschiedlichen Seiten hin zu orientieren 
- der ruhigen Nordseite mit Blick auf den
geplanten Park und der stark befahrenen
Straße im Süden (Abb. 6.40-6.42). Durch
den Versatz der Baukörper entstehen
Höfe, die die Lärmbelastung im Bereich
der zurückliegenden Fassaden reduzie
ren. Auf diese Weise lassen sich auch die
zur Straße orientierten Wohnräume natür
lich belüften. Die offenen Wohnungsgrund
risse, in denen sich bei Bedarf ein Zimmer
durch eine Schiebetür abtrennen lässt,
schaffen Durchblicke durch das gesamte
Gebäude.
Die beiden Unterschosse, das Erdge
schoss und die Treppenhäuser sind in

6.42 Massivbauweise aus Beton errichtet.
Die Decke über dem Erdgeschoss ist
als Abfangtisch konstruiert, auf dem die
sechs Wohngeschosse aus tragenden
Massivholzwänden und Holz-Hohlkam
merdecken errichtet wurden. Die hinter
lüftete Fassade ist mit Glasfaserbeton
elementen verkleidet, die auf einer Alu
miniumunterkonstruktion befestigt sind
(Abb. 6.4 7, S. 120, und 6.55, S. 124).
Die Energie für die Wärmeerzeugung
stammt größtenteils aus der Abwärme
der Kühlgeräte im Supermarkt. Die ver
bleibende Restwärme liefert eine Grund
wasserwärmepumpe, deren Strombedarf

6.43 rechnerisch von der 82 m2 großen PV-

Anlage auf dem Dach gedeckt wird. Fuß
bodenheizungen leiten die Wärme in die 
Räume ein. Zur kontrollierten Be- und Ent
lüftung dienen dezentrale Lüftungsgeräte 
in den Wohnungen, die als raumhohes 
Element neben jedem Fenster in die Fas
sade integriert sind (Abb. 6.51, S. 122). 
Für die Holzbaukonstruktion war es not
wendig, die Decken von Einbauten (wie 
z.B. Lüftungsleitungen) freizuhalten.
Abgehängte Decken waren aufgrund der
vorhandenen Raumhöhe nicht möglich.
Jedes Element besitzt einen Abluftventi
lator und eine Wärmerückgewinnung mit
einem Wirkungsgrad von 80%, mit der
die nachströmende Zuluft vorgewärmt
wird, sodass jeder Raum unabhängig
funktioniert. Die Abluft aus den Bädern
wird ohne Wärmerückgewinnung direkt
über Dach geführt.

Materialität und Konstruktion 
Nutzung und Konstruktionsweise der 
unteren Geschosse unterscheiden sich 
grundlegend von jener der Oberge
schosse. Die Untergeschosse, das Erd
geschoss und die Treppenhauskerne 
wurden aus Beton erstellt (Abb. 6.44). In 
den Treppenhäusern besteht der Rohbau 
aus Recyclingbeton, während bei den 
erdberührenden Bauteilen und im Erdge
schoss aus statischen und technischen 
Gründen darauf verzichtet wurde. Die 
Wohngeschosse wurden in einer bei dem 
Bau erstmals angewendeten tragenden 
Massivholzbauweise errichtet, die der 
Holzbauingenieur Herman Blumer entwi
ckelt hat. Die Konstruktion besteht aus 
geschosshohen massiven Kanthölzern 
aus regionalem Fichtenholz mit einem 
Querschnitt von 100/195 mm, die oben 
und unten mit einer mittigen Bohrung ver
sehen und mittels Holzdübeln auf einer 
Holzschwelle fixiert werden (Abb. 6.48, 
S. 121 ). Den oberen Abschluss bildet
wieder eine Massivholzschwelle, die
zugleich zur Einbindung der einzelnen
vorgefertigten Holz-Hohlkammer-Decken
elemente genutzt wird.
Die Deckenelemente sind über Schubver
binder aus Stahl gekoppelt und bilden
zusammen eine horizontale Scheibe aus,
die aus Gründen der Erdbebensicherheit
an den Treppenhauskernen verankert ist.
Die 100 mm starken Innenwände wurden
aus Brand- und Schallschutzgründen und
wegen der optisch sehr heterogenen
Oberflächen der Holzwand beidseitig mit
einer Gipsfaser-Vorsatzschale beplankt.
Die Wohnungstrennwände wurden als
Doppelwände mit Gipsfaser-Beplankung
erstellt und mit 40 mm Mineralwolle aus
gedämmt.

6.39 Lageplan, Maßstab 1 :2500 
6.40 Querschnitt, Maßstab 1 :750 
6.41 Grundriss 5. Obergeschoss, Maßstab 1 :750 
6.42 Grundriss 3. Obergeschoss, Maßstab 1 :750 
6.43 Grundriss Erdgeschoss Maßstab 1 :750 
6.44 Montagesequenz des Holzbaus oberhalb der 

Erdgeschoss-(Supermarkt-) Decke. Erstmals 
wurde bei dem Wohn- und Geschäftshaus eine 
neu entwickelte Holzmassivkonstruktion aus 
geschosshohen Fichtenkanthölzern verwendet. 

6.45 

Wohn- und Geschäftshaus in Zürich 

6.44 

6.45 Südwestfassade mit »Kunst am Bau«-Projekt 
der Künstlergruppe Superflex. Im Rahmen des 
hier wiedergegebenen Vertrags verpflichten sich 
die Bewohner zu einem Energieverbrauch von 
maximal 2000 Watt, kumuliert über alle Bereiche 
des privaten Lebens (Wohnen, Konsum und 
Mobilität). 

6.46 Wohnung mit Küchenblock und Fußbodenkanal 
(links an der Außenwand) 
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09 Gemeinschaftswohnhaus WG50+, Winterthur Seen, 2010
      Haerle Hubacher Architekten

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.

In Winterthur-Seen hat die GESEWO ein innovatives Pro-
jekt für selbstbestimmtes Wohnen in der zweiten Lebens-
hälfte realisiert. Es ermöglicht ungefähr 20 Personen in 
16 Wohneinheiten, eine Hausgemeinschaft zu pflegen, 
die sowohl soziale Kontakte als auch Individualität und 
Abgrenzung zulässt. Die Bewohnerinnen und Bewohner 
verfügen über eigene Wohnungen und zusätzlich gross-
zügige Gemeinschaftsräume zur vielfältigen Nutzung. 
Der Baukörper ist einfach und so kompakt, wie die Ge-
gebenheiten des Ortes dies zuliessen. Die umlaufenden 
Balkone schaffen einen Übergang nach aussen und wei-
ten die Innenräume. Die raumhohe Befensterung ermög-
licht auch bettlägerigen Personen den Blick ins Freie. Die 
äusserste Schicht der Brüstungsbänder umhüllt als zwei-
te Haut den Baukörper.
Der relativ kleine kompakte Baukörper ist in Mischbau-
weise erstellt mit einer tragenden Fassade in Holzele-
mentbau und einer äusseren Bekleidung in Holz. Die 
umlaufenden Balkonbänder sind gegen oben an die 
Dachkonstruktion aufgehängt. Durchgehende und zu-
gängliche Schachtzonen sind im Grundriss klar konzi-
piert.
Die besondere Wohnform führt zu einer grossen Dichte 
an individuellen Nasszonen und damit zu einer relativ 
aufwändigen Installation. Die Wärmeerzeugung erfolgt 
mit einer Pelletsheizung und Sonnenkollektoren. Das Ge-
bäude erfüllt den Standard Minergie-P- Eco.
Die Parzelle liegt in naher Fussdistanz zu Einkaufsmög-
lichkeiten und ist mit dem öffentlichen Verkehr gut er-
schlossen (öV-Güteklasse B). Zum Haus werden nur drei 
Besucher-Parkplätze angeboten.

in: Machbarkeitsstudie Zielwert Gesamtumweltbelastung 
Gebäude 2014, Stadt Zürich Amt für Hochbauten, S.155 ff

Wärmedämmung
Wand:   30cm
Dach:   26cm
Boden:   ungedämmt
Fenster:   3-fach

Energiebedarf
Energiebezugsfläche: 1‘537 m2
Heizung:   14 kWh/m2a
   Pellets
Warmwasser:  13 kWh/m2a
   Pellets / Sonnenkollektoren
Lüftung:   3 kWh/m2a
Elektrizität:  12.5 kWh/m2a

Gemessene Energiekennwerte
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Quelle: Haerle Hubacher Architekten, Zürich 
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10 Wohnsiedlung Burgunder, Bern, 2010
      BSR Bürgi Schärer Raaflaub Architekten

Wärmedämmung

Wand:  32cm / U-Wert: 0.11 W/m2K
Dach/Estrich: 32cm / U-Wert: 0.10 W/m2K
Boden:  30cm Misapor/ U-Wert: 0.28 W/m2K
Fenster:  3-fach

Energiebedarf (Haus A+B)

Energiebezugsfläche: 2‘966 m2
Heizung:   20.8 kWh/m2a
Warmwasser:  12.5 kWh/ m2a
Elektrizität:  13.7 kWh/m2a
(WP, Monoblock, weitere)
Energiebezug total: 47 kWh/m2a
   139‘402 kWh/a

Heizung:   Erdwärmesonde    
   Wärmepumpe

Energieversorgung

PV Dach (190m2):  142 kWh/m2a
Energieversorgung solar: 27‘000 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 19%

Gemessene Energiekennwert
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Siedlung Burgunder
Koordination

GEPABU
Tavelweg 23
3006 Bern

CoOpera Sammelstiftung PUK
Talweg 17
3063 Ittigen

wok Burgunder AG
Weyermannsstrasse 28
3008 Bern

arge
reinhardpartner AG /
werkgruppe agw 
Weyermannsstr. 28
3008 Bern

David Bosshard
Landschaftsarchitekt BSLA
Haspelweg 42
3006 Bern
031 351 58 28

Koordinationsplan
Umgebung
M 1/200
17.09.2008  24.05.2011

Niedrigenergiehaus (Minergie-P-Eco, autofrei)

Bundesamt für Energie BFE, Wohnsiedlung Burgunder, Bern 2013

Haus A Haus B

Mit der 2010 fertig gestellten Wohnsiedlung Bur-
gunder in Bern-Bümpliz werden die Ziele einer 
nachhaltigen Quartierentwicklung konsequent 
umgesetzt. Die ganze Siedlung ist autofrei. Die 
zwei Häuser A und B mit 40 kostengünstigen 
Mietwohnungen sind nach dem Standard Miner-
gie-P-ECO zertifiziert. Ökologische und ökono-
mische Aspekte verbinden sich mit den sozialen 
und kulturellen Dimensionen der Nachhaltigkeit: 
Raumqualitäten, Flexibilität und Anpassbarkeit, 
Mieterpartizipation, gemeinschaftliches Hof-
haus. Wie erste Auswertungen der Planungswer-
te zeigen, wird der Zielwert (Betriebsenergien, 
Graue Energie, Mobilität) von 440 MJ/m2a nicht 
erneuerbarer Primärenergie deutlich erreicht. 
Die Siedlung Burgunder ist damit nicht nur die 
erste autofreie Wohnsiedlung der Schweiz, son-
dern auch klar 2000-Watt-kompatibel.

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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Hochhaussanierung11 Tour Bois le Pêtre, Paris, 2010
      Lacaton & Vassal Architectes

Energiebedarf

Energiebezug total: 80.0 kWh/m2a
Energiebezug vor 
Sanierung:  183 kWh/m2a

Projektierte Energiekennwerte

massnahmen & Bedürfnisse
TOuR BOiS Le PReTRe 
Druot, Lacaton & Vassal

BeDüRFniSSe: 
- mehr Raum, 
- mehr Komfort, 
- mehr Licht, 
- mehr Freude am Wohnen

mASSnAHmen: 
- radikale Öffnung der Fassade 
- neue Glasfassade
- erweiterung des Wohnraums 
- Raumhohe Glasschiebtüren 
- Wintergarten- 2 meter Breit 
- Balkon- 1 meter Breit
- Verschiebbare Sonnenschutzpaneele

VORTeiLe:
- unkompliziert & kosten günstig
- energie gespart & gespeichert
- Genug Wohnraum
- hohe Wohnqualität
- mieten blieben unverändert
- mieter konnten im HAus bleiben
- eine 44Quadratmeter große Wohnung bekommt 
  zusätzlich 26 Quadratmeter Außenwohnraum 

 

principles of facade remodelling

Obergeschoss- nachher
TOuR BOiS Le PReTRe 
Druot, Lacaton & Vassal

AufzugWintergarten &
Balkon

wohnungs-
erweiterung

Quelle: Lacaton & Vassal Architectes, ParisVor Umbau

16 Geschosse, 97 Wohnungen
Hinzufügen eines Wintergartens vor den beiden 
Hauptfassaden, zusätzliche Dämmung der blin-
den Fassaden.

Ähnlich einem Baugerüst werden dem Skelett-
bau vorgefertigte Module von außen an die Fas-
sade angebaut. Eine 44 Quadratmeter große 
Wohnung bekommt durch zusätzliche 26 Qua-
dratmeter Außenwohnraum völlig neue Qua-
litäten. Raumhohe Glasschiebetüren trennen 
die eigentliche Wohnung von dem angedockten 
Modul, welches sich in einen zwei Meter brei-
ten Wintergarten und einen ein Meter breiten 
Balkon unterteilt. Durch verschiebbare Son-
nenschutzpaneele lässt sich der Außenbereich 
nach Belieben gliedern; gleichzeitig wird Ener-
gie gespart und gespeichert.

www.baunetz.de, Möglichkeiten der Nachkriegs-
moderne, 14.08.19

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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12 Wohnhaus B35, Zürich, 2011
      AGPS Architecture / Hansjürg Leibundgut

Wärmedämmung

Wand:   12cm EPS,   
                  Misaporbeton 9+16cm
Dach/Estrich:  18cm
Fenster:   3-fach

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 830 m2
Heizung:   12.4 kWh/m2a
Warmwasser:  1.2 kWh/m2a
Elektrizität:  16.8 kWh/m2a
Energiebezug total: 30.4 kWh/m2a
   25‘232 kWh/a

Heizung:   Sole-Wasser-WP

Energieversorgung

Solar Th. (32m2):  250 kWh/m2a
Solar PV (32m2):  125 kWh/m2a
(Th. und PV kombiniert)
Energieversorgung solar: 12‘200 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 48.4%

Gemessene Energiekennwerte
siehe Reader „Durability and/or Change?“ S. 222 ff.

Low-Ex-Energiehaus

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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In der warmen Jahreszeit ernten, im Keller einlagern und 
im Winter nach und nach konsumieren – auf diese Art und 
Weise funktioniert Jahrtausende lang unsere Nahrungs-
versorgung. Dieses archaische Prinzip ist auch Vorbild 
für die Energieversorgung eines neuen Hauses an der 
Bolleystrasse 35 im Zürcher Kreis 6. Das auf «B35» ge-
taufte Gebäude ist ein Prototyp für C02 -freies Wohnen. 
Die benötigte Energie für Heizung, Warmwasser und die 
elektrischen Geräte liefert die Sonne. Haupterntezeit ist 
bei uns natürlich der Sommer. Nur ist dann der Energie-
bedarf klein und es braucht einen grossen Speicher, um 
die Ernte für den Winter einlagern zu können. 
In den letzten Jahren wurden bei anderen Objekten 
verschiedene Speichervarianten getestet: grosse, in 
den Erdboden eingegrabene Wassertanks oder Geröll-
packungen. Doch ihr Speichervolumen erwies sich als 
zu klein. Bei «B35» ging man einen anderen Weg: Eine 
Erdsonde reicht 380 Meter tief in den Untergrund - in 
Analogie zum Lagerkeller von früher. Weil es dort wär-
mer ist als in den bei Erdsonden sonst üblichen Tiefen 
bis 180 Metern, kann der Vorlauf der Wärmepumpen mit 
höherer Temperatur versorgt und damit die Effizienz ge-
steigert werden, andererseits sind die Tiefen zwischen 
200 und 400 Metern gut geeignet, um die im Sommer 
geerntete Wärme für den Winter einlagern zu kön-
nen. Als Erntefläche dienen Hybridkollektoren auf dem 
Dach, die Strom und Wärme gleichzeitig liefern, sowie 
die zur Sonne gerichteten Wohnräume. Der gewonnene 
Strom wird im Haus selbst gebraucht, der Überschuss 
ins öffentliche Netz eingespiesen. Die Wärme aus den 
Kollektoren wiederum wird via Wärmetauscher an den 
Kreislauf der Erdsonde abgegeben, in die Tiefe geleitet 
und eingelagert. Ähnlich funktioniert das Prinzip in den 
Wohnräumen Um diese im Sommer zu kühlen, zirkuliert 
in den Rohren der Bodenheizung kühles Wasser. Die-
ses stammt aus einer zweiten, weniger tief reichenden 
Erdsonde und nutzt die dortigen kühlen Temperaturen. 
Beim Zirkulieren durch die Bodenheizungsrohre erwärmt 
sich das Wasser und die so aufgenommene Wärme wird 
über die kürzere Erdsonde wieder in den oberen Teil des 
Erdspeichers übertragen. In der kalten Jahreszeit nutzt 
das System dann die im Erdspeicher eingelagerte Ener-
gie der Sonne und der Wohnraumwärme. Dazu wird das 
Prinzip umgedreht: Die Wärme aus der Tiefe dient als 
Medium für die Wärmepumpen. Diese erwärmen damit 
das Wasser für Heizung, Küche und Bad. Und noch eine 
Analogie hat der Neubau an der Bolleystrasse zum ur-
sprünglichen Nahrungskreislauf: So wie früher keine 
Lebensmittel weggeworfen, sondern als Restengerichte 
verwertet wurden, verschwendet auch der Kreislauf von 
«B35» keine Energie Anfallende Abwärme, etwa aus der 
Abluft der Räume, wird wieder in den Kreislauf zurück-
gespiesen.

Wie viel Technik hinter der dunklen Sichtbetonfassade 
steckt, zeigt sich dem Betrachter nicht. Die Architekten 
zelebrieren die einzelnen Komponenten nicht, sie lassen 
sie leise im Hintergrund spielen - in Schächten und im 
Innern unter Putz. Denn agps Architekten wollten keine 
Maschine bauen, sondern ein Haus, in dem in erster Li-
nie gewohnt wird. Massgebend für den ersten Eindruck 
ist die dunkle Fassade Sie ist in Dämmbeton gegossen, 

der sandgestrahlt und mit einer graubraunen Lasur ein-
gefärbt ist. Sie macht das Haus zu einem auffälligen, ro-
hen Betonkörper, an dem die Architekten pragmatisch 
alle weiteren Elemente befestigen liessen: Rollläden und 
Metallgeländer - alles wurde direkt auf den Beton ge-
schraubt. Sogar die Regenrohre stehen vor der Fassade 
und kleine Metallgitter, durch welche die Luft dezentral 
angesaugt wird, glänzen im Licht neben dem dunklen 
Sichtbeton. Zwei Fenstertypen prägen die Fassaden. Vor 
den Wohn- und Schlafräumen öffnen Flügelfenster mit 
herkömmlichen Dreifach-Isoliergläsern die Wand. Dane-
ben stehen festverglaste Flächen in verschiedenen Grös-
sen aus der Fassade hervor. Ihre Scheiben spiegeln stark 
und schimmern in kräftigem Grün. Sie ziehen sich rund 
um das Gebäude und lockern den Raster der normalen 
Öffnungen auf. Die speziellen Sonnenschutzgläser zeich-
nen sich durch eine gute Farbechtheit im Innenraum aus. 
Aussen sorgen sie für einen farblichen Kontrast zum 
graubraunen Beton, dessen Farbe sich je nach Lichtein-
fall verändert.

in: Beilage zu Hochparterre 8/2011, Zürich 2011, S.6
& TEC21 45/2012, Zürich 2012, S. 37-41

Wohnhaus B35
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Solares Niedrigenergiehaus13 Wohn- & Geschäftshäuser Mühlebachstr., Zürich, 2012
      Kämpfen für Architektur

Wärmedämmung

Wand:  34cm / U-Wert: 0.13 W/m2K
Dach/Estrich: 42cm / U-Wert: 0.08 W/m2K
Boden:  29cm / U-Wert: 0.13 W/m2K
Fenster:  3-fach / U-Wert: 0.8 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 4‘424 m2
Heizung:   11.2 kWh/m2a
Warmwasser:  16.6 kWh/m2a
Elektrizität:  18.6 kWh/m2a
Energiebezug total: 56.5 kWh/m2a
   205‘500 kWh/a

Heizung:   Pellets-Heizung

Energieversorgung

Solar Th. Fassade (95m2): 17‘103 kWh/a
Solar Th. Dach (20m2): 14‘105 kWh/a
Solar PV Dach:  32‘628 kWh/a
Energieversorgung solar: 63‘836 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 31%

Projektierte Energiekennwerte

Die beiden Minergie-P-Wohn- und Geschäftsbau-
ten In Zürich weisen eine Energiebezugsfläche 
von 4‘420 m2 auf und umfassen in beiden Ge-
bäuden 15 Wohnungen und 6 Büros. Die 95 m2 
thermischen Solarkollektoren sind in die eine 
Südwestfassade integriert und weitere 20 m2 
auf den Flachdächern zusammen mit 41 kWp 
PV-Modulen. Die monokristallinen PV-Anlagen 
erzeugen 32‘630 kWh/a, zusammen mit den 
31‘210 kWh/a thermischer Solarenergie gene-
rieren die Anlagen einen Solarenergieertrag von 
Jährlich 63‘840 kWh. Bei einem Energiebedarf 
von 205‘500 kWh/a ergibt sich eine Eigenener-
gieversorgung von 31%. Die Luft der Lüftungsan-
lage wird durch drei Erdsonden vorgewärmt oder 
vorgekühlt. Eine Pellets-Feuerung, die zwischen 
17 kW und 60 kW modulierbar ist, sorgt für die 
Wärmeerzeugung. Diese Bauten zeigen, dass 
energieeffiziente und nachhaltige Architektur 
auch bei grossen MFH an dicht bebauter inner-
städtischer Lage möglich ist.

in: Schweizer Solarpreis 2013, Zürich 2013, S. 36-37

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.

Wohn- & Geschäftshäuser Mühlebachstrasse
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14 Umweltarena, Spreitenbach, 2012
      René Schmid Architekten

Wärmedämmung

Wand:  20cm / U-Wert: 0.16 W/m2K
Dach/Estrich: 10cm / U-Wert: 0.14 W/m2K
Boden:  20cm / U-Wert: 0.17 W/m2K
Fenster:  3-fach / U-Wert: 0.67 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 12‘734 m2
Heizung:   7.9 kWh/m2a
Warmwasser:  3.0 kWh/m2a
Elektrizität:  12.7 kWh/m2a
Energiebezug total: 23.6 kWh/m2a
   299‘500 kWh/a

Heizung:   Luft-Wasser-WP

Energieversorgung

Solar PV (5‘300m2): 102 kWh/m2a
Solar Th. (38m2):  530 kWh/m2
Biogas (Abfälle):  48‘550 kWh/a
Energieversorgung: 608‘700 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 203%

Projektierte Energiekennwerte

Solares Plusenergiehaus

Die Umwelt-Arena in Spreitenbach ist ein PlusEnergie-
Bau (PEB) mit der grössten dachintegrierten Anlage der 
Schweiz. Mit einer Energiebezugs- und Ausstellungsflä-
che von über 12‘700 m2 und einer Eigenenergieversor-
gung (EEV) von über 200% zeigt sie die verschiedenen 
Haustechnik-Systeme auf und macht sie für Besucher/
innen verständlich. Im Sommer kühlen das Grundwas-
ser, ein Erdregister und diverse Wärmepumpen-Sys teme 
die Arena. Die Verteilung erfolgt über das thermoaktive 
Bausystem (TABS-Leitungs system) in den Decken. Das 
Erdkollektorfeld mit 9km langen Leitungen bildet das 
Erdre gister und ist unter der Bodenplatte des 3. Unter-
geschosses situiert. Eine Absorptions kältemaschine 
nutzt das Heisswasser der Sonnenkollektoren und er-
gänzt die Kälteer zeugung. Grundwasser und ein 70‘000 
l-Kalt wasserspeicher sichern einen beständigen Kühlbe-
trieb. Überschüssige Wärme wird im Sommer in einem 
70‘000l Warmwasserspei cher und wieder im Erdreich 
gespeichert. Die Warmwasseraufbereitung wird durch 
die solarthermische Anlage von 38 m2 mit 20‘ 150 kWh/a 
ergänzt. 
Im Winter liefern weitere Energie-Systeme die not-
wendige Energie: Eine effiziente Wasser/Wasser- und 
eine Luft/Wasser-Wär mepumpe (WP) mit Hybrid-Box 
(Biogas), eine Sole/Wasser-WP und eine Pellet-/Hack-
schnitzel-Demoanlage mit einem Biogas-Blockheizkraft-
werk (BHKW). Eine Hybridbox erzeugt aus hauseigenen 
Restaurantabfäl len 97‘099 kWh/a, wobei (nur) die Hälf-
te , 48‘550 kWh/a, als EEV angerechnet werden. 
Die optimal gedämmten Fenster der Miner gie-P-Arena 
weisen einen vorbildlichen U- Wert von 0.67 W /m2K. Der 
PEB hat einen Gesamtenergiebedarf von 299‘500 kWh/a 
und erzeugt mit der vorbildlich integrierten PV-Anlage, 
den solarthermischen Anlagen und dem Biogas-Fermen-
ter 608‘700 kWh/a Endenergie. Dies ergibt eine EEV von 
203%.

in: Schweizer Solarpreis 2012, Zürich 2012, S.48-49

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.

Umweltarena Spreitenbach



68 FS 23  Beispiele ökologischer Projekte

15 Bürohaus 2226, Lustenau, 2013
      Baumschlager Eberle Architekten

Wärmedämmung

Wand:   0cm

   (78 cm 

   Porothermziegel)
Dach/Estrich:  28cm
Boden:   20cm
Fenster:   3-fach

Heizung:   keine

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 3‘201 m2
Heizung:   0 kWh/m2a
Warmwasser:  1.9 kWh/m2a
Elektrizität:  21.4 kWh/m2a
(Lüftung, Hilfsenergie, Beleuchtung, Betriebsein-
richtung)
Energiebezug total: 23.3 kWh/m2a
   74‘583 kWh/a

Gemessene Energiekennwerte

weitere Informationen
siehe Reader „Durability and/or Change?“ S. 250 ff.

3
| 2014  architektur + technik   69

ein N
ull-Energiehaus. D

as sechsgeschos-

sige B
ürogebäude benötigt lediglich Strom

 

für B
eleuchtung, Liftanlage, IT

 und Steue-

rungstechnik. A
ber es hat w

eder eine H
ei-

zung noch eine K
lim

aanlage. U
nd es ist nicht 

zusätzlich gedäm
m

t. Erreicht w
ird die kom

-

fortable R
aum

tem
peratur von 22 bis 26

º C 

durch die A
bw

ärm
e von B

enutzern, K
unst-

licht und G
eräten. D

am
it das funktioniert, 

ist der B
üroturm

 m
assiv gem

auert, und die 

Fensterflächen sind im
 Verhältnis zur Fas-

sade klein. D
ie Lüftung erfolgt über verti-

kale Lüftungsklappen an den Fenstern, die 

sich autom
atisch öffnen, w

enn der CO
2 –

G
ehalt und/oder die Tem

peratur über das 

gew
ünscht M

ass steigen. be baum
schlager 

eberle hat eine A
rchitektur realisiert, die in 

ihrer Sprache neutral, flexibel nutzbar und 

langlebig ist —
 dank einer hohen W

ertigkeit 

und B
eständigkeit der verw

endeten M
ate-

rialien. Verw
endet w

urden W
erkstoffe von 

hoher physikalischer und haptischer Q
uali-

tät in einer B
auw

eise, die keine hohen W
ar-

tungs– und U
nterhaltskosten verursacht. 

10
0

 P
rozen

t A
rch

itektu
r

D
as «

2226
»

 ist ein Forschungsprojekt, eine 

Versuchsanordnung, die auch nach Fertig-

stellu
n

g 
u

nter 
stän

diger 
B

eobachtu
n

g 

steht. Ein Experim
ent, das jahrhundertealte 

B
aukunst m

it m
odernster Technologie ver-

bindet. In seiner m
assiven, m

onum
entalen 

Ersch
ein

u
n

g erin
n

ert das B
ü

roh
au

s an 

ein
 sch

m
u

ckloses gem
au

ertes Sch
loss. 

Sch
n

itt

T
iefe Fen

sterlaibu
n

gen
, ein

e kalkgepu
tzte Fassade: A

ltbew
äh

rte B
au

tech
n

iken
 h

alten
 w

ieder 
Ein

zu
g im

 «
2226

»
 von

 be bau
m

sch
lager eberle im

 Lu
sten

au
er M

illen
n

iu
m

 Park.

G
ru

n
driss R

egelgesch
oss

3 | 2014  architektur + technik   69

ein Null-Energiehaus. Das sechsgeschos-

sige Bürogebäude benötigt lediglich Strom 

für Beleuchtung, Liftanlage, IT und Steue-

rungstechnik. Aber es hat weder eine Hei-

zung noch eine Klimaanlage. Und es ist nicht 

zusätzlich gedämmt. Erreicht wird die kom-

fortable Raumtemperatur von 22 bis 26º C 

durch die Abwärme von Benutzern, Kunst-

licht und Geräten. Damit das funktioniert, 

ist der Büroturm massiv gemauert, und die 

Fensterflächen sind im Verhältnis zur Fas-

sade klein. Die Lüftung erfolgt über verti-

kale Lüftungsklappen an den Fenstern, die 

sich automatisch öffnen, wenn der CO2–

Gehalt und/oder die Temperatur über das 

gewünscht Mass steigen. be baumschlager 

eberle hat eine Architektur realisiert, die in 

ihrer Sprache neutral, flexibel nutzbar und 

langlebig ist — dank einer hohen Wertigkeit 

und Beständigkeit der verwendeten Mate-

rialien. Verwendet wurden Werkstoffe von 

hoher physikalischer und haptischer Quali-

tät in einer Bauweise, die keine hohen War-

tungs– und Unterhaltskosten verursacht. 

100 Prozent Architektur
Das «2226» ist ein Forschungsprojekt, eine 

Versuchsanordnung, die auch nach Fertig-

stellung unter ständiger Beobachtung 

steht. Ein Experiment, das jahrhundertealte 

Baukunst mit modernster Technologie ver-

bindet. In seiner massiven, monumentalen 

Erscheinung erinnert das Bürohaus an 

ein schmuckloses gemauertes Schloss. 

Schnitt

Tiefe Fensterlaibungen, eine kalkgeputzte Fassade: Altbewährte Bautechniken halten wieder 
Einzug im «2226» von be baumschlager eberle im Lustenauer Millennium Park.

Grundriss Regelgeschoss

Passivhaus
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Technik  Bürogebäude «2226», AT-Lustenau

ATMOSPHÄRE STATT MASCHINE
«2226» heisst das neue Bürogebäude von be baumschlager 
eberle im Millennium Park in AT-Lustenau nahe der Schweizer 
Grenze. Der Name ist Programm. Der sechsgeschossige, massiv 
mit Ziegeln ohne Dämmung gebaute Büroturm wird lediglich mit 

Wärme, die durch Nutzung und Benutzer entsteht, geheizt und 
mit Frischluft gekühlt. Die Betriebstemperatur der Innenräume 
pendelt dabei zwischen erstaunlich angenehmen 22 und 26º C.  
TEXT Christina Horisberger  FOTOS Eduard Hueber

«Wir sind zu Sklaven der Haustechnik 

geworden», beklagte sich kürzlich an einer 

Podiumsdiskussion ein Architekt. Nun ja, so 

drastisch muss man es nicht sehen, aber 

ganz von der Hand zu weisen ist dieser 

Umstand im Bereich des energieeffizien-

ten Bauens nicht. Nicht selten verweist die 

Komplexität der Haustechnik den gestal-

terischen Spielraum der Baukultur in seine 

Grenzen. Neue Gebäude verbrauchen zwar 

immer weniger Energie; der Aufwand für 

diese Reduktion wird aber durch Unter-

halt und Wartung der Haustechnik immer 

höher. Das international renommierte Vor-

arlberger Architekturbüro be baumschla-

ger eberle hat in seinem neuen Büroge-

bäude in Lustenau — dem Ersten, welches 

das Büro für sich selbst errichtet hat — die 

Haustechnik «ausser Gefecht» gesetzt und 

den gesamten Lebenszyklus des Gebäu-

des im Sinne eines ganzheitlichen Ansat-

zes in den Fokus gerückt. Das «2226» ist 
Situation

So reduziert wie das Bürohaus von aussen erscheint, ist es auch konstruktiv, konzeptionell und energetisch:  
massiv gemauert mit pragmatischer Grundrissgestaltung und einem Lowtech-Energiekonzept.

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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ein Null-Energiehaus. Das sechsgeschos-

sige Bürogebäude benötigt lediglich Strom 

für Beleuchtung, Liftanlage, IT und Steue-

rungstechnik. Aber es hat weder eine Hei-

zung noch eine Klimaanlage. Und es ist nicht 

zusätzlich gedämmt. Erreicht wird die kom-

fortable Raumtemperatur von 22 bis 26º C 

durch die Abwärme von Benutzern, Kunst-

licht und Geräten. Damit das funktioniert, 

ist der Büroturm massiv gemauert, und die 

Fensterflächen sind im Verhältnis zur Fas-

sade klein. Die Lüftung erfolgt über verti-

kale Lüftungsklappen an den Fenstern, die 

sich automatisch öffnen, wenn der CO2–

Gehalt und/oder die Temperatur über das 

gewünscht Mass steigen. be baumschlager 

eberle hat eine Architektur realisiert, die in 

ihrer Sprache neutral, flexibel nutzbar und 

langlebig ist — dank einer hohen Wertigkeit 

und Beständigkeit der verwendeten Mate-

rialien. Verwendet wurden Werkstoffe von 

hoher physikalischer und haptischer Quali-

tät in einer Bauweise, die keine hohen War-

tungs– und Unterhaltskosten verursacht. 

100 Prozent Architektur
Das «2226» ist ein Forschungsprojekt, eine 

Versuchsanordnung, die auch nach Fertig-

stellung unter ständiger Beobachtung 

steht. Ein Experiment, das jahrhundertealte 

Baukunst mit modernster Technologie ver-

bindet. In seiner massiven, monumentalen 

Erscheinung erinnert das Bürohaus an 

ein schmuckloses gemauertes Schloss. 

Schnitt

Tiefe Fensterlaibungen, eine kalkgeputzte Fassade: Altbewährte Bautechniken halten wieder 
Einzug im «2226» von be baumschlager eberle im Lustenauer Millennium Park.

Grundriss Regelgeschoss
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Gusszementboden aufliegt. Um Kabel an 

beliebige Stellen zu legen, muss in den Boden 

ein Loch gebohrt werden. Auch das Kunstlicht 

ist integraler Bestandteil der Architektur. Die 

Büroräumlichkeiten sind offen; sie können 

variabel unterteilt und genutzt werden. 

Geplant und realisiert wurde «2226» als Büro-

haus. Noch sind nicht alle Flächen vergeben. 

Die Idee von be baumschlager eberle ist es, 

Firmen einzumieten, mit denen sich eine 

Zusammenarbeit ergeben könnte. Doch auch 

Fassadenschnitt

als Wohnungen könnten die Räume genutzt 

werden. Sie weisen eine komfortable Höhe 

von 3,75 m auf. Im Erdgeschoss — in welchem 

die Galerie Häuser Contemporary sich ein 

drittes Standbein geschaffen hat und sich 

die Cafeteria befindet — sind es sogar 4,60 m. 

Diese Höhen tragen nicht nur zur räum-

lichen Qualität bei, sondern garantieren auch 

ein gutes Raumklima. Weil verbrauchte Luft 

rasch in höhere Zonen steigt, wird die Luft im 

Arbeitsbereich länger als frisch empfunden. 

Lüftungsklappen 
Wirken die Fenster von aussen eher klein, 

wird diese Wahrnehmung im Innern unter-

miniert. Die Fenster sind deckenbündig 

und verteilen das Tageslicht grosszügig 

und regelmässig im Raum. Die Aussicht 

von den Arbeitsplätzen auf die Land-

schaft ist unverstellt. Die Akustik soll noch 

nachgebessert werden, weil sie durch die 

glatten Oberflächen noch nicht optimal 

ist. Die Fensterrahmen sind aus geölter 

Tanne. An diesen mit neuester Dreifachver-

glasung ausgestatteten Fenstern werden 

innen angeschlagene Lüftungsflügel über 

Sensoren gesteuert, um das Raumklima 

behaglich zu machen. Die Lüftungsflügel 

gehen aber erst auf, wenn der CO2–Anteil im 

Raum steigt. Bei sommerlicher Hitze öffnen 

sich die Flügel in der Nacht, um mit «Zug-

luft» zu kühlen. Die CO2– und Temperatur-

schwankungen sowie die Raumtemperatur 

können auf digitalen Paneelen abgelesen 

werden. Komplett bevormunden soll die 

Steuerung aber nicht: Die Fensterklappen 

können bei Bedarf auch manuell betätigt 

werden. 

Im ersten Winter hat sich das Klimakonzept 

des «2226» bereits bewährt. Mit den Refe-

renzwerten kann Willem Brujin mit gutem 

Gewissen behaupten, dass «zwei Wochen 

bei minus 20º C Aussentemperatur erst einen 

Monat später in der Energiebilanz spürbar 

werden». Bei Fragen nach den Kosten ist 

man bei be baumschlager eberle überzeugt, 

dass EUR 1000 pro m² (Bauwerkskosten 

nach Ö-Norm 1801) einem durchschnittli-

chen Bürogebäude entsprechen. Wenn man 

den Bürobau mit den gesichtslosen Nach-

bargebäuden im Millennium Park vergleicht, 

kommt die bauliche und architektonische 

Qualität einem zukunftsweisenden Meilen-

stein gleich. 

Das «2226» hat ein wegweisendes Potenzial 

für Bürobauten. Vielleicht kann das klima-

tisch–konstruktive Konzept auch für Häuser 

im gehobenen Preissegment taugen. Weni-

ger geeignet erscheint es allerdings für den 

verdichteten Wohnungsbau. Denn vor dem 

Hintergrund immer knapper werdenden Bau-

landes sind die Wandstärken von 78 cm doch 

von aristokratischer Dimension. Andererseits 

werden Innenflächen frei, da Haustechni-

kräume wegfallen. n

Dachaufbau  
5 mm Bitumenbahn geschiefert 2. Lage 
5 mm Bitumenbahn 1. Lage 
80 mm PU-Dämmung 
80 mm PU-Dämmung 
120 mm im Mittel Gefälledämmung
5 mm Bitumenlage 2. Lage 
5 mm Bitumenlage 1. Lage 
Voranstrich  
240 mm Betondecke  
5 mm Deckenspachtelung 

Bodenaufbau Regelgeschoss
50 mm Anhydrit Fliessestrich
10 mm Akustikmatte 
24 mm Vollholzschalung 
56 mm Polsterhölzer
240 mm Betondecke  
5 mm Deckenspachtelung

Bodenaufbau Erdgeschoss
50 mm Anhydrit Fliessestrich 
10 mm Akustikmatte  
24 mm Vollholzschalung  
216 mm Polsterhölzer 
5 mm Bitumenbahn  
250 mm WU-Betonplatte  
200 mm XPS-Dämmung

Fassadenaufbau
8 mm gelöschter Kalkputz  
12 mm Kalkzement Grundputz  
380 mm Porothermziegel 38 Hi N+F, U= 0,24 W/m2K  
18 mm Mörtelfuge  
380 mm Porothermziegel 38, U= 0,34 W/m2K  
15 mm Kalkzement Grundputz  
5 mm Kalkputz-Spachtelung

Ein Kubus von 24 x 24 x 24 Metern, tragende Außen-
wände, im Innern vier um ein offenes Zentrum versetzte, 
gemauerte Körper für Treppen, Lift, Nebenräume; vorge-
spannte Stahlbetondecken über maximal zehn Meter, die 
zum Himmel und zur Erde gedämmt sind. Es gibt keine 
Heizung, keine Kühlung, keine mechanische Lüftung. 
Eine monolithische Außenwand aus 75 Zentimeter Zie-
gel, innen wie außen verputzt mit reinem Kalk von der 
Kanisfluh (einem Berg im Bregenzer Wald), mit Fenstern 
in nur einem Format. Feststehend dreifachverglast in 
Rahmen aus Massivholz, reichen sie von einer Brüstung 
auf Sitzhöhe bis unter die Decke und in der Breite von lin-
ker zu rechter Fingerspitze der ausgestreckten Arme. In 
regelmäßigem Rhythmus wechseln sie mit Mauerschei-
ben von anderthalbfachem Maß. 
Bemerkenswert: Die lichte Raumhöhe beträgt 3,40 Meter, 
im Erdgeschoss gar 4,50 Meter. Das ist einem kohären-
ten Klimakonzept geschuldet, das sich zusammensetzt 
aus der Masse des Steins mit seinem Speichervermögen 
(den Anhydritboden eingeschlossen), einem großen Luft-
volumen, den hohen, innenbündig gesetzten Fenster, die 
weitgehend verschattet sind dank der tiefen Außenwand, 
die wiederum mit 22 Prozent maßvoll befenstert ist (ge-
genüber heute üblichen bis zu 50 Prozent). So reicht zur 
Temperierung der Räume die Abwärme der Nutzung – 
von der Kaffeemaschine über den Computer bis zur Kör-
perwärme der Mitarbeiter – mit gesicherten Temperatu-
ren von 22–26°C, daher der Name des Projekts: „2226“. 
Natürlich ist das verwegen, doch der Aufwand, der an 
Simulation und Modellierung getrieben wurde, verstreu-
te Zweifel. Wesentlich dabei waren komplexe Rechenpro-
gramme, die die Trägheit des Baus in Rechnung stellen 
und die Dimension der Lufträume.

Es wäre vorschnell, das Gebäude unter Lowtech abzu-
legen. Die Außenwand – reiner Ziegel ohne integrierte 
Dämmung, ergänzt durch mineralischen Putz – ist auf 
höchstem Stand der Technik: Die verbundene zweischali-
ge Wand hat innenseitig nach Belastungsfall wechselnd 
Ziegel unterschiedlicher Dichte, während die außenseiti-
ge Schale auf hohe Dämmwerte ausgelegt ist, eine nach 
Lage und Höhe optimierte Konstruktion. Der entschei-
dende Unterschied zur heute gängigen Praxis: Die tech-
nische Intelligenz ist in den Bau gewandert, in Wände 
und Decken, Grundriss und Fassade – und nicht in Appa-
rate. Lediglich die ins Fenster integrierten schmalen, ge-
schlossenen Lüftungsflügel aus Holz werden elektrisch 
und sensorgesteuert betrieben (etwa wenn der CO2-Ge-
halt zu hoch wird), gewährleisten frische Raumluft und 
nutzen die Nachtkühle.

Es ist ein Haus mit klaren Räumen, hohen Räumen, gut 
genutztem Tageslicht und viel Kubatur pro Person, was 
Schadstoffe mindert, generell das Wohlbefinden hebt. 
Ein Haus, das in seiner Konstitution Qualitäten bereit-
stellt, die lange gelten werden. Etwa: eine gute Bezie-
hung nach außen, frische Luft aus der Umgebung. Ein 
Gebilde von deutlicher Gestaltqualität, von hoher hapti-
scher Qualität, dessen Plastizität mit wenigen dezenten 
Mitteln unterstrichen wird – geringfügige Versprünge, 
die durch leicht sich vorwölbende Wände entstehen und 
die Elastizität des Körpers betonen. Ein Haus, das seine 
Kraft aus ursprünglicher Einfachheit bezieht und sie mit 
minimalen Interventionen differenziert – lebendig, les-
barer, anschaulich.

in: Bauwelt 44/2013, Berlin 2013, S.16-25

Bürohaus 2226
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Es ist 13 Uhr. Frau Savere Ismailji sitzt im 
Wohnzimmer mit ihren drei kleinen Kinder. 
Der Fernseher läuft und eigentlich ist heute 

ein ganz normaler Tag wie jeder andere auch. Wäre 
da nicht dieser Lärm, der von aussen in die Stube 
drängt. Lautes Bohren und Hämmern 
ist zu  hören. Von weiter Ferne mischt 
sich Musik in die Geräuschkulisse.  
Die Sicht nach aussen ist durch ein 
Gerüst versperrt, auf dem geschäftige 
Bauarbeiter  ihren Job erledigen. «Es 
ist wirklich viel, was wir unseren 
 Mietern abverlangen», sagt Rolf Hefti, 
Geschäftsleiter der Baugenossen-
schaft Zurlinden. «Eineinhalb Jahre 
bevor wir zu bauen anfingen, haben wir deshalb 
alle eingehend  informiert und sie über die Dring-
lichkeit der Instand setzung unserer beiden neben-
einanderliegenden Wohnhäuser an der Sihlweid-
strasse 1 und Leimbachstrasse 215 aufgeklärt.»

Tief greifende Eingriffe nötig
Die Hochhäuser am südwestlichen Stadtrand von 
Zürich stammen aus den 70er-Jahren. Die Grund-
risse und vor allem die Küchen und Bäder sind 

veraltet. Zudem haben die Gebäude eine schlechte 
Energiebilanz. Schwachstellen bilden neben der 
schlecht verdichteten Fenster und der Dämmung 
die aussen liegenden Treppenhäuser, über die 
viel Wärme verloren geht. Zudem sind die Bal-

kone grosse Wärmebrücken. «Die Baugenossen-
schaft Zurlinden hat sich aber dem zukunftsorien-
tierten Wohnungsbau verschrieben», betont Hefti. 
«Unsere Neubauten werden nach den Kriterien 
der 2000-Watt-Gesellschaft und nach dem SIA- 
Effizienzpfad Energie erstellt.» Dass nun auch 
 Altbauten nach diesen Richtlinien saniert werden, 
sei zwar neu. «Aber ein logischer Schritt.»
Um den heutigen ökologischen und wohnungs-
baulichen Anforderungen zu genügen, mussten 
tief greifende Massnahmen getroffen werden. 

Dazu gehört, dass die Häuser einen Teil  ihrer 
Energie künftig selber herstellen. Hierfür wird die 
Fassade mit Photovoltaik-Technologie ausgestat-
tet. «Insgesamt weisen die Bauten eine Fläche 
von 2944 Quadratmetern auf. Das ergibt eine 
 Anzahl von 2068 Paneelen», sagt Architekt  Robert 
Haas von der  Harder Haas Partner AG. Für eine 
Reduktion des Energieverlustes sorgen neue 
Fenster und eine ganzheitlich verbesserte Isola-
tion. Da auf dem Areal noch eine Ausnutzungs-
reserve von 40 Quadratmetern pro Geschoss 
 besteht, hat man  entschieden, neue Balkone zu 

bauen. Die alten werden geschlos-
sen und zur Küche  umfunktioniert, 
die bisherigen Kochnischen zu 
 einem Zimmer umgebaut. «Fast alle 
Wohnungen erhalten dadurch zu-
sätzliche Flächen», erklärt Hefti.
Die Umwandlung der Balkone in ei-
nen ge schlossenen Raum und die 
Schliessung der aussen liegenden 
Treppen machen die Häuser kom-

pakter. «Diese Bauweise hat zum Vorteil, dass 
der Wärmeverlust reduziert und die Energiebilanz 
markant verbessert wird», so Haas.

Mieten steigen
Neben diesen Anpassungen zur Reduktion des 
Energieverbrauchs werden auch wohnungsinterne 
Sanierungen vorgenommen. Die Küchen erhalten 
modernste Markengeräte, die Nasszellen werden 
komplett erneuert und die Korridorwände aus-

Sanierung nach energetischen Grundsätzen

Ein logischer Schritt für die Zukunft

Einmalig in der Schweiz: 
Nach den Bauarbeiten werden  

die Hochhäuser die Kriterien der 
2000-Watt- Gesellschaft erfüllen.

«Die kompakte Bauweise 
reduziert den Energiever-
brauch markant.»Robert Haas,  
Architekt Harder Haas Partner AG

In Leimbach renoviert die Baugenossenschaft Zurlinden ihre zwei  
Betonwohntürme aus den 70er-Jahren. Es werden die ersten  
Hochhäuser der Schweiz sein, die die Kriterien der 2000-Watt- 
Gesellschaft und die des SIA-Effizienzpfads Energie erfüllen.
Von Florencia Figueroa

Regelgrundriss einer Etage nach der Sanierung
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3,5 Zimmer 
90 m2

2,5 Zimmer 
76 m2

5,5 Zimmer 
128 m2

4,5 Zimmer 
103 m2

3,5 Zimmer 
90 m2

2,5 Zimmer 
76 m2

5,5 Zimmer 
128 m2

4,5 Zimmer 
103 m2

bestehend Abbruch neu bestehend Anbau Umbau

Hier sind  
präzis die  
architektonischen 
Massnahmen  
zu sehen. 

Die Planer werten 
die Wohnungen 
mit grosszügigen 
Küchen und 
neuen Balkonen 
auf.

PRAXIS

16 Wohnhochhäuser Sihlweid, Zürich, 2013
      Harder Haas & Partner

Wärmedämmung

Wand:   24cm

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 3‘606 m2
Heizung:   13.6 kWh/m2a
Warmwasser:  13.9 kWh/m2a
Elektrizität:  14.1 kWh/m2a
Energiebezug total: 41.6 kWh/m2a
   150‘000 kWh/a/41.6

Heizung:   Holz-Schnitzel-Heiz.

Energieversorgung

Solar PV Fass. (1‘235m2): 36.4 kWh/m2a
Energieversorgung solar: 45‘000 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 30%

Projektierte Energiekennwerte

Gemessene Werte und Gesamtumweltbelastung 
siehe Reader „Durability and/or Change?“ s. 246 ff.  Die Hülle, die die beiden Wohntürme neu umgibt, 

ist ein kleines Kraftwerk. Denn in die vorgehängte 
Metallfassade sind gegen alle vier Himmelsrich-
tungen Photovoltaikmodule mit amorphen Solar-
zellen eingelassen. Damit macht das Gebäude 
seinen Beitrag zur 2000-Watt-Gesellschaft sicht-
bar, durch die Art der Konstruktion allerdings 
erst auf den zweiten Blick. Im Zusammenspiel 
mit den speziell für die Fassade angefertigten, 
stranggepressten Profilen in hellem Aluminium, 
die die standardmässig produzierten Module 
fassen, wirken die dunklen Elemente mit den 
integrierten Solarzellen je nach Lichteinfall wie 
ein herkömmliches Plattenmaterial. Erst wenn 
man direkt vor der Fassade steht, erkennt man 
die technische Innovation, die sich dahinter ver-
birgt. Dadurch, dass die Module im Bereich der 
Brüstung quer und zwischen den Fenstern hoch-
formatig angeordnet sind, entsteht über den 
Verlauf der Fassade ein Muster. Dieses erhält 
durch die in der Ebene zurückversetzten Bleche 
zwischen den einzelnen Modulen, die der Revisi-
on dienen, eine zusätzliche Tiefe. Die ebenfalls 
in eloxiertem Aluminium gehaltenen Balkonbrüs-
tungen mit schräg gestellten Blechen, die Schutz 
und Durchlässigkeit gleichzeitig bieten, korres-
pondieren mit den leicht schräg gestellten Revi-
sionsblechen. Das Resultat ist eine Fassade, die 
je nach Lichteinfall und Blickwinkel mit der Um-
gebung in Verbindung tritt, sich von ihr abgrenzt 
oder manchmal sogar ganz aufzulösen scheint. 
Die Solarzellen liefern rund ein Drittel des Strom-
bedarfs der Wohnungen - dank der Aus richtung 
auf alle vier Seiten gleichmässig über den Tag 
verteilt. An der Nordfassade, die 13% des Er trags 
liefert, kamen Silizium-Dünnschichtmodule zum 
Einsatz; diese sind für tiefe Einstrahlungswerte 
und damit für Stellen mit ungünstier Exposition 
be sonders geeignet; zudem erleiden sie durch 
die Erwärmung keine Leistungseinbusse.

in: Solares Bauen, Zürich 2013, S.36-38

Solares Niedrigenergiehaus (2000-Watt-Komp.)

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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17 Wohnhaus Rue Myrha, Paris 18E, 2014
      North by Northwest Architectes

Energiebedarf

Energiebezug  total
(Primärenergie):   42,0 kWh/m2a

Heizungsart:  Erdgas, 
   Solarthermie (20m2)

Projektierte Energiekennwerte

in: www.nxnw.fr,  North by Northwest Architectes

Das Projekt befindet sich in der Rue Myrha 37 im 18. Ar-
rondissement in Paris. Die Grundform, die sich aus einer 
rationellen Organisation der Wohnungen ergibt, besteht 
aus einer Fläche von 10m x 12m zwischen zwei Brand-
mauern entlang der Strasse. Im hinteren Teil der Parzelle 
befindet sich ein gemeinsamer Garten nach Süden.  Die 
Konzeption der Innenräume richtet sich nach den Be-
dürfnissen der Bewohner, während die Gestaltung Fas-
saden die Integration in das bestehende Stadtbild zum 
Ziel hat.

Das Projekt besteht aus Hanfbeton, in einer Fermacell-
Schalung, welche auf einem sekundären Holzrahmen 
montiert ist, die wiederum an einem primären Stahlrah-
men befestigt ist. Hanfbeton bietet einen hohen ther-
mischen Komfort und eine einfache Handhabung. Es 
ermöglicht eine signifikante Reduktion der Energiever-
luste, die Einrichtung eines sauberen Standorts und die 
Schaffung eines positiven CO2-Fußabdrucks. Die Leich-
tigkeit des Materials, die einfache Habdhabung und die 
Geschwindigkeit in der Ausführung waren von grossem 
Interesse in Bezug auf die örtlichen Gegebenheiten der 
Parzelle (schwieriger Baugrund, sehr kleine Abmessun-
gen des Grundstücks, Enge der Straße).

Wärmedämmung

Wand 

(Hanfbeton): 27cm / U-Wert: 0.048 W/m2K
Fenster:  2-fach / U-Wert: 1.20 W/m2K

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.

Wohnhaus Rue Myrha
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18 Wohnen am Dantebad, München, 2016
      Florian Nagler Architekten
Bemerkenswert am Münchner Projekt „Wohnen am Dante-
bad“ ist einiges, in erster Linie jedoch die Bauaufgabe. Hier 
hat das Büro Florian Nagler Architekten in guter, innerstäd-
tischer Lage für die kommunale Wohnungsbaugesellschaft 
GEWOFAG einen seriell strukturierten Baukörper mit 1- und 
2,5-Zimmer-Wohnungen für Geflüchtete und Wohnungslose 
geschaffen. Der Bauplatz ist ein als Parkplatz genutztes 
Grundstück in städtischem Besitz. Weil aber Parkplätze in 
Deutschland geradezu heilig sind – was angesichts des ge-
genüberliegenden Freibades in diesem Fall durchaus ver-
ständlich ist – wurde das Haus aufgeständert. So gingen 
nur vier der ursprünglich 111 Parkplätze verloren.
Über den Stellplätzen erhebt sich der gut 110 Meter lange 
und zwölf Meter tiefe Riegel, der auf vier Wohngeschossen 
1.450 Quadratmeter Bruttogeschossfläche und ein für die 
Bewohner zugängliches Dach bietet. Erschlossen werden 
die nach Süden orientierten Wohnungen durch Laubengän-
ge im Norden. In regelmäßigen Abständen weiten sie sich 
zu halböffentlichen Aufenthaltsbereichen. 
Die Erdgeschosszone des auf Stahlbetonstützen ruhenden 
Hauses wurde in Ortbeton ausgeführt, die Geschosse darü-
ber entstanden als vorgefertigter Holzbau. Die Architekten 
sprechen von „Wand-, Decken und Fassadenelementen mit 
weitgehend fertigen Oberflächen“ und „vollständig ins-
tallierten Badeinheiten“, die zum Einsatz kamen und eine 
äußerst zügige Fertigstellung des Hauses innerhalb eines 
halben Jahres erlaubten.
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https://www.baunetz.de/meldungen/Meldungen-Florian_Naglers_aufgestaendertes_Wohnhaus_5065205.html | (07.02.2023)
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19 Grosspeter-Tower, Basel, 2017
      Burckhardt & Partner

Wärmedämmung

Wand:  20cm / U-Wert: 0.18 W/m2K
Dach:  16-24cm / U-Wert: 0.15 W/m2K
Boden:  10-20cm / U-Wert: 0.25 W/m2K
Fenster:  3-fach / U-Wert: 0.94 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 20‘300 m2
Heizung:   16.1 kWh/m2a
Warmwasser:  3.4 kWh/m2a
Elektrizität:  25.0 kWh/m2a
Energiebezug total: 44.5 kWh/m2a
   903‘500 kWh/a

Heizung:   Sole-Wasser-WP

Energieversorgung

PV Dach (770m2):  91.6 kWh/m2a
PV Fassade (4‘800m2): 37.8 kWh/m2
Energieversorgung solar: 252‘000 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 28%

Gemessene Energiekennwerte

Solares Niedrigenergiehaus

An verkehrsgünstiger Lage, nahe Autobahn und 
Bahnhof SBB, liegt das Grosspeter Areal. Der 
sich darauf befindende Basler Grosspeter Tower 
beherbergt ein Hotel so wie Büroräumlichkeiten 
und nutzt sämtliche Fassaden zur Solarstrom-
erzeugung. Die Solarmodule sind sorgfältig 
integ riert; 450 unterschiedliche Modulgrössen 
mit unterschiedlichen PV-Substratgrössen und 
Zellbreiten sind fassadenbündig mon tiert. Die 
ganzflächige, opake PV-Fassade genügt ästhe-
tisch hohen Ansprüchen. Durch die vielen gros-
sen Fenster steigt der Kühl- und Wärmebedarf 
des Gebäudes er heblich. Die Leistung der aus 
Dünnschichtzellen bestehenden PV-Fassaden-
elementen des gesamten Hochhauses inkl. des 
Sockelbe reichs beträgt 440 kWp. Ergänzt wird 
die Anlage mit einem 100 kW starken Solar-
kraftwerk auf dem Dach. Die 540 kW starke 
und 5‘570m2 grosse PV-Anlage erzeugt 252‘000 
kWh/a. Zum Heizen und Kühlen des Gebäudes 
dient ein Erdsondenfeld mit 56 durchschnittlich 
250 m tiefen Sonden. Der saisonale Geo speicher, 
der im Sommer ein grösstenteils freies Kühlen 
zulässt, und die hochdruck seitig transkritisch 
geführte Wärmepumpe/ Kältemaschinen ermög-
lichen eine hohe Ar beitszahl.

in: Schweizer Solarpreis 2017, Zürich 2017, S.74

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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20 Grand Parc, Bordeaux, 2017
      Lacaton Vassal Architectes

Energiebedarf

Heizung & Warmw.: 20.1 kWh/m2a
Elektrizität:  28.7 kWh/m2a
Energiebezug total: 48.8 kWh/m2a

Energiebezug vor 
Sanierung:  153 kWh/m2a

Projektierte Energiekennwerte

Quelle: Lacaton & Vassal Architectes, Paris

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.

Grand Parc, Bordeaux
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21 MFH Hofwiesenstrasse, Zürich, 2017
      Viridén & Partner

Wärmedämmung

Wand:  34cm / U-Wert: 0.10 W/m2K
Dach/Estrich: 34cm / U-Wert: 0.09 W/m2K
Boden:  33cm / U-Wert: 0.16 W/m2K
Fenster:  3-fach / U-Wert: 0.8 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 2‘870 m2
Heizung:   13.3 kWh/m2a
Warmwasser:  3.1 kWh/m2a
Elektrizität:  17.3 kWh/m2a
Energiebezug total: 33.7 kWh/m2a
   96‘948 kWh/a

Energieversorgung

PV Dach (165m2):  154.0 kWh/m2a
PV Fassade (1‘535m2): 39.5 kWh/m2
Therm. Dach (15.4m2): 584.4 kWh/m2
Energieversorgung solar: 95‘008 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 98%

Gemessene Energiekennwerte

Das 1982 errichtete Mehrfamilienhaus (MFH) in Zürich 
wurde um zwei auf sieben Stockwerke erhöht. Es bietet 
nun Platz für 28 Familien. Obwohl die Wohnfläche von 
2‘112 m2 um 36% auf 2‘870m2 vergrössert wurde, sank 
der Gesamtenergiebedarf um 72% von 343‘400 kWh/a 
auf rund 96‘900 kWh/a. Durch die optimale Dämmung 
von 34 cm verwandelten die Architekten von Viridén + 
Partner die Energieschleuder in eine effizi ente MFH-Sa-
nierung, welche rund 95‘000 kWh/a erzeugt. Auffallend 
unauffällig sind die durch farbiges Glas verdeckten PV-
Fas saden-Anlagen, welche sich optisch nicht von den 
übrigen Fassadenbestandteilen unterscheiden. Dieses 
Fassadensystem ist allseits fas sadenbündig als Baube-
standteil in das Ge bäude integriert. Die PV-Module ver-
fügen über eine matte Oberfläche. Die Farbe ist unter-
schiedlich wählbar und führt zu einer Reduktion der PV-
Stromproduktion von ca. 39% oder rund 38‘700 kWh/a. 

Die solarthermischen Anlagen liefern rund 9‘000 kWh/a; 
die PV-Dachanlagen erzeugen 25‘400 kWh/a, und die PV-
Fas sadenanlage produziert 60‘600 kWh/a. Die gesam-
te Solarstromproduktion beträgt so mit 95‘000 kWh/a. 
Ohne Verdeckung der Fassaden-PV-Anlagen würden 
diese vor aussichtlich 38‘700 kWh/a mehr erzeugen. Da-
durch wäre diese Sanierung mit total (25‘411 kWh/a + 
60‘597 kWh/a + 9‘000 kWh/a + verdeckt 38‘700 kWh/a) 
133‘800 kWh/a zur 138%-PEB-MFH-Sanierung ge worden. 

in: Schweizer Solarpreis 2017, Zürich 2017, S.84

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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22 Parking 2 Roche, Kaiseraugst, 2017
      BE Netz AG

Energiebedarf
Elektrizität:  10‘000 kWh/a
Energiebezug total: 10‘000 kWh/a

Energieversorgung

PV Dach (1‘400m2): 146.5 kWh/m2a
PV Fassade (2‘383m2): 140.2 kWh/m2
Energieversorgung solar: 539‘100 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 5391%

Neigung Dachanlage: 10°
Neigung Fassadenanlage: 70°

Gemessene Energiekennwerte

Plus-Energiehaus

Die 404 kW starke PV-Anlage am Parkhaus der F. Hoff-
mann-La Roche AG in Kaiserau gst ist zurzeit mit 2‘383 
m2 die schweizweit leistungsstärkste PV-Fassadenanla-
ge. Di rekt an der A2 gelegen, musste die Anla ge ästhe-
tisch überzeugen und bezüglich Sicherheit, Gebäudelüf-
tung, Schallschutz, Reflektion usw. alle Anforderungen 
und Auflagen erfüllen. Um die Sicherheitsbedenken zu 
klären, beauftragte Roche eine anforderungsspe zifische 
Reflexionsanalyse. BE Netz prüfte verschiedene Anstell-
winkel und mögliche Auswirkungen im Jahresverlauf 
auf die Ver kehrsteilnehmer und ermittelte mittels einer 
3D-Simulation die optimale Modulanord nung hinsicht-
lich der Eigenverschattung und der Energieoptimierung. 
Da sich Personen unter den Modulen aufhalten können, 
musste die Resttragfä higkeit ebenfalls geprüft werden 
(Windlas ten etc.). Verschiedene Errungenschaften aus

diesem Projekt dienen der Branche bei der weiteren Ent-
wicklung der Gebäudehülle zum Kraftwerk für PlusEner-
gieBauten. Die 404 kW starke PV-Fassadenanlage wird 
durch die 230 kW starke und 1 ‚400 m2 grosse PV-Dach-
anlage ergänzt. Insgesamt erreichen die Anlagen eine 
Leistung von 634 kWp. Jährlich werden rund 539‘100 
kWh erzeugt. Bei einem Strombedarf von 10‘000 kWh/a 
resultiert ein Solarstrom überschuss von 529‘100 kWh/a. 
Die Solar-Fassade zeigt auf, dass die Kosten mit Stan-
dardmodulen niedrig gehal ten werden können. Dadurch 
und durch den Ersatz der ohnehin nötigen Fassadenele- 
mente kann auch eine vertikale PV-Anlage wirtschaftlich 
betrieben werden.

in: Schweizer Solarpreis 2017, Zürich 2017, S.84

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.

Parking 2 Roche
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23 Wohnsiedlung Soubeyran, Genf, 2017
      ATBA Architecture

Wärmedämmung

Wand:   Strohdämmung

Energiebedarf

Energiebedarf total: 110‘000 kWh/a 

Energieversorgung

PV Dach (188m2):  176.0 kWh/m2a
Energieversorgung solar: 33‘000 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 30%

Projektierte Energiekenwerte

alle nutzbar sein», erklärt Genossenschafter Nicolas Fournier. Tatsächlich beherbergt es

nun einen gemeinschaftlichen Gemüsegarten. Auch auf die ursprünglich geplanten

Maisonnettewohnungen verzichtete man aus Gründen der Gleichheit.

Folgenreiche Nutzerentscheide

Auf dieser Grundlage machten sich die Architekten an die Entwurfsarbeit – und

konfrontierten die Genossenschafterinnen und Genossenschafter mit den Folgen ihrer

Prinzipien. Die langgezogene Form des Gebäudes sei schon im Quartierplan festgelegt

gewesen, erläutert Michael Hofer von atba. Der Anspruch auf Südorientierung für alle

habe dann dazu geführt, dass man die Wohnungen zweiseitig orientieren musste. Dies

habe zu etwas schmalen Räumen geführt, umso mehr als man mit einer Gebäudetiefe

von 15 Metern rechnen musste.

Das Beispiel ist typisch für den partizipativen Ansatz, den die Genossenschaften

verfolgten. Olivier Krumm: «Wir hatten das Glück, nichts schon zu Beginn genau

festlegen zu müssen. Wir funktionierten – grob gesagt – wie eine Generalversammlung,

die alle zehn Tage statt#ndet.» Ein Vertreter der Bauherrschaft war damit beauftragt,

Information und Kommunikation zwischen Mitgliedern, Architekten, Banken usw. zu

koordinieren. Dabei kam man ohne Kommissionen aus. «Jede und jeder hatte den

gleichen Zugang zu den Informationen, jeder konnte mitmachen oder auch mal aus

beru!ichen Gründen zwei Monate fehlen», erklärt Olivier Krumm.

Das Stroh für die

Isolierung ist in

Elemente eingefügt, die

aus Holz und Lehm

bestehen. Bei der

Vorfertigung arbeiteten

Genossenschaftsmitglieder

unentgeltlich mit.

Auch die Gestaltung

der Nordfassade führte

zu langen Diskussionen

zwischen

Genossenschaftern und

Architekten. Der

Architektenvorschlag

mit dem Kalkputz

setzte sich durch.

Nutzer sind Wohnpro!s

Durchschnittlich seien bei jeder Sitzung etwa 15 Mitglieder anwesend gewesen.

Getro"ene Entscheidungen habe man den Abwesenden kommuniziert. Diese hatten

dann immer noch die Möglichkeit, an der nächsten Sitzung zu intervenieren. Nicolas

Fournier: «Wir mussten nur zweimal Abstimmungen durchführen, als es um die grossen

Budgetentscheidungen ging.» Sonst habe man Beschlüsse stets im Konsens gefällt,

wenn auch manchmal nach langen Diskussionen. Dabei habe man eines gelernt:

Lösungen kämen bisweilen von einer einzelnen Person, aber noch öfter entstünden sie

aus der Debatte. «Das Kollektiv kann sehr gute Ideen hervorbringen, wenn die

Menschen tatsächlich mit einbezogen werden», bestätigt Marton Radkaï. «Das ist wie

bei einer Jazzband. Ich habe miterlebt, wie Ideen auftauchten, die andere dann

aufnahmen und weiterentwickelten», ergänzt Olivier Krumm.

Solares Niedrigenergiehaus

Die Baugenossenschaften Équilibre und Luciole haben 
im Genfer Quartier Servette einen siebengeschossigen 
Neubau mit 38 vom Kanton subventionierten Wohnun-
gen für Personen und Familien mit geringem Einkommen 
realisiert.
Im Erdgeschoss befinden sich Gewerberäume und ein 
Gemeinschaftsraum mit Küche und WC. Die drei Trep-
penhäuser sind aus einem zentralen Eingangs- raum er-
schlossen, wobei vorerst nur beim mittleren ein Aufzug in 
den Schacht eingebaut wurde. Das 3. Obergeschoss ist 
als «rue intérieure» für Begegnung und Austausch aus-
gestaltet. Dort befinden sich auch die Gemeinschafts- 
waschküche und 6 Gäste- bzw. individuell zumietbare 
Zimmer. Das Gebäude erfüllt höchste Anforderungen an 

das ökologische und energieeffiziente Bauen. Aktive und 
passive Sonnenenergienutzung und die Verwendung von 
gesunden und ökologischen Baumaterialien standen bei 
der Planung ebenso im Vordergrund wie ein stark redu-
ziertes Parkplatzangebot. Hervorzuheben ist das Was-
sermanagement. So wird das Regenwasser zusammen 
mit wieder aufbereitetem Spülwasser für die Spülung 
der Toiletten verwendet, womit ein geschlossener Kreis-
lauf entsteht.

Soubeyran Genf in: Wohnbauten planen, beurteilen und 
vergleichen: Wohnungs-Bewertungs-System WBS, Aus-
gabe 2015

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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24 MFH Hohlstrasse, Zürich, 2018
      Schwarz Architekten

Solares Niedrigenergiehaus

Wärmedämmung

Wand (Aerogel):  8cm
Fenster:   2-fach (Vakuumiso-
   lierglas)

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 2‘760 m2
Heizung:   5.7 kWh/m2a
Warmwasser:  15.8 kWh/m2a

Heizung:   Wärmepumpe

Energieversorgung

PV Dach (550m2):  45.6 kWh/m2a
Energieversorgung solar: 25‘080 kWh/a

Projektierte Energiekennwerte

in: Faktor Minergie 47/2018, Zürich 2018, S.36-37

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.

MFH Hohlstrasse
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25 Wohnhaus Solaris, Zürich, 2018
      Huggenbergerfries

Wärmedämmung

Wand:  20cm / U-Wert: 0.15 W/m2K
Dach:  20cm / U-Wert: 0.13 W/m2K
Boden:  22cm / U-Wert: 0.17 W/m2K
Fenster:  3-fach / U-Wert: 0.80 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 815 m2
Heizung & Warmwasser: 46.6 kWh/m2a
Elektrizität:  36.8 kWh/m2a
Energiebezug total: 83.4 kWh/m2a
   68‘000 kWh/a

Heizung:   Erdgas-Heizung

Energieversorgung

PV Dach (200m2):  74.0 kWh/m2a
PV Fassade (420m2): 40.5 kWh/m2
Energieversorgung solar: 31‘832 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 47%

Gemessene Energiekennwerte

Solares Niedrigenergiehaus

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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Mit Solaris steht in Zürich Wollishofen ge genüber dem 
Kulturzentrum «Rote Fabrik» ein Mehrfamilienhaus, wel-
ches hohe ge stalterische Ansprüche mit moderner Solar-
technologie verbindet. 
Die gesamte Gebäudehülle dient der Solarstromgewin-
nung. Die monokristallinen Siliziumzellen sind von rot-
braunem Guss glas verdeckt. Dadurch reduziert sich die 
Stromproduktion der PV-Dach- und Fas sadenanlage um 
rund 39%. Ohne Verde ckung würde die Solaranlage etwa 
52‘200 kWh/a produzieren. 
Die solare Gebäudehülle entstand aus der Zusammen-
arbeit der Hochschule Lu zern mit Sundesign und Ertex. 
Die 47 kW starke PV-Fassadenanlage erzeugt ca. 17‘000 
kWh/a. Die optimal integrierte 25 kW starke PV-Dachan-
lage generiert rund 14‘800 kWh/a (7 4 kWh/m2a). Der 
Solarertrag von 31‘800 kWh/a deckt 47% des Ge samt-

energiebedarfs von 68‘000 kWh/a. Ein 10-kWh-Bat-
teriespeicher erhöht die Eigen verbrauchsquote. Den 
restlichen Wärmebe darf von 36‘200 kWh/a deckt eine 
Erdgas Heizung (Biogas-Anteil: 1.7%).
Durch eine Minergie-P- oder etwas opti malere Dämmung 
könnten die U-Werte, die Energieverluste und die C02-
Emissionen erheblich vermindert werden. 
Auf 815 m2 ermöglicht das Gebäude zehn Wohnungen. 
Im Mietpreis inbegriffen ist die Benutzung eines hausei-
genen Elekt roautos. 
Das MFH Solaris zeigt auf, wie sich die Nutzung von Son-
nenenergie und Solararchi tektur in städtebaulichen Pro-
jekten ergän zen können.

in: Schweizer Solarpreis 2018, Zürich 2018, S.79

Wohnhaus Solaris



82 FS 23  Beispiele ökologischer Projekte

26 Bürohaus Suurstoffi 22, Rotkreuz, 2018
      Burkhard Meyer Architekten

Niedrigenergiehaus

Wärmedämmung

Wand (Steinwolle): 28cm
Fenster:   3-fach Verglasung

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 17‘900 m2
Heizung & Warmwasser: 560 kWp
Kälte:   580 kWp
Elektrizität:  unbekant

Heizung:   Fernwärme
   (Anergienetz, wird
   über WP im Gebäude
   verwertet)

Projektierte Energiekennwerte

Bei der Planung für das Bürogebäude Suur- 
stoffi 22 bildeten Fragen zur typologischen 
Ausbildung eines generischen Programms, 
die folgerichtige konstruktive Umsetzung als 
Holzbau, sowie der angemessene architek- 
tonische Ausdruck in einem referenzlosen 
Kontext das gedankliche Gerüst des Entwur-
fes. So entstand das erste Bürohochhaus der 
Schweiz in Holzbauweise. Während der zent-
rale Kern die horizontale Aussteifung sichert, 
findet die gewünschte Flexibilität ihre Umset-
zung in einem Holzskelettbau mit Vollholz-
stützen und Unterzügen in Baubuche-Furnier-
schichtholz. 
Die sichtbaren, in der Fassadenebene liegen-

den vertikalen Holzstützen (Brettschichtholz 
Fichte / Tanne) sowie die innere, umlaufen-
de Tragebene mit Stützen und Unterzügen in 
Baubuche werden dabei mit einer Holz-Beton-
Verbunddecke kombiniert. Die hybriden De-
ckenelemente wurden für die spezifischen An-
forderungen eines Bürogebäudes konzipiert 
und dienen sowohl der Kühlung, Heizung und 
Lüftung, als auch der Raumakustik. Darüber 
hinaus haben sie eine brandabschnittbilden-
de Funktion, wirken schalldämmend und neh-
men auch die Leitungsführung des Sprinkler-
systems auf.
Die Hülle besteht aus einer nicht brennbaren, 
matten Bekleidung in Alucobond. 

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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Quelle: Burkhard Meyer Architekten,  Baden
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- Dampfbremse

- Holzverkleidung weiss lasiert

Bodenaufbau

- Hohlboden

- Hohlbodenkonstruktion

- Unterlagsboden

- Trittschalldämmung

- Holz-Beton Verbunddecke

Dachaufbau

- Extensive Begrünung

- Drainage
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schutzvorschriften für die Verwendung von 
Baustoffen in Aussenwänden von Hochhäu-
sern.

Brandschutz

Mit einer Gebäudehöhe von 36 m ist das 
Hochhaus brandschutztechnisch ein Novum 
in der Schweiz. Es zeigt, wie effizient ein 
Holz-Hochhaus gemäss den Brandschutz-
vorschriften VKF als Standardkonzept reali-
siert werden kann.

Die beiden Kerne mit den vertikalen Flucht-
wegen sind in nicht brennbarer Bauweise 
REI 90-RF1 erstellt. Durch die Anwendung 
des Löschanlagenkonzeptes mit einer 
Sprinkleranlage als Vollschutz kann der 
Feuerwidersand des Tragwerkes und der 
Geschossdecken auf 60 Minuten reduziert 
werden.

Der grosse Bürobereich ist vom 1.-9. Ober-
geschoss in Holzbauweise umgesetzt. 
Durch den Sprinklerschutz können die line-
ar tragenden Bauteile der Holz-Beton-Ver-
bunddecke, der Unterzüge und der Pfosten 

Konstruktion

Für das Bürohaus Suurstoffi 22 wurde ei-
gens ein innovatives Holz-Beton-Verbund-
Tragsystem entwickelt. Die sichtbaren, in 
der Fassadenebene liegenden vertikalen 
Holzstützen (Brettschichtholz Fichte / Tanne) 
sowie die innere, umlaufende Tragebene mit 
Stützen und Unterzügen in Baubuche wer-
den dabei mit einer Holz-Beton-Verbund-
decke kombiniert. Die hybriden Deckenele-
mente (ERNE Suprafloor ecoboost2) wurden 
für die spezifischen Anforderungen eines 
Bürogebäudes konzipiert und dienen sowohl 
der Kühlung, Heizung und Lüftung als auch 
der Raumakustik. Darüber hinaus haben sie 
eine brandabschnittbildende Funktion, wir-
ken schalldämmend und nehmen auch die 
Leitungsführung des Sprinklersystems auf.

Die Hülle besteht aus einer nicht brennba-
ren, matten Bekleidung in Alucobond. Die 
Fassadenelemente mit einer Länge von je 
5.75 m wurden im Werk vorgefertigt und mit 
einer zweilagigen Fermacell-Brandschutz-
bekleidung bekleidet. Damit erfüllen diese 
Holzbauelemente die Vorgaben der Brand-

in Holz sichtbar und ohne Brandschutzbe-
kleidung eingebaut werden. Der Feuerwi-
derstand wird durch eine logische Konstruk-
tionsweise mit Nachweis des Feuerwider-
standes über Abbrand gewährleistet.

Die Aussenwände in Holzbauweise werden 
mit einer Brandschutzbekleidung K 60-RF1 
umhüllt. Die Fassadenbekleidung ist aus ei-
ner nicht brennbaren Verbundplatte.

Zur Erhöhung des Personen- und Sachwert-
schutzes wird das Gebäude mit einer Brand-
meldeanlage als Teilüberwachung ausgerüs-
tet. Die technischen Brandschutzmassnah-
men dienen zur Ansteuerung verschiedener 
Brandschutzeinrichtungen und gewähren 
die sofortige Alarmierung. Wie in konventi-
onellen Hochhäusern werden die beiden Si-
cherheitstreppenhäuser und der Feuerwehr-
aufzug mit einer Rauchschutz-Druckanlage 
gegen das Eindringen von Rauch geschützt. 
Sicherheitsbeleuchtung, Fluchtwegsigna-
lisation, Löscheinrichtungen, Blitzschutz 
usw. entsprechen den Vorgaben der Brand-
schutzvorschriften.

Montagesystem

Bürohaus Suurstoffi 22
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27 Neue Schule Port, Port, 2018
      Skop Architekten

Wärmedämmung

Wand:  24cm / U-Wert: 0.17 W/m2K
Dach:  18cm / U-Wert: 0.11 W/m2K
Boden:  14cm / U-Wert: 0.16 W/m2K
Fenster:  3-fach / U-Wert: 0.60 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 3‘341 m2
Heizung & Warmwasser: 45.2 kWh/m2a
Elektrizität:  19.2 kWh/m2a
Energiebezug total: 64.4 kWh/m2a
   215‘355 kWh/a

Heizung:   Fernwärme

Energieversorgung

PV Dach (1‘800m2): 160 kWh/m2a
Energieversorgung solar: 288‘064 kWh/a
Eigenenergieversorgung: 134%

Gemessene Energiekennwerte

Plus-Energiehaus

Die neue Schule in Port fällt durch ihre kom plexe Geo-
metrie, die dunkelbraune Fassade aus Weisstannenholz 
und das mehrfach ge faltete und mit PV-Modulen verzier-
te Dach auf. Das gut gedämmte Dach mit einem U Wert 
von 0.11 W/m2K, die dreifach verglas ten Fenster, effi-
ziente Geräte und LED-Lam pen reduzieren den Energie-
bedarf des PlusEnergie-Schulhauses auf rund 215‘400 
kWh/a. Mit einer besseren Wärmedämmung der Wand 
wäre der Energiebedarf noch ge ringer ausgefallen. Die 
Müllverwertung Biel liefert Wärme energie für Heizung 
und Warmwasser. Die 298 kW starke, 1‘800 m2 gros-
se und ganz flächig dachintegrierte PV-Anlage produ-
ziert 288‘000 kWh/a. Bei einem Energiebe darf von rund 
215‘400 kWh/a beträgt die Eigenenergieversorgung so-

mit 134%. Mit der eingebauten Ladestation können 
E Autos direkt mit dem vom Schulhaus produ zierten 
Solarstrom C02 frei fahren. Der Stromüberschuss von 
72‘700 kWh/a wird direkt in das Netz der Gemeinde 
Port einge speist und vor Ort verbraucht. Mit Portsolar 
können Einwohnerinnen und Einwohner sowie Firmen in 
Port ein 20-jähriges Nutzungsrecht an der PV-Anla ge auf 
der neuen Schule erwerben und den damit hergestellten 
Strom selber verbrau chen. Dieses Schulhaus sticht nicht 
nur durch seine auffallende Architektur hervor, son dern 
auch durch sein nachhaltiges und zu kunftsweisendes 
Energiekonzept.

in: Schweizer Solarpreis 2018, Zürich 2018, S.63

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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Situation

Querschnitt

B

C

D

A

Fassadenschnitt

C Deckenaufbau
–  Anhydrit, 70 mm, geschlif-

fen und versiegelt
–  Trennlage
–  Trittschalldämmung,  

Mineralfaser, 40 mm
–  Ausgleichsschicht, EPS, 

30 mm
–  PE-Schutzfolie
–   Betondeckenplatte, 

300 mm, im Fassaden-
bereich auf Holzstützen 
lagernd

–  Akustikdecke, 80 mm

D Bodenaufbau
–  Anhydrit, 70 mm, geschlif-

fen und versiegelt
 – Trennlage
–  Trittschalldämmung,  

Mineralfaser, 40 mm
–  Ausgleichsschicht, EPS, 

30 mm - Dampfsperre
–  Feuchtigkeitssperre
–  Betonbodenplatte, 

250 mm
–  PE-Folie ( Trennlage )
–  Perimeterdämmung, XPS, 

140 mm
–  Magerbeton als Sauber-

keitsschicht

A Fassadenaufbau
–  Vertikalschalung, 24 mm, 

Weisstanne
 –  Horizontallattung, 60 mm
–  Vertikallattung, 60 mm
–  Fassadenfolie, schwarz
–  Wärmedämmplatte aus 

Holzweichfasern, 80 mm
–  Dämmung aus Mineral-

faserplatten, 160 mm
–  OSB-Platte, 15 mm
–  Lattung, 40 mm, ausge-

dämmt
–  Dreischichtplatte, 19 mm, 

lasiert

B Dachaufbau
–  Photovoltaik-Element
 –  Winkelprofil / Hinterlüf-

tung
–  Dichtungsbahn, zweilagig, 

bituminös, ca. 10 mm
–  Dämmung, 180 mm
–  Dampfsperre
–  Dreischichtplatte, 40 mm
–  Hohlraumdämmung,  

Mineralfaser, 50 mm
–  Akustikvlies
–  Dreischichtplatte, 40 mm, 

mit Akustikbohrung

Schule Port
1  Kindergarten
2  Schuleinheit
3 Küche
4  Lehrerzimmer
5  Werkraum
6 Altbau
7 Neubau
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Holzweichfasern, 80 mm
–  Dämmung aus Mineral-

faserplatten, 160 mm
–  OSB-Platte, 15 mm
–  Lattung, 40 mm, ausge-

dämmt
–  Dreischichtplatte, 19 mm, 

lasiert

B Dachaufbau
–  Photovoltaik-Element
 –  Winkelprofil / Hinterlüf-

tung
–  Dichtungsbahn, zweilagig, 

bituminös, ca. 10 mm
–  Dämmung, 180 mm
–  Dampfsperre
–  Dreischichtplatte, 40 mm
–  Hohlraumdämmung,  

Mineralfaser, 50 mm
–  Akustikvlies
–  Dreischichtplatte, 40 mm, 

mit Akustikbohrung

Schule Port
1  Kindergarten
2  Schuleinheit
3 Küche
4  Lehrerzimmer
5  Werkraum
6 Altbau
7 Neubau

1 : 500

1 : 33 1 : 2000

6

7

12-17_Schulhaus_Biel_3_18.indd   1515.02.18   10:43

Neue Schule Port
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28 Sanierung röm.-kath. Kirche, Ebmatingen, 1989|2019
      Studerarchitekt

Wärmedämmung
Wand:   9cm
Dach:   24cm
Boden:   8cm
Fenster:   3-fach

Energiebedarf
Energiebezugsfläche: 1‘070 m2

Warmwasser:  1 kWh/m2a
Solare Wärme:  39 kWh/m2a
Elektrizität WP:  6.4 kWh/m2a
Elektrizität:  4.7 kWh/m2a

Eigenenergieversorgung:  145.2 kWh/m2a

Gemessene Werte

21.07.21, 10:09Studerarchitekt / Arbeiten / Röm.-kath. Kirche Ebmatingen

Page 2 of 7https://studerarchitekt.ch/Arbeiten/Ebmatingen

Giebelseite: Dach links PVT System BS2, rechts PV 

Strassenfront mit PV-Dach 

21.07.21, 10:09Studerarchitekt / Arbeiten / Röm.-kath. Kirche Ebmatingen

Page 4 of 7https://studerarchitekt.ch/Arbeiten/Ebmatingen

Links: PVT System BS2 - rechts: PV 

PVT System BS2 

Die hier eingesetzte Energiesystem "BS2 Zeleganz" ermöglicht zusammen mit der wärmetechnischen Verbesserung des

Die im Jahr 1989 errichtete Römisch-Katholische Kirche St. 
Franziskus Ebmatingen musste dringend saniert werden. 
Eine alte Ölheizung, eine nicht zeitgemässe Isolierung so-
wie ein stellenweises undichtes Dach sorgten für einen un-
verhältnismässig hohen Energiebedarfvon84’400kWh/a.
ImWinter 2018/19 folgte die bauliche und energetische 
Sanierung mit neuer Dämmung, Erdsonden-Wärmepumpe, 
Photovolatik mit Thermie (PVT) und LED-Beleuchtung. Infol-
ge dieser Massnahmen sank der bisherige Ge- samtener-
giebedarf von 84’400 kWh/a um 35% auf 54’700 kWh/a. 
Der Charakter der PlusEnergie-Kirche blieb dennoch erhal-
ten.
Die Sanierungskosten belaufen sich auf Fr. 1.2 Mio. Von 
der insgesamt 543 m2 grossen und optimal in das Dach 
integrierten PV-Anlage sind 161 m2 mit PVT-Modulen aus-
gestattet. Sie produzieren neben Strom zusätzlich 41’800 
kWh/a Wärme, die im Sommer 300 m tief ins Erdreich ge-
leitet wird. Im Winter wird ein Teil wieder zurückgewon-
nen. Die installierte Leistung der PV/PVT-Anlage beträgt 
90 kW. Damit werden jährlich 78’900 kWh/a CO2-freier 
Strom und mit den 161 m2 thermischen Sonnenkollektoren 
noch 41’800 kWh/a Wärmeenergie erzeugt. Beide Anlagen 
erzeugen insgesamt 120’700 kWh/a. Damit weist die PEB-
Kirche eine Eigenenergieversorgung von 221% auf.
Die Kirchensanierung erfüllt sowohl in energetischer wie 
auch in ökologischer Hinsicht eine Vorbildfunktion. 

in: Europäischer Solarpreis 2019, Seite 42

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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21.07.21, 10:09Studerarchitekt / Arbeiten / Röm.-kath. Kirche Ebmatingen

Page 4 of 7https://studerarchitekt.ch/Arbeiten/Ebmatingen

Links: PVT System BS2 - rechts: PV 

PVT System BS2 

Die hier eingesetzte Energiesystem "BS2 Zeleganz" ermöglicht zusammen mit der wärmetechnischen Verbesserung des

Quelle: Schweizer Solarpreis 2020, Studerarchitekt, Ennetbaden; studerarchitekt.ch
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Detail V4 Dachvorsprung PV
neu 2018 - OK
Dach PV / First / Dach PVT

PV - Dachaufbau PVT - Dachaufbau
Entlüftung

und
Leitungsführung

Sanierung kath. Kirche St. Franziskus Ebmatingen
PROV. AUSFÜHRUNG - Datum: 09.03.19 - Massstab: 1:5
Plan: 116-ebm-50036-20190309-02-222-PV-publi.pln   Schnitte-2.3.11-Detail Dachfirst PV/PVT neu 2018
Röm.-kath. Kirchgemeinde Egg  (umfassend die pol. Gden. Egg, Maur, Mönchaltorf und Oetwil am See)
studerarchitekt    Daniel Studer    dipl. Arch. ETH SIA

26

Dach, PVT-Seite, während der Montage

Dachplan mit PV- und PVT-Flächen, Sondermodulen und Aura-Platten
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29 Coopérative d‘Ateliers Erlenmatt, Basel, 2019
      Degelo Architekten

Wohnen für 10 CHF pro m2: Dege-
lo baut auf der Erlenmatt nach dem 
Easyjet-Prinzip  

VON ARCHITEKTURBASEL AM 9. MÄRZ 2019PROJEKTE 

„Entwerft alles so günstig wie möglich! Danach können wir 
es schön machen“, habe er zu seinen Mitarbeitern gesagt. 
Mit Architekt Heinrich Degelo stehen wir im obersten Ge-
schoss der „Cooperative d’Ateliers“ an der Signalstrasse auf 
der Erlenmatt. Die Wohnung, in der wir uns befinden, sieht 
aus wie eine grosse Werkstatt: Industrie-Monobetonboden, 
unverputztes Kalksandstein-Mauerwerk und grosse, vor-
fabrizierte Betonplatten an der Decke. Ein sauber heraus-
geputzter Rohbau. Ist das die Zukunft des preisgünstigen 
Wohnens

Venustas muss hintenanstehen 
Es ist offensichtlich: Hier ging es nicht um die Frage der 
Form, zumindest nicht in erster Linie. Die von Vitruv einge-
forderte „Venustas“ musste hintenanstehen. Zuerst kamen 
die Ökonomie und Ökologie. Die Vorgabe der Bauherrschaft 
war äusserst radikal und ambitioniert zugleich: Zehn Franken 
durfte die Miete eines Quadratmeters Wohnfläche maximal 
kosten, und zwar inklusive des Baurechtszinses. Das ist für 
einen Neubau ein fast schon unerhörter Anspruch. Zum Ver-
gleich: In der wenige Schritte entfernten Überbauung „Baleo 
Erlenmatt“ von Morger Partner Architekten kostet der Quad-
ratmeter einer Neubauwohnung fast das Dreifache.

Das Easyjet-Prinzip 
In der Schweiz so günstig bauen, geht das? Degelo radika-
lisierte das Projekt mit dem Ziel minimaler Baukosten. Seine 
Strategie war die Reduktion auf das absolut Notwendige, 
und zwar in jeder Hinsicht. „Wie bei Easyjet“, sagt Degelo. 
So verfügt die Wohnung über keine internen Trennwände, 
sämtliche Oberflächen bleiben roh, elektrisch wird nur die 
Grundinstallation eingebaut. Etwas verloren steht in der 150 
Quadratmeter grossen Wohnung die Nasszelle, wobei man 
eher von Nasszeile sprechen sollte. Auf der einen Seite be-
finden sich Dusche und WC, auf der anderen wird später ein 
Herd und Kühlschrank montiert. Die Position konnten die 
Bewohner frei wählen. Der Trick dabei: Das Abwasser wird 
mittels Pumpe über die Decke in die zentrale Steigzone be-
fördert. Den Innenausbau der Wohnungen übernehmen die 
Genossenschafter selbst. Die Raumhöhe von 3.45 m lässt 
unterschiedliche räumliche – insbesondere auch vertikale – 
Unterteilungen zu. Man kann problemlos eine erhöhte Schlaf-
galerie einbauen. Damit lässt sich die Wohnfläche mehrfach 
nutzen. Bei der Vollendung des Hauses wird Degelo auf die 
Zuschauertribüne verbannt. „Ich bin sehr gespannt, wie das 
alles herauskommt“, meint er darauf angesprochen und bleibt 
sichtlich gelassen.

Haus ohne Heizung 
Für ihn als Architekten sei es beim Bau in erster Linie um die 
Herausforderung der minimalen Baukosten und des minima-
len Energieverbrauchs gegangen. Tatsächlich ist das Haus 
auch was die Energie anbelangt äusserst sparsam. Eine 
Heizung wurde keine eingebaut. Wie geht das? Einerseits 
hilft die grosse Speichermasse der massiven Aussenwände 
bestehend aus 78cm-Poroton, andererseits wird die Lüftung 
der Räume mittels mechanischer Steuerung der Fenster kon-
trolliert. Damit soll im Winter nicht zu viel warme Luft nach 
aussen gelangen – und im Sommer die Auskühlung optimiert 
werden. Geheizt wird mit der Abwärme von elektrischen Ge-
räten, Kochherd oder Ofen. Es ist ein Experiment, gibt Degelo 
zu. Falls es scheitern würde, ist der Anschluss an das Fern-
wärmenetz vorsorglich schon mal ins Haus verlegt worden. 
Man weiss nie.

Und die Rolle der Architektur? 
Die Planung des Hauses warf grundsätzliche Fragen auf. 
Welche Rolle hatte Degelo als Architekt zu spielen? Wurde 
er zum Techniker oder Ökonomen? Oder umgekehrt: Haben 
gestalterisch-formale Fragen beim Bau von preisgünstigen 
Wohnen überhaupt eine Daseinsberechtigung? Der stählerne 
Handlauf im Treppenhaus besticht mit seiner Einfachheit. Die 
grossen, stehenden Fensteröffnungen sind wohlproportio-
niert. Das innenseitig mit einem Kalk-Schlemmputz versehe-
ne Mauerwerk strahlt Wärme aus. Trotzdem fehlt dem Haus 
eine starke gestalterische Idee, ein übergeordnetes architek-
tonisches Thema. Bezeichnend ist die hölzerne Balkonschicht 
zum Hof. Hier gab der Architekt die gestalterische Verant-
wortung weiter. Künstler Andres Bally entwarf aus Eichen-
spältern ein Geländer. Das mag eine witzige Idee sein, wirkt 
jedoch gebastelt, anekdotisch – und lässt sich nur schwer 
mit der industriellen Atelier-Stimmung in Verbindung setzen. 
Wie sich minimale Baukosten in eine starke architektonische 
Form ummünzen lassen, bewies Jean Nouvel mit seinem 
experimentellen Wohnungsbau „Nemausus 1“ im französi-
schen Nîmes Ende der 1980er-Jahre. Aus einem Katalog 
von industriellen Standard-Bauteilen fertigte Nouvel äusserst 
günstige Wohnungen mit einer faszinierenden architektoni-
schen Präsenz und formalen Eigenständigkeit. Mehr davon 
hätte man sich auf der Erlenmatt gewünscht.

Kluge Provokation 
Letztlich ist das Haus der „Cooperative d’Ateliers“ eine kluge 
Provokation. Das radikale, kompromisslose Hinterfragen von 
Konventionen und Wohnstandards kann in Zeiten von über-
bordendem Sicherheitsdenken als Befreiungsschlag verstan-
den werden. Ein kleines Beispiel: Die Bauherrschaft verzich-
tete bewusst auf den Einbau einer Trittschalldämmung. Die 
geforderten Norm-Werte für Neubauten werden folglich nicht 
erfüllt. Dank der Masse des Betonbodens wird der Schall-
schutz trotzdem bei weitem besser sein als in den meisten 
Altbauten. Rien ne va plus. Die Risikobereitschaft ist allen 
Beteiligten hoch anzurechnen.

Passivhaus

Wärmedämmung

Wand 

(porosierter Backstein): 78cm  

Energiebedarf

Energiebezugsfläche: 2‘627 m2
Heizung:   0 kWh/m2a

Heizung:   keine
   (Luft-Wasser-WP für
   Warmwasser)

Das 4-geschossige Gebäude vereint 17 Wohnateliers unter einem 
Dach. Um das Ziel von 10 CHF/m2  Monatsmiete zu erreichen, wur-
de das Gebäude auf das wirklich notwendige beschränkt. Die offenen 
Wohn- und Arbeitsflächen können frei eingerichtet werden. Es gibt 
ein Sanitärelement mit WC, Dusche und Waschbecken, sowie den 
freistehenden Küchenelementen Herd, Spüle und Kühlschrank. Die 
80 cm starken Aussenwände aus Dämmziegelmauerwerk sorgen für 
eine hohe Speichermasse. Das Gebäude ist mit träger Gebäudemasse 
und gesteuerten Lüftungsflügeln so optimiert, dass keine Heizung not-
wendig ist. Die tiefen Fensterlaibungen schützen auf natürliche Weise 
im Sommer vor Überhitzung, ohne dass ein Sonnenschutz notwendig 
wäre. Die auf der Süd-West-Seite vorgelagerten Holzbalkone tragen 
ebenfalls zum sommerlichen Hitzeschutz bei und erweitern mit ihrem 
Geländer aus massiven Eicheholzscheiten den Wohnbereich auf der 
Hofseite.

*Falls sich bei den aufgeführten Daten und Zahlen Fehler eingeschlichen haben, bitten wir um Korrektur.
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Quelle: Degelo Architekten, Basel 

Coopérative d‘Ateliers Erlenmatt
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30 Überbauung Bombasei-Areal, Nänikon, 2017-2020
      Atelier Schmidt
Die Eigentümerinnen der Bombasei AG haben sich zur 
Neugestaltung des Farbrikareals entschlossen. Es entsteht 
die erste Strohballenhaussiedlung in der Schweiz, inmitten 
des alten Baumbestands. Ein wegweisendes Wohnen für 
Mensch und Umwelt.
Unser Ziel ist es ein Quartier zu schaffen in dem alle 
Generationen vertreten sind. Der Wohnungsmix bietet 
jungen Familien, Paaren, Senioren und Alleinstehenden 
einen attraktiven Wohnraum. Das soziale Zusammenleben 
soll an Begegnungsorten innerhalb der Überbauung 
gepflegt und gefördert werden.
 Die geplante Siedlung verschreibt sich in verschiedener 
Hinsicht der Nachhaltigkeit. Neben Gedanken zur sozialen 
und kulturellen Nachhaltigkeit, spielen die Aspekte der 
ökologischen Nachhaltigkeit eine entscheidende Rolle bei 
der Neuentwicklung des Fabrikareals.
Aus Sicht der Umwelt sind dabei drei Aspekte 
entscheidend: die Herstellungsenergie der Bauprodukte, 
der Energieverbrauch des Gebäudes im Betrieb und die 
Entsorgung der Baumaterialien in ferner Zukunft. Der 
gesamte Lebenszyklus der Siedlung ist entscheidend, von 
der Herstellung über den Betrieb bis hin zur Entsorgung.
Mit der Wahl nachhaltiger und natürlicher Baumaterialien 
wie Stroh, Holz, Lehm und Kalk, wird die Siedlung all diesen 
Aspekten gerecht. Die Siedlung soll den Bewohnern auch in 
ferner Zukunft viel Freude bereiten, ohne dabei auf Kosten 
der Natur zu leben.

Text: https://www.atelierschmidt.ch/bombasei-naenikon | (31.01.23)

Wärmedämmung: 75 cm Strohballen (in Holzrahmen eingebaut)

Wand:   75cm / U-Wert: 0.070 W/m2K
Dach:   75cm / U-Wert: 0.070 W/m2K
Boden:   75cm / U-Wert: 0.070 W/m2K
Holzfenster:  
Glasrandverbund  Ug-Wert 0.6 W/m2K
ganzes Fensterelement U-Wert: 0.9 W/m2K

Energiebedarf
Energiebezugsfläche: 3‘230 m2
Heizung & Warmwasser: 9.9 kWh/m2a
   32‘100 kWh/a (keine Komfortlüftung)
Elektrizität:  34.1 kWh/m2a
   110‘200 kWh/a

Heizung:   
3 x Luft-Wasser Wärmepumpe (jeweils in 2er Kaskade)

Energieversorgung
Photovoltaik (490m2):  179kWh/m2a
   87‘700kWh/a

Gemessene Werte (2022)
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Wärmedämmung: 75 cm Strohballen (in Holzrahmen eingebaut)

Wand:   75cm / U-Wert: 0.070 W/m2K
Dach:   75cm / U-Wert: 0.070 W/m2K
Boden:   75cm / U-Wert: 0.070 W/m2K
Holzfenster:  
Glasrandverbund  Ug-Wert 0.6 W/m2K
ganzes Fensterelement U-Wert: 0.9 W/m2K

Energiebedarf
Energiebezugsfläche: 3‘230 m2
Heizung & Warmwasser: 9.9 kWh/m2a
   32‘100 kWh/a (keine Komfortlüftung)
Elektrizität:  34.1 kWh/m2a
   110‘200 kWh/a

Heizung:   
3 x Luft-Wasser Wärmepumpe (jeweils in 2er Kaskade)

Energieversorgung
Photovoltaik (490m2):  179kWh/m2a
   87‘700kWh/a

Gemessene Werte (2022)

Überbauung Bombasei-Areal, Nänikon

Quelle: werk, bauen + wohnen, 5-2022, S. 10. 
https://www.modulor.ch/architekturcategory/vom-halm-zum-haus/ | (18.01.2023) 
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31 Amt für Umwelt, Basel, 2013-2021
     jessenvollenweider architektur
Selbstredend wurden, mit angestrebter Vorbildwirkung, 

Grundsätze des nachhaltigen Bauens mit dem für rund 70 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter konzipierten Gebäude mit 

rund 2.500 Quadratmetern Geschossfläche verfolgt. Abgesehen 

von den in Stahlbeton ausgeführten Untergeschossen handelt 

es sich beim Tragwerk vom Erdgeschoss bis zum siebten 

Obergeschoss um einen Holzskelettbau mit Holz-Beton-

Verbunddecken, Stahlauskreuzungen als Windverbänden und 

Holzständerwänden mit Lehmputz in den Büros. Die insgesamt 

verbauten 165 Kubikmeter Fichten- und Buchenholz stammen 

aus einem Wald rund 20 Kilometer von Basel entfernt.

Bei dem Holzskelett wurden zuerst die Stützen gestellt, danach 

wurden die Haupt- und Nebenträger eingebaut und schließlich 

die Decken eingesetzt. Letztere setzten sich aus einem Wechsel 

von Holzlamellen und vorfabrizierten Sichtbetonelementen mit 

integrierter Bewehrung zusammen. Diese lineare Anordnung 

von Betonelementen und Holzlamellen prägt auch die 

Deckenuntersichten. Im Überbeton der Decken kam Recycling-

Beton zum Einsatz. 

Text: https://www.baunetzwissen.de/fassade/objekte/buero-verwaltung/amt-fuer-umwelt-und-energie-in-basel-7868291 | (01.02.23)

Wärmedämmung
Wand:  20-22cm / U-Wert: 0.19-0.20 W/m2K
Dach:  19-21cm / U-Wert: 0.14-0.17 W/m2K
Boden:  10-13cm / U-Wert: 0.25-0.40 W/m2K
Fenster:  3-fach  / U-Wert: 0.67-0.88 W/m2K

Energiebedarf
Energiebezugsfläche: 2‘100 m2
Energiebezug total: 39.0 kWh/m2a
   82‘000 kWh/a

Heizung:   Basler Fernwärmenetz

Energieversorgung
Photovoltaik (1‘132m2):  46.8 kWh/m2a
   53‘000 kWh/a
Eigenenergieversorgung 64%

(Solarstromkapazität mit Standartmodulen ≈ 121.3 kWh/m2a 
Ausnutzung ca. 38.5%)

Gemessene Werte
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Quelle: http://www.beta-architecture.com/amt-fur-umwelt-und-energie-jessen-vollenweider/ | (17.01.2023)
https://architekturbasel.ch/jessenvollenweider-neubau-aue-oeffnet-im-november-seine-tueren/ | (01.02.2023)

werk, bauen + wohnen, 6 - 2022,  S. 72 ff.
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32 Dirty Harry, Basel, 2022
      Atelier Neume
Direktauftrag für ein neues Wohnhaus für die 
Baugenossenschaft Point Commun auf dem Lysbüchel 
Areal in Basel.
 
Die Genossenschaft Point Commun erwarb eine 
Baurechtsparzelle im Lysbüchel Areal von der Stiftung 
Habitat. Das kompakte Gebäude beherbergt 11 
Wohnungen und eine Gewerbeküche. Der gedrehte 
Treppenhauskern ermöglicht eine vielfältige Wohnungsmix 
und verleiht einen charakteristischen Fassadenausdruck 
innerhalb des neuentwickelten Stadteils Lysbüchel Süd. 
Die Fassadenmaterialisierung ist aus nachaltigkeits- 
und raumklimatischen Gründen aus Lehmsteinen. 
Die kompakten und dennoch grosszügig entwickelten 
Wohnungen sind zweiseitig Ost-West ausgerichtet. 
Schaltzimmer können je nach Lebensabschnitt der 
Bewohner den Wohnungen zugeteilt werden. Das 
Treppenhaus bietet für die Wohnungen zusätzlich nutzbare 
Flächen und wird dadurch zum Kommunikationsraum. 
Im Dachgeschoss befindet sich eine Gewerbeküche 
mit öffentlicher Ausstrahlung. Die grosse Terrasse im 
Attikageschoss und der hofseitige Aussenbereich bieten 
Gemeinschaftsbereiche mit unterschiedlichen Qualitäten.

Text: https://www.atelierneume.ch/dirtyharry | (31.01.23)

Wärmedämmung
Wand:  zweischalige Lehmfassade 46cm
  Wärmedämmung ISOVER PB F030 
(22cm)
  U-Wert 0.15 W/(m2K)
Dach:  Aufbaustärke 43cm
  Wärmedämmung Swisspor PUR/PIR Alu
  U-Wert 0.25 W/(m2K)
Boden:  Aufbaustärke 31cm
  Wärmedämmung Jackodur KF500
  U-Wert 0.22 W/(m2K)
Fenster:  Holzfenster mit 3-fach Verglasung
  G-Wert 0.57
  U-Wert 0.5 W/(m2K)

Energiebedarf
Energiebezugsfläche: 1050 m2
Heizung & Warmwasser: unbekannt
Elektrizität:  unbekannt

Heizung:  Fernwärme

Energieversorgung:
Photovoltaik   47m2
Leistung   8.16kWp

Der komplette Blockrand ist mit einem ZEV (Eigenver-
brauchsgemeinschaft) ausgestattet.
Das gesamte ZEV leistet ~180 kWp.

projektierte Energiekennwerte
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Quelle: https://www.atelierneume.ch/dirtyharry | (17.01.2023)
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33 Forschungshäuser, Bad Aibling, 2022
      Florian Nagler
Althergebrachtes Wissen wird bisweilen vom technischen 
Fortschritt begraben und als überholt betrachtet – bis 
jemand das Gegenteil beweist. Das Forschungsprojekt 
Einfach Bauen an der Technischen Universität München 
geht diesen Weg zurück. Der zunehmenden Komplexität 
im Bauwesen setzte das Forschungsteam bei ihren 
Untersuchungen und Simulationen eine radikale Reduktion 
gegenüber, die sich in vielerlei Hinsicht an regional 
bewährten Bauweisen orientiert.
Nun wurden auf dieser Grundlage nach dem Entwurf 
von Florian Nagler – der das Projekt Einfach Bauen an 
der TU München initiiert hatte – auf einem ehemaligen 
Kasernengelände in Bad Aibling drei Forschungsbauten 
errichtet, die als Mehrfamilienhäuser mit je acht Wohnungen 
aufwarten. Für jeden Bau wurde ein unterschiedliches 
Material verwendet: Beton, Holz und Ziegel. Die Bauten 
sind als parallele Riegel mit Satteldach ausgebildet und 
unterscheiden sich optisch nur geringfügig in ihren Details. 
Für die Ausführung wurden mit Beton, Holz und Ziegel 
drei unterschiedliche Materialien gewählt, mit denen 
sich monolithische Wandkonstruktionen erstellen lassen. 
Statt vielschichtiger Bauteile, die für anfällige Details und 
Anschlüsse sorgen können, wurden massive Wände in einer 
Stärke errichtet, die ausreichenden Wärmeschutz bietet. 
Die ebenfalls simpel gehaltene Gebäudetechnik folgt dem 
Grundsatz der Systemtrennung, sodass entsprechend 
unkompliziert gewartet werden kann.

Text: https://www.baunetzwissen.de/beton/objekte/wohnen-mfh/forschungshaeuser-in-bad-aibling-7597304 | (31.01.23 

Wärmedämmung
Wand:
     Leichtbeton:  Infraleichtbeton 
   50cm / U-Wert: 0.357 W/m2K
     Massivholz:  Vollholzwand mit Luftkammern
   30cm / U-Wert: 0.224 W/m2K
     Dämmziegel:  Luftkammerziegel
   42cm / U-Wert: 0.248 W/m2K
Dach:   Holzweichfaserdämmung
   24cm / U-Wert: 0.160 W/m2K
Boden:   Holzfaserdämmung
   18cm / U-Wert: 0.197 W/m2K
Fenster:   3-fach / U-Wert: 0.90 W/m2K

Energiebedarf

Energiebezugsfläche

     pro Gebäude:  675 m2
Heizung & Warmwasser: 
     Leichtbeton:  72.74 kWh/m2a
     Massizholz:  71.59 kWh/m2a
     Dämmziegel:  38.13 kWh/m2a
Elektrizität:  unbekannt

Heizung: 

Nahwärme PEF 0.5 (Gas und Holzhackschnitzel)

gemessene Energiekennwerte
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Quelle: https://www.einfach-bauen.net/forschungshaeuser-bad-aibling/ | (17.01.2023)
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FABRIKGEBÄUDE ZYPRESSENSTRASSE VOR DEM UMBAU

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

7 von 14 07.07.20, 09:36

ANSICHT ZYPRESSENSTRASSE

GRUNDRISS DACHGESCHOSS MIT GEMEINSCHAFTSTERRASSE (FARBEN: LINOLEUMBÖDEN)

GRUNDRISS 2. OBERGESCHOSS MIT RUE INTÉRIEURE UND EINGANG MAISONETTE

GRUNDRISS 3. OBERGESCHOSS

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

2 von 14 07.07.20, 09:36

ANSICHT ZYPRESSENSTRASSE

GRUNDRISS DACHGESCHOSS MIT GEMEINSCHAFTSTERRASSE (FARBEN: LINOLEUMBÖDEN)

GRUNDRISS 2. OBERGESCHOSS MIT RUE INTÉRIEURE UND EINGANG MAISONETTE

GRUNDRISS 3. OBERGESCHOSS

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

2 von 14 07.07.20, 09:36

ANSICHT ZYPRESSENSTRASSE

GRUNDRISS DACHGESCHOSS MIT GEMEINSCHAFTSTERRASSE (FARBEN: LINOLEUMBÖDEN)

GRUNDRISS 2. OBERGESCHOSS MIT RUE INTÉRIEURE UND EINGANG MAISONETTE

GRUNDRISS 3. OBERGESCHOSS

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

2 von 14 07.07.20, 09:36

  Bestand / Umnutzung

Nutzung: Industriegebäude / Wohnen und Atelier
Baujahr:  ca. 1950 / 1994-97
Architektur: Unbekannt / Meili Peter Architekten

FABRIKGEBÄUDE ZYPRESSENSTRASSE VOR DEM UMBAU

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

7 von 14 07.07.20, 09:36

Bestand

2. Obergeschoss

3. Obergeschoss

Dachgeschoss

Umbau

34 Wohn- und Atelierhaus Zypressenstrasse, Zürich, 1997
     Meili Peter Architekten
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ANSICHT VOM BULLINGERHOF

BESTANDSAUFNAHMEN DER FABRIK VOR DEM UMBAU

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

8 von 14 07.07.20, 09:36

BLICK PARALLEL ZUR FASSADE, 2. OBERGESCHOSS

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

12 von 14 07.07.20, 09:36

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

13 von 14 07.07.20, 09:36

ANSICHT ZYPRESSENSTRASSE

GRUNDRISS DACHGESCHOSS MIT GEMEINSCHAFTSTERRASSE (FARBEN: LINOLEUMBÖDEN)

GRUNDRISS 2. OBERGESCHOSS MIT RUE INTÉRIEURE UND EINGANG MAISONETTE

GRUNDRISS 3. OBERGESCHOSS

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

2 von 14 07.07.20, 09:36

QUERSCHNITT GEBÄUDEMITTE

ENTWURFSSKIZZE, SPÄTERES PRINZIPDIAGRAMM DER «DIAGONALEN WOHNUNG»

Werkverzeichnis – Meili Peter Architekten https://www.meilipeterpartner.ch/de/projekte/werkverzeichnis/...

3 von 14 07.07.20, 09:36

Bestand Umbau

Wohn- und Atelierhaus Zypressenststrasse

Quelle:  Meili, Peter & Partner AG, Zürich
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35 Workshops and factory redevelopment, Garratt Lane London, 2004
      Sergison Bates architects

The two original buildings, let for commercial uses, now 
support an additional storey of timber-framed flats, strung 
along a winding walkway which bridges the gap between 
them.   
This is a street in the sky which really lives up to the name, 
with a small private court, open to the sun, giving on to 
each flat, and allowing the kitchens and bathrooms natural 
light and view.
But it is the wood – larch plywood, to be precise – which 
makes this little street such a warm and unforgettable 
experience. It covers the ceiling, the walls, the doors, and 
even flows into the bathrooms to give them a sauna-like 
quality. It is utterly simple, and immensely pleasurable to 
experience. By contrast, the exterior face of the building 
is clad in a grey fibrous cement rainscreen, punctuated by 
high quality purpose-built windows, arranged in an appa-
rently casual fashion which conceals a very careful and 
studied piece of design.
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Quelle:  H award; Sergison Bates Architects, London
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36 Studio und Loft Karin Sander, Berlin, 2010
     Sauerbruch Hutton Architekten

  Bestand / Umnutzung

Nutzung: Kasernengebäude / Wohnen und Atelier
Baujahr:  Unbekannt / 2008-2010
Architektur: Unbekannt / Sauerbruch Hutton Architekten

Quelle:  Sauerbruch Hutton, Berlin
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studio und loft karin sander, berlin

explosionszeichnung / exploded drawingsauerbruch hutton

studio sauerbruch hutton, berlin

schnitt b / section bsauerbruch hutton

0 5 10 m

©sauerbruch Hutton Pläne
©Annette Kisling Foto

studio sauerbruch hutton, berlin

perspektive von süden / perspective from the southsauerbruch hutton

studio und loft karin sander, berlin

3. obergeschoss / third floorsauerbruch hutton

0 5 10 m

d

b

studio und loft karin sander, berlin

4. obergeschoss / fourth floorsauerbruch hutton

0 5 10 m

d

b
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  Bestand / Umnutzung

Nutzung: Industriegebäude / Wohnen
Baujahr:  ca. 1950 / 2012-13
Architektur: Unbekannt / BUR Architekten

1. Obergeschoss

37 Aufstockung Wohnungen Wallisellenstrasse, Zürich Saatlen, 2013
      BUR Architekten

© swisstopo

www.geo.admin.ch ist ein Portal zur Einsicht von geolokalisierten Informationen, Daten und Diensten, die von öffentlichen Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden
Haftung: Obwohl die Bundesbehörden mit aller Sorgfalt auf die Richtigkeit der veröffentlichten Informationen achten, kann hinsichtlich der inhaltlichen Richtigkeit, Genauigkeit, Aktualität, Zuverlässigkeit und
Vollständigkeit dieser Informationen keine Gewährleistung übernommen werden.Copyright, Bundesbehörden der Schweizerischen Eidgenossenschaft. http://www.disclaimer.admin.ch
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Das Industriegebäude wurde 1951 für die Rechen- und 
Schreibmaschinenproduktion der Precisa AG erstellt. 
Unterdessen beherbergt das Gebäude aus den Fünfzigerjahren 
verschiedene Büro- und Gewerbenutzungen und übernimmt eine 
wichtige Zentrumsfunktion innerhalb des Quartiers. Im Hof des 
U-förmigen Gebäudes entstand in den Achtzigerjahren ein 
Laden für einen Detailhändler. Nun soll das mehrteilige 
Ensemble mit 27 Wohnungen aufgestockt und die 
unterschiedliche Höhenstaffelung der Gebäudeteile 
zusammengebunden werden. Die grossformatigen, von 
Kämpfern geprägten Fenster, sowie die im innern bestehende 
Grundstruktur sollen erhalten bleiben.

Die Aufstockung greift die Typologie des Gebäudes auf und 
überhöht diese. Die disparaten Gebäudeteile aus den 
verschiedenen Epochen werden gesamthaft skulptural 
zusammengefasst. Als Krone auf den Bestand wird ein Holzbau 
aufgesetzt, der für 27 geräumige Mietwohnungen Platz bietet. 
Die Wohnungen sind geprägt durch unterschiedliche Typologien 
und umschliessen die zwei Innenhöfe. Jede dieser Maisonett-, 
Geschoss- und Attikawohnungen zeichnet sich durch 
eine räumliche Grosszügigkeit, lichtdurchflutete Wohnräume 
und wohlproportionierte Aussenräume in Form von 
Terrassen oder Balkonen aus.

Aufstockung Wohnungen Wallisellenstrasse 

PLZ Ort  
Adresse  
Parzellennummer  
Architekten  

Bauherr  
Nutzung  
Erstellungszeitraum  
Kategorie  

Zonierung  
Grundstücksfläche  
Gebäudefläche  
Wohneinheiten  
Gewerbeeinheiten  
Sonstiges  

8050 Zürich
Wallisellenstrasse 333/335 
SW5881
BUR Architekten AG,   
vormals Birchmeier Uhlmann 
GmbH Pensimo Management AG 
Wohnen
2012 - 2013
Ergänzungsbau

Gewerbe- und Wohnzone
6517 m2 mit Hauptbau
3674 m2 
27
bestehend
1 Tiefgarage

Beispielsammlung qualitätsvolles bodensparendes Bauen / AREG 2018

Ausgangslage

Projekt

Lage, Zahlen und Fakten

Bildnachweis:  Roland Bernath, Architekturfotografie, Zürich
Plannachweis:  BUR Architekten AG , Zürich

Bestand Umbau
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Dachgeschoss

2. Obergeschoss

BUR Architekten, „Aufstockung Wohnungen Wallisellenstrasse“
Kanton St.Gallen, „Beispielsammlung qualitätsvolles bodensparendes Bauen / AREG 2018. Ergänzungsbau Gewerbehaus in Zürich“



108 FS 23  Beispiele von Aufstockungen/ Umnutzungen

  Bestand / Umnutzung

Nutzung: Fabrik / Wohnen
Baujahr:  1947 / 2012 - 15
Architektur: Rudolf Kuhn / Spillmann Echsle Architekten

66  2017 ¥ 1/2   ∂

Aufstockung in Holzbauweise –  
Ein exemplarisches Projekt in Zürich 

Additional Storeys in Wood Construc-
tion – An Exemplary Project in Zurich 

Spillmann Echsle Architekten

Text: Claudia Fuchs

In Zürich-Albisrieden, einem gemischt ge-
nutzten, aufstrebenden Stadtteil mit guter 
Anbindung an die Innenstadt, wurde ein 
 Gewerbebau aus den 1940er-Jahren mit 
17 neuen Wohnungen in Holzbauweise auf-
gestockt. Die Züricher Architekten Annette 
Spillmann und Harald Echsle entwickelten 
einen differenzierten Dachaufbau aus in-
einander verschränkten und übereinander 
gestapelten Kuben für großzügige und un-
gewöhnliche Maisonette-Wohnungen mit 
Dachterrassen. 
Da das Tragwerk des Bestandsgebäudes 
jedoch keine zusätzlichen Lasten mehr auf-
nehmen konnte, wurden die beiden obers-
ten Geschosse rückgebaut und durch eine 
dreigeschossige Aufstockung in leichter 
Holzbauweise ersetzt. Ein Rost aus Stahl-
trägern sowie die statische Ertüchtigung 
des bestehenden mittigen Stahlbeton-
Hauptträgers leitet die Lasten in das Be-
standstragwerk ein. 
Für die Ausführung in Holzbauweise spra-
chen neben dem geringen Gewicht auch 
der hohe Vorfertigungsgrad und die kurze 
Bauzeit. Außen sind die Holzelemente mit 
vorgefertigten Faserzementplatten beklei-
det, deren Massivbau-Optik an das Be-
standsgebäude anknüpft und so trotz der 
formalen Eigenständigkeit des Dachaufbaus 
ein homogenes Ganzes schafft. 

Ausgangssituation
Das »Rauti-Huus«, einst das Fabrikations-
gebäude eines Lüftungsherstellers, bildet 
mit dem Nachbarhaus ein bauliches Ensem-
ble, das 1947 von Rudolf Kuhn entworfen 
und 1952 erweitert wurde. Sein durchge-
hendes Erscheinungsbild ist typisch für die 
späten 1940er- und frühen 1950er-Jahre. 
Der 15,70 m breite und 62 m lange Baukör-
per ist mit Spannweiten bis 7,60 m für die 
Nutzung als Gewerbebau konzipiert und 
war jahrzehntelang als Gewerbe- und Büro-
fläche vermietet. Das Gebäude wurde 1960 
um ein Attikageschoss erweitert (Abb. B, E), 
das später energetisch und bautechnisch 
massive Mängel sowie Dachundichtigkeiten 
aufwies. Im Zug der erforderlichen Sanie-
rungsmaßnahmen sollte das Potenzial des 

Bestandsgebäudes, das nicht unter Denk-
malschutz steht, untersucht werden. Das 
Baurecht erlaubte hier rund 30 % zusätz-
liche Fläche und legte gleichzeitig einen 
Wohnanteil von 40 % fest, weshalb sich für 
die Aufstockung eine ausschließliche Wohn-
nutzung anbot. 

Loftwohnungen
Die Architekten nutzen die urbane Raum- 
reserve für große attraktive Wohnungen mit 
Loftcharakter. Sie befinden sich nicht nur in 
den beiden obersten Etagen, deren gestaf-
felte Kuben die prägnanten Attikageschosse 
bilden, sondern auch – nach außen nicht 
ablesbar – im 3. Obergeschoss hinter der 
Lochfassade. Ausgangspunkte des Ent-
wurfskonzepts waren zum einen durchge-
steckte Wohnungen, sodass jede Einheit 
über ruhige, von der stark befahrenen Rauti-
straße abgewandte Schlafräume zur Hof-
seite verfügt. Zum anderen sollte die Er-
schließung flächensparend und direkt an 
das bestehende Treppenhaus angebunden 
sein. Die Architekten entwickelten zweige-
schossige Maisonette-Wohnungen, die alle 
durch den mittigen Korridor im 4. Oberge-
schoss, die »rue intérieur«, erschlossen 
werden. Von dieser Ebene aus führen die in-
ternen Treppen je nach Wohnungstyp ein 
Geschoss nach oben oder nach unten zu 
den durchgesteckten, straßen- und hofseitig 
orientierten Bereichen. Die insgesamt 
17 Wohnungen überlappen sich und er-
strecken sich über zwei bzw. drei Ebenen 
(Abb. C, F). In allen acht unterschiedlichen 
Typen mit 3,5 bis 5,5-Zimmern und Größen 
zwischen 90 und 135 m2 entsteht durch die 
vertikale Anordnung die Großzügigkeit eines 
Stadthauses. 
Die versetzte Anordnung der Kuben schafft 
unterschiedliche Raumtiefen, die sich zu 
 einem spannungsreichen Raumkontinuum 
verbinden, das sich in den vorgelagerten 
privaten Außenbereiche fortsetzt. Unter den 
Auskragungen entstehen überdeckte, ge-
schützte Loggien, daneben offene Balkone, 
die einen weiten Ausblick über die Stadt 
bieten. Die oberen Maisonetten verfügen 
über eine zusätzliche Dachterrasse.

Bestandstragwerk an der Belastungsgrenze
Das Bestandstragwerk besteht aus einem 
Skelett aus ca. 70 ≈ 70 cm großen Stahlbe-
tonstützen in der Mittelachse im Abstand 
von 5,40 m und einer gerasterten Betonrip-
pendecke. In Fassadenebene nehmen 
 zwischen den Fenstern 12 ≈ 20 cm große 
Stahlbetonstützen im Abstand von 1,80 m 
die Lasten auf. 
Durch die Aufstockungen von 1952 und 
1960 war das Tragwerk des ursprünglich 
zweigeschossigen Gebäudes an seine 
 Belastungsgrenze gelangt. Zusätzlichen 
Lasten einer erneuten Aufstockung hätte 
es nicht standgehalten. 
Da die Decke des 3. Obergeschosses sta-
tisch nicht ausreichend tragfähig war, wur-
den die 3. und 4. Etage rückgebaut und 
durch drei neue Geschosse in leichter Holz-
bauweise ersetzt. Im 3. Obergeschoss sollte 
ursprünglich die gemauerte Lochfassade 
erhalten und die neue Holzkonstruktion im 
Inneren eingefügt werden. Da sich die Sta-
bilisierungsmaßnahmen jedoch als hinder-
lich und zu teuer erwiesen, wurden die Fas-
saden bis auf Brüstungshöhe abgebrochen. 
Holzstützen ersetzen nun die Stahlbeton-
stützen zwischen den Fensteröffnungen. Die 
Außenhülle wurde entsprechend ihrem Ori-
ginalzustand wieder aufgemauert. Deshalb 
entsteht der Eindruck, das Bestandsgebäu-
de wäre mit nur zwei Holzbaugeschossen 
aufgestockt worden (Abb. D).

Stahlkonstruktion und Verstärkung Mittelträger
Um die aus der Aufstockung resultierenden 
Lasten möglichst gleichmäßig in das beste-
hende Tragwerk einzuleiten, waren relativ 
komplexe Maßnahmen zur Abtragung der 
Lasten sowie zur Ertüchtigung des Haupt-
trägers nötig. Da nicht alle tragenden Wän-
de der Aufstockung mit dem Grundraster 
des Gebäudes korrespondieren, wären die 
Fassadenstützen zu ungleichmäßig belastet 
worden. Aus diesem Grund verläuft auf der 
bestehenden Decke über dem 2. Oberge-
schoss eine neue Lastverteilkonstruktion 
aus Stahlträgern, die aus HEB 180-Profilen 
als Querträgern sowie entlang der Fassade 
aus HEM 280-Profilen als Längsträgern  

A B

Fotos:  
S. 66, 70: spillmann echsle architekten ag;  
S. 67– 69, 72, 74: Roger Frei
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A Lageplan Maßstab 1:5000
B Bestandsgebäude vor dem Umbau
C Axonometrie Wohnungstypologien
D Gebäude mit dreigeschossiger Aufstockung
E Bauetappen Bestandsgebäude
F  Konzept Aufstockung: Abbruch 3. und 4. OG, 

drei neue Geschosse mit Wohnungen über jeweils 
zwei Ebenen

A  Site plan scale 1:5000
B  Existing building prior to renovation
C  Axonometric drawing of apartment types 
D  Front of building with three-storey addition
E  Building phases through
F  Concept for adding floors: the third and fourth 

 storeys are dismantled, and three new storeys 
with maisonette apartments inserted

C

E F
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Bestand

38 rauti-huus Rautistrasse, Zürich Albisrieden, 2015
      Spillmann Echsle Architekten
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besteht (Abb. G, H). Auf diesem Abfangrost 
liegt die neue Holzkonstruktion auf. 
Der Stahlrost leitet die Lasten einerseits in 
die Fassadenstützen – hier lagert er auf 
3 cm starken Neoprenlagern auf – und an-
dererseits in den bestehenden Stahlbeton-
träger ein, der über die gesamte Hauslänge 
des 2. Obergeschosses in Gebäudemitte 
verläuft. Da seine Betonqualität für die Zu-
satzlasten nicht ausreichend war, musste 
der 1,46 m breite und 38,5 cm hohe Mittel-
träger ertüchtigt werden. Dies erfolgte durch 
eine Erhöhung um 16 cm mit Stahlbeton und 
Schubverbindern (Abb. J) sowie mit strei-
fenförmigen Verstärkungen aus carbonfa-
serverstärktem Kunststoff (CFK): In Längs-

richtung wurden auf der Trägerunterseite  
12 cm breite Carbonfaser-Klebearmierun-
gen in mehreren Lagen als Biegezugver-
stärkung befestigt (Abb. G, J). In Querrich-
tung wurde der Träger mit 30 cm breiten 
CFK-Bändern beidseits jeder Mittelstütze 
mit bis zu fünf Lagen ummantelt, als Ver-
stärkung der Leistungsfähigkeit bei Schub-
beanspruchung (Abb. L). 
CFK-Streifen werden seit Jahren zur stati-
schen Ertüchtigung von Betonkonstruktio-
nen eingesetzt und sind in der Schweiz  
auf Nachweis des Bauingenieurs zugelas-
sen. Sämtliche CFK-Verstärkungen mussten 
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I Aufstockung und Ertüchtigung Decke über 2. OG 
J Detail Verstärkung Mittelträger Maßstab 1:20
 1 CFK-Klebearmierung, 1- bis 5-lagig 
 2 Aufbeton 160 mm
 3 Mittelträger (Bestand)
 4 Verbunddübel
 5 CFK-Klebearmierung auf Unterseite
   Träger, in Längsrichtung
K Bewehrung für Aufbeton
L CFK-Armierung beidseits Mittelstütze 

I  New storeys and structural uprgrade above 2nd floor
J  Detail of retrofitting of central beam scale 1:20 
 1 bonded carbon-fibre reinforcement, 1- to 5-ply
 2 160 mm concrete topping 
 3 central beam (existing) 
 4 bonding dowel
 5 bonded carbon-fibre reinforcement on underside 
   of beam, longitudinal
K reinforcement for concrete topping
L CRP reinforcement on both sides of middle column

2 31

5

4

3

I J

K

L

2 31

5

4

3

 efficiency and execution, for example, sub-
standard sealing of the roof. While deciding 
how best to refurbish the building (which is 
not listed on the historic registry), the archi-
tects were also called upon to explore its po-
tential. The zoning regulations permitted addi-
tional floor area amounting to about 30 %, and 
specified that 40 % of the overall surface area 
be allotted to residential use. Thus, adding 
storeys for apartments was possible. 

Loft apartments 
The concept developed by Spillmann Echsle 
makes use of these “urban reserves” by add-
ing 3 levels to the building. The apartments 
are situated not only in the 2 levels whose 
cube-like volumes step back from the plane of 
the existing facade – but also in the third sto-
rey. The decisive design parameter: units 
should face both the busy, noisy street and 
the quiet courtyard. Moreover, efficient circu-
lation was a must. The maisonette apartments 
are all accessed via a central hallway – a “rue 
intérieur” – on the fourth floor. From this level 
stairs within the 2-storey units – which inter-
lock both vertically and horizontally – lead ei-
ther up or down (ills. C, F). All of the 8 differ-
ent types (which, including a living / dining 
room, have from 3.5. to 5.5 rooms and a floor 
area ranging from 90 to 135 m2) have the 
generous feel of a townhouse. On account of 
the offset arrangement of the cubes, the 
rooms have different lengths: this produces a 
dynamic flow of space that extends out to the 
adjoining outdoor spaces. The boxes’ cantile-
vers protect these loggias and balconies from 
the elements. The upper maisonettes also 
have roof terraces, reached via a private stair.

Existing load-bearing structure reaches its 
limits 
The existing load-bearing structure is a rein-
forced concrete frame with a central row on 
columns, measuring 70 ≈ 70 cm each in 
cross-section, and at a centre-to-centre dis-
tance of 5.40 m, and ribbed concrete floors. 
The facade is supported by 12 ≈ 20 cm rein-
forced concrete piers set 1.80 m apart from 
each other. The original building had two sto-
reys. Additional levels were added in 1952 

and 1960, and the load-bearing structure had 
reached its limit. Because the ceiling above 
the third floor was structurally deficient, the 
two top floors were removed. The storeys that 
were then inserted employ lightweight wood 
construction. The architects wanted to keep 
the exterior walls on the third floor, but the 
measures required to stabilize them were too 
expensive, so they were dismantled – stop-
ping at the upper edge of the spandrel – and 
the new wood structure was inserted. Then 
the masonry walls were reconstructed. Con-
sequently, the building gives the impression 
that only two storeys were added.   

Steel structure and retrofitting of central 
beam
To direct the new loads as evenly as possible 
into the existing structural members it was 
necessary to develop a relatively elaborate so-
lution to retrofit the main beam. Because not 
all of the new storeys’ load-bearing walls cor-
respond to the building’s basic structural grid, 
the facade pillars are loaded unevenly. For this 
reason, it was necessary to introduce a load-
distribution grid made of steel beams above 
the second storey: the cross beams have a 
depth of 180 cm (HEB), and the beams run-
ning the length of the facade have a depth of 
280 cm (HEM; ills. G, H). The new wood con-
struction is supported by the underpinning 
grid. The latter directs the loads, on the one 
hand, into the facade piers, and on the other, 
into the existing reinforced concrete down-
stand beam at the centre of the second sto-
rey than runs the entire length of the building. 
Because the quality of its concrete was not 
high enough to bear additional loads, the 
downstand beam (depth 38.5 cm, width 
1.46 m) had to be structurally retrofitted. This 
was accomplished by adding 16 cm of con-
crete topping bonded with shear connectors 
(ill. J) as well as with strips of carbon-fibre-  
reinforced plastic (CRP): longitudinally several 
layers of 12 cm wide bonded carbon-fibre 
 reinforcement were added: they improve the 
flexural tensile strength (ills. G, J). Transverse-
ly, the downstand beam was sheathed on 
both sides of each central column in 30 cm 
wide CRP strips, as many as five layers were 
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Schnitt Anschluss Wand Träger Maßstab 1:10
1 Gipskartonplatte 2≈ 15 mm, Ständer U-Profil 
 dazw. Akustikdämmung Glaswolle 30 mm 
2 Holzrahmenbauelement: Beplankung OSB-
 Platte 15 mm, Kantholz 80/160 mm 
 dazw. Dämmung 160 mm, OSB-Platte 15 mm
3 Sockelleiste bündig
4 Gipsfaserplatte 2≈ 12,5 mm
5 tragende Wandscheibe Brettsperrholz 120 mm
6 Flachstahl aufgeschweißt 100/180/10 mm

Section of connection partition wall to beam scale 1:10
1  2≈ 15 mm plasterboard; 30 mm glass wool
  acoustic insulation between studs (channel profile)
2  timber platform frame element: 15 mm oriented 

strand bd. sheathing; 160 mm ins. betw. 80/160 mm 
squared timbers; 15 mm oriented strand board

3  baseboard flush
4  2≈ 12.5 mm plasterboard
5  structural crosswall: 120 mm CLT
6 100/180/10 mm steel flat, welded

1 2

3

4

5

6

built up (using adhesives) as shearing-stress 
reinforcement (ill. L). 
CRP strips have been in use for years in 
structural retrofitting of concrete structures 
and have general admissibility status. For rea-
sons related to fire safety, all CRP must be 
sheathed in fire-retardant board (EI60 rating).

Prefabricated wood components
The additional storeys were erected in timber 
platform frame construction and timber frame 
construction. To optimally direct the loads to 
the existing columns, some of the walls were 
executed as crosswalls in cross-laminated 
timber. The other walls were erected in timber 
platform frame construction. The floors are 

timber box elements (glued). The prefabricat-
ed elements, whose dimensions were limited 
by transport logistics to 2.5 ≈ 13 m, are 
equipped with fire-proofing cladding, insula-
tion, and, to improve their acoustic insulation, 
contain cement board. The apartments were 
fitted out using lightweight construction. In 
some cases provision for electric installation 
were already made in the workshop. It took 
about a month to install the wood elements. 
They were connected to the steel grid by 
means of welded slitted sheet and self-drilling 
dowels. The glazing and exterior cladding was 
installed once the components were in place 
– at the same time as the fitting out took 
place. Because each apartment borders as 

many as four units horizontally and vertically, 
thoroughgoing acoustic separation layers 
were required both in the walls and the floors. 
Cement board was placed within the timber 
box floor elements to add weight and attain 
the required level of acoustic insulation. 
Because the lower levels were occupied dur-
ing the entire renovation phase, the building 
services pipes and ducts of the new floors are 
separate from those of the existing levels. The 
existing radiators – with a circulation system 
of their own – heat the offices. The apart-
ments are equipped with low-temperature 
 underfloor heating systems. The building has 
received Switzerland’s “Minergie Standard” 
certification.
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besteht (Abb. G, H). Auf diesem Abfangrost 
liegt die neue Holzkonstruktion auf. 
Der Stahlrost leitet die Lasten einerseits in 
die Fassadenstützen – hier lagert er auf 
3 cm starken Neoprenlagern auf – und an-
dererseits in den bestehenden Stahlbeton-
träger ein, der über die gesamte Hauslänge 
des 2. Obergeschosses in Gebäudemitte 
verläuft. Da seine Betonqualität für die Zu-
satzlasten nicht ausreichend war, musste 
der 1,46 m breite und 38,5 cm hohe Mittel-
träger ertüchtigt werden. Dies erfolgte durch 
eine Erhöhung um 16 cm mit Stahlbeton und 
Schubverbindern (Abb. J) sowie mit strei-
fenförmigen Verstärkungen aus carbonfa-
serverstärktem Kunststoff (CFK): In Längs-

richtung wurden auf der Trägerunterseite  
12 cm breite Carbonfaser-Klebearmierun-
gen in mehreren Lagen als Biegezugver-
stärkung befestigt (Abb. G, J). In Querrich-
tung wurde der Träger mit 30 cm breiten 
CFK-Bändern beidseits jeder Mittelstütze 
mit bis zu fünf Lagen ummantelt, als Ver-
stärkung der Leistungsfähigkeit bei Schub-
beanspruchung (Abb. L). 
CFK-Streifen werden seit Jahren zur stati-
schen Ertüchtigung von Betonkonstruktio-
nen eingesetzt und sind in der Schweiz  
auf Nachweis des Bauingenieurs zugelas-
sen. Sämtliche CFK-Verstärkungen mussten 
mit Brandschutzplatten EI60 verkleidet 
 werden. 

Vorgefertigte Holzelemente
Die Aufstockung ist eine Kombination aus 
Holzrahmen- und Holztafelbauweise. Um 
die Lasten optimal auf die Bestandsstützen 
zu verteilen, wurden einige Wände als 
wandhohe Träger aus Brettsperrholz ausge-
führt. Die übrigen Wände sind in Holzrah-
menbauweise erstellt. Die Geschossdecken 
bestehen aus verklebten Hohlkastenelemen-
ten. Die transportbedingt maximal 2,50 ≈ 
13 m großen Elemente wurden inklusive 
Brandschutzbekleidung, Dämmung und ein-
gelegten Zementplatten (zur Verbesserung 
des Schallschutzes) vorgefertigt. Der Aus-
bau erfolgte mit Gipskartonständerwänden. 
Teilweise sind elektrische Installationen be-

aa
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A Lageplan Maßstab 1:5000
B Bestandsgebäude vor dem Umbau
C Axonometrie Wohnungstypologien
D Gebäude mit dreigeschossiger Aufstockung
E Bauetappen Bestandsgebäude
F  Konzept Aufstockung: Abbruch 3. und 4. OG, 

drei neue Geschosse mit Wohnungen über jeweils 
zwei Ebenen

A  Site plan scale 1:5000
B  Existing building prior to renovation
C  Axonometric drawing of apartment types 
D  Front of building with three-storey addition
E  Building phases through
F  Concept for adding floors: the third and fourth 

 storeys are dismantled, and three new storeys 
with maisonette apartments inserted

C

E F

1960 2015

1952

1948

D
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 1  Extensivbegrünung Substrat 
  70 mm, Speichermatte 35 mm, 
  Drain-/ Schutzmatte 20 mm, Ab-
  dichtung, Trennlage, druckfeste 
  Dämmung 60 –163 mm 
  PE-Folie, Dampfsperre 
  Dreischichtplatte 27 mm 
  BSH-Rippe 60/216 mm dazw.
  Dämmung Mineralfaser
  Dreischichtplatte 27 mm
 2  Gipskartonplatten 2≈ 12,5 mm
  Federbügel / Dämmung 30 mm
 3  Formteil Platte Faserzement 16 mm 
 4  Unterkonstruktion Aluminium
 5  Dreifachverglasung in Holz-Alu-
  miniumrahmen
 6  Diele Lärche 20 mm, Unter-
  konstruktion 30 mm, Punktauflager 
  13 – 40 mm, Abdichtung, Dämmung 
  druckfest 50 – 80 mm, Dampfsperre, 
  Dreischichtplatte 27 mm, BSH-Rip-
  pe 60/180 mm dazw. Dämmung 
  Mineralfaser 140 mm, Akustikbe-
  schwerung Gehwegplatte Beton 
  40 mm, Dreischichtplatte 27 mm
 7  PU-Versiegelung zweifach, farb-
  los, Epoxidharzgrundierung
  Fließestrich Calciumsulfat mit Fuß-
  bodenheizung 60 mm, Trittschall-
  dämmung dreilagig 50 mm
  Dreischichtplatte 27 mm
  BSH-Rippe 60/216 mm dazw. 
  Dämmung Mineralfaser 160 mm
  Akustikbeschwerung Gehweg-
  platte Beton 50 mm 
  Dreischichtplatte 27 mm
 8  Attikasims neu
 9  Putz zweilagig, Ziegel 190/125 mm
  Wärmedämmung 315 mm 
  Gipskartonplatten 2≈ 12,5 mm
10  Brüstung Mauerwerk (Bestand)
11  Stütze Kantholz 100/200 mm
12  Träger Stahlprofil IPE 300 auf Neo-
  prenlager

1

3

2

4

6

5

7

8

9

10 11

12

2

Vertikalschnitt Fassade
Maßstab 1:20

Vertical section of facade
scale 1:20 

 1   70 mm extensive substrate 
   35 mm storage mat; 20 mm drain-
   age / protective mat ; seal; sep. layer 
   60 –163 mm pressure-resistant ins.
   polythene membrane; vapour barrier
   27 mm lumber-core plywood (3-ply)
   mineral-fibre insulation between
   60/216 mm glue-laminated ribs 
   27 mm lumber-core plywood (3-ply) 
 2   2≈ 12.5 mm plasterboard 
   30 mm spring saddle / insulation
 3   16 mm formed fibre-cement board
 4   aluminium supporting structure
 5   triple glazing in wood / alum. frame 
 6   20 mm larch plank 
  30 mm supporting structure 
   13 – 40 mm individ. support; seal 
   50 – 80 mm pressure-resistant ins.
   vapour barrier; 27 mm lumber-core 
   plywood (3-ply); 140 mm mineral-fi-

bre ins. between 60/180 mm glue-
   laminated ribs; acoustic weighting: 
   40 mm concrete paving stone 
   27 mm lumber-core plywood (3-ply) 
   vapour retarder 
 7   PU seal, two layers, clear
   epoxy resin primer 
   60 mm anhydrite (screed calcium
   sulfate) with underfl. heating; 50 mm
   impact sound ins., three layers
   27 mm lumber-core plywood (3-ply)
   160 mm mineral-fibre ins. betw.
   60/216 mm glue-laminated ribs
   acoustic weighting: 
   50 mm concrete paving stone
   27 mm lumber-core plywood (3-ply) 
 8   parapet (new) 
 9   render, 2 layers; 190/125 mm brick
   315 mm thermal insulation 
  2≈ 12.5 plasterboard
10   parapet (existing)
11   column: 100/200 mm squared timber
12   beam: 300 mm steel Å-section (IPE) 
   on neoprene bearers
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reits werkseitig integriert. Rund einen Monat 
dauerte die Montage vor Ort. Passbolzen – 
selbstbohrende Stabdübel – verbinden die 
Holzelemente mit den auf dem Stahlrost auf-
geschweißten Stahlflanschen. Nach dem 
Aufrichten erfolgten Verglasungen und Fas-
sadenbekleidung parallel zum Innenausbau. 
Jede Wohnung grenzt horizontal wie vertikal 
an bis zu vier benachbarte Wohneinheiten, 
sodass zudem konsequente akustische 
Trennlagen in Wand und Boden im Innen-
ausbau erforderlich sind. Da sich die Wohn-
einheiten in den Geschossen überlappen, 
müssen die Decken erhöhten Schallschutz-
werten entsprechen. In die Hohlkastende-
cken eingelegte Zementplatten bringen 
mehr Gewicht in die Konstruktion und er-
höhen den Schallschutz. 

Brandschutz 
Bei Planungszeit war für die Aufstockung 
noch die bis 2014 gültige Schweizer Brand-
schutznorm verbindlich. Diese schrieb die 
Feuerwiderstandsklasse REI 60 / EI 30 vor, 
was unter anderem bedeutet, dass die Holz-
konstruktion maximal 30 Min. auf Abbrand 
bemessen werden darf; mindestens 30 Min. 
muss eine nicht brennbare Brandschutzbe-
kleidung gewährleisten. Deshalb wurden  
im Inneren alle Holzbauteile EI30(nbb) mit 
Gipskartonplatten gekapselt. Jede Woh-
nung bildet zudem einen separaten Brand-
abschnitt als EI60 Raumzelle. Wäre die  
Aufstockung nach der seit 2015 gültigen 
Brandschutznorm ausgeführt worden, hät-
ten die Holzoberflächen sichtbar bleiben 
können.

Getrennte Leitungsnetze
Da die unteren Etagen während des Um-
baus durchgehend als Büro genutzt waren, 
wurde für die Aufstockung ein zweites, un-
abhängiges Installationsnetz eingerichtet. 
Während bestehende Radiatoren im eigenen 
Kreislauf die Büroflächen beheizen, sind 
die Wohnungen mit einer Niedertemperatur-
Fußbodenheizung ausgestattet. Mit Dreifach-
verglasung und entsprechendem Wandauf-
bau erfüllen sie den Minergiestandard und 
verfügen über eine Komfortlüftung. 

In Zurich-Albisrieden, a heterogeneous, up-
and-coming district well connected to the city 
centre, seventeen new apartments have been 
built atop a 1940s commercial structure. Zu-
rich-based architects Annette Spillmann and 
Harald Echsle developed a concept in which 
the maisonnette units interlock. The special 
challenge lay in the treatment of the building’s 
existing structural members, which were not 
in keeping with contemporary norms and 
codes. So, in order to support the three new 
levels, the top two levels were dismantled and 
replaced with a lightweight wood construc-
tion. A steel-beam grid was added to bear the 
loads that this intervention creates, and the 
central longitudinal beam was retrofitted.

Starting point
Dubbed the “Rauti House”, this building origi-
nally served as the factory of a ventilation 
equipment firm; it is located on a busy street – 
Rautistrasse – that leads from the northwest 
side of Zurich to the historic centre. In combi-
nation with the neighbouring building, this en-
semble was erected in 1947 and extended in 
1952, a design of Rudolf Kuhn. The continuity 
between the two buildings is typical of the late 
1940s and the early 1950s. The Rauti House 
is 62 metres long and 15.70 metres wide. Its 
7.6-metre spans were dimensioned for com-
mercial use and for office space. In 1960, an 
additional storey was added (ills. B, E); it had 
major shortcomings with respect to energy 
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5

Stahlträger im 3.OG
Decken mit Stahlplatten
schubfest verankern (auf Ok. Decke 2.OG)
Beton, SCC,C35/45, XC3, XD1, XA1 Träger
bestehende Konstruktion
Zumauern mit Mauerwerk MB tragend
CFK Lamelle auf Decken Untersicht
CFK Lamelle auf Decke
C-Sheets 640

G

G  Planausschnitt Abfangrost Stahlträger und 
 streifenförmige Verstärkung von Decke und 
 Mittelträger mit carbonfaserverstärktem Kunststoff: 
 1 Stahlträger neu
 2 Deckentragwerk Bestand
 3 CFK-Lamellen auf Decke
 4 CFK-Lamellen an Unterseite Mittelträger
 5 CFK-Bänder Ummantelung Mittelträger
H  Hauptträger in Gebäudemitte, mit Aufbeton 

und Anschlüssen Stahlträger

G  Excerpt of plan: steel-beam grid as underpinning 
and retrofitting strips on ceiling and downstand 
beam utilizing carbon-fibre reinforced plastic (CRP): 

 1 Steel beam, new
 2 Ceiling structure, existing
 3 CRP louvers on top of ceiling
 4 CRP louvers on underside of central beam
 5 CRP strips for sheathing central beam
H  Main beam at centre of building with concrete 

 topping and connections to steel beams

H
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Schnitt Anschluss Wand Träger Maßstab 1:10
1 Gipskartonplatte 2≈ 15 mm, Ständer U-Profil 
 dazw. Akustikdämmung Glaswolle 30 mm 
2 Holzrahmenbauelement: Beplankung OSB-
 Platte 15 mm, Kantholz 80/160 mm 
 dazw. Dämmung 160 mm, OSB-Platte 15 mm
3 Sockelleiste bündig
4 Gipsfaserplatte 2≈ 12,5 mm
5 tragende Wandscheibe Brettsperrholz 120 mm
6 Flachstahl aufgeschweißt 100/180/10 mm

Section of connection partition wall to beam scale 1:10
1  2≈ 15 mm plasterboard; 30 mm glass wool
  acoustic insulation between studs (channel profile)
2  timber platform frame element: 15 mm oriented 

strand bd. sheathing; 160 mm ins. betw. 80/160 mm 
squared timbers; 15 mm oriented strand board

3  baseboard flush
4  2≈ 12.5 mm plasterboard
5  structural crosswall: 120 mm CLT
6 100/180/10 mm steel flat, welded

1 2

3

4

5

6

built up (using adhesives) as shearing-stress 
reinforcement (ill. L). 
CRP strips have been in use for years in 
structural retrofitting of concrete structures 
and have general admissibility status. For rea-
sons related to fire safety, all CRP must be 
sheathed in fire-retardant board (EI60 rating).

Prefabricated wood components
The additional storeys were erected in timber 
platform frame construction and timber frame 
construction. To optimally direct the loads to 
the existing columns, some of the walls were 
executed as crosswalls in cross-laminated 
timber. The other walls were erected in timber 
platform frame construction. The floors are 

timber box elements (glued). The prefabricat-
ed elements, whose dimensions were limited 
by transport logistics to 2.5 ≈ 13 m, are 
equipped with fire-proofing cladding, insula-
tion, and, to improve their acoustic insulation, 
contain cement board. The apartments were 
fitted out using lightweight construction. In 
some cases provision for electric installation 
were already made in the workshop. It took 
about a month to install the wood elements. 
They were connected to the steel grid by 
means of welded slitted sheet and self-drilling 
dowels. The glazing and exterior cladding was 
installed once the components were in place 
– at the same time as the fitting out took 
place. Because each apartment borders as 

many as four units horizontally and vertically, 
thoroughgoing acoustic separation layers 
were required both in the walls and the floors. 
Cement board was placed within the timber 
box floor elements to add weight and attain 
the required level of acoustic insulation. 
Because the lower levels were occupied dur-
ing the entire renovation phase, the building 
services pipes and ducts of the new floors are 
separate from those of the existing levels. The 
existing radiators – with a circulation system 
of their own – heat the offices. The apart-
ments are equipped with low-temperature 
 underfloor heating systems. The building has 
received Switzerland’s “Minergie Standard” 
certification.
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LOFT APARTMENTS RAUTISTRASSE
SPILLMANN ECHSLE ARCHITEKTEN
LOCATION: RAUTISTRASSE 11–13, ZURICH, SWITZERLAND | COMPLETION: 2014 | 
CLIENT: IG ZURIMO “B” AG C/O UBS FUND MANAGEMENT | WOOD ENGINEERING: 
TIMBATEC HOLZBAUINGENIEURE SCHWEIZ | STRUCTURAL ENGINEERING: HAAG + 
PARTNER | PHOTOGRAPHER: ROGER FREI

Even though the addition seems simply structured 

at first sight, the individual lofts are intertwined 

in a complicated manner determined by the nec-

essary placement of interior and exterior spaces 

away from noise. The 17 residential units are di-

vided into two basic types. Living rooms and bed-

rooms are continued into front exterior terraces. 

The vertical stacking creates the space of a small 

town house. All units are accessed by a single 

internal corridor on the fifth floor. Depending on 

the loft type, the contained internal staircase leads 

down one floor into the reused building structure 

of the fourth floor, or up into the added sixth floor. 

The style of the façade is very urban and reflects 

the interior layout and use. The choice of cladding 

for the timber addition consists of robust plain 

fiber-cement cast elements that create a link to the 

original building. The dimensions and illumination 

of the open industrial structure of the existing 

building accommodates flexible uses. The struc-

ture and internal layout of the high-quality exten-

sion allows residential use that would otherwise 

not be possible in this location. The maintenance 

and continued existence of the historical icons 

of the 1940s on the small urban plot is ecological 

in itself. The timber addition built to Minergie

standard with the façade in the front complies 

with the latest technological standards. The con-

struction method of separation at the lamination 

crack is accessible and expandable.

Kramer, Sibylle: Design Solutions, For Urban Densification. Loft Apartments Rautistrasse, Braun Publishing, Salenstein 2018

Fuchs, Claudia: „Aufstockung in Holzbauweise - Ein exemplarisches Projekt in Zürich“, in: Detail 1/2 /2017, S. 66-74
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39 Umbau und Aufstockung Birmannsgasse, Basel, 2016
     Salathé Architekten
Das kleine Stadthaus als Teil eines Blockrandgevierts im 
übergang zwischen Neubau und inventarisiertem Altbau 
leistet einen Beitrag zur baulichen Verdichtung der 
Stadt. Die Aufstockung in Holzbauweise ermöglicht es 
hochwertigen Wohnraum mitten in der Stadt zu realisieren. 
Dabei schafft die Verbindung von Alt- und Neubau sehr 
unterschiedliche Wohnqualitäten und verbindet sich im 
Ausdruck atmosphärisch mit dem heterogenen Quartier. 
Das Projekt organisiert im Erd- und im 1. Obergeschoss 
jeweils einfache Wohnungen, die sich strukturell in den 
Bestand einfügen. Die schön proportionierten Räume 
werden saniert und mit den nötigen Nassräumen und 
Küchen ausgerüstet. Der Charakter des Altbaus wird dabei 
bewusst gepflegt und punktuell den neuen Bedürfnissen 
angepasst. Ein aufgesetzter Holzbau erweitert die 
Wohnfläche mit einer Maisonettewohnung.
Die Aufstockung tritt zur Strasse als zweistöckiges, 
verputztes Volumen auf, während zum Hof die 
ursprüngliche dreigeschossige Struktur des Altbaus 
beibehalten und der Neubau nur eingeschossig in 

Erscheinung tritt. Anders als im Altbau verschränkt die 
Aufstockung Neubaubereich und Bestand zu einer luftigen 
Wohnlandschaft. Die geschossweise versetzten, offenen 
Wohn- und Essbereiche sind über eine innenliegende 
Treppe verbunden. Diagonale Sichtbezüge schaffen 
grosszügige Raumdurchblicke, der Blick wird über die 
Loggia in den weiten, baumbestandenen Innenhof geleitet. 
Einfache Materialien; rohe Gipswände, ein Boden aus 
Duripanelplatten und Eichenriemen ergänzen den Bestand 
und binden den Aufbau atmosphärisch an die historische 
Bausubstanz. Das Thema des Weiterbauens prägt auch 
die äussere Erscheinung des Hauses. Der Holzbau zeigt 
sich als verputzter Körper und verbindet sich mit so dem 
Bestand; die neuen Holz-Metallfenster nehmen Bezug 
zur Geometrie der bestehenden Fassadeneinteilung 
und interpretieren in ihrer Ausformung die historischen 
Gewände. Im übergang zwischen modernem Renditebau 
und historischem Stadthaus schlägt das Projekt einen 
entspannten Umgang mit Stadt und Geschichte vor.
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Quelle:  Salathé Architekten, Basel
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Sophienstrasse 16, 8032 Zürich

N

Erdgeschoss

B
  

B
  

A  A  

Sophienstrasse 16, 8032 Zürich 1.Obergeschoss
N

5m

1. ObergeschossErdgeschoss

  Bestand / Umnutzung

Nutzung: Büro / Wohnen
Baujahr:  1965/ 2019-20
Architektur: Architekten Kuhn + Stahel / Roider Giovanoli Architekten, Barbara Neff, Jolles Architekten, 
        Evelyn Enzmann Bauleitung Morris Enzmann und Andrea Giger

Bestand

Innenausbau: Roider Giovanoli Architeken

Umbau

40 Aufstockung Wohnungen Sophienstrasse, Zürich, 2020
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Sophienstrasse 16, 8032 Zürich
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2. Obergeschoss
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Sophienstrasse 16, 8032 Zürich
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3. Obergeschoss

Dachgeschoss
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Sophienstrasse 16, 8032 Zürich Schnitt A-A

Sophienstrasse 16, 8032 Zürich Schnitt B-B

Sophienstrasse 16, 8032 Zürich Ansicht Süd-Ost

2. Obergeschoss

3. Obergeschoss

Dachgeschoss

Innenausbau: Barbara Neff

Innenausbau: Jolles Architekten

Innenausbau: Evelyn Enzmann

Aufstockung Wohnungen Sophienstrasse

Quelle:  Enzmann Fischer Partner AG, Zürich
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41 Umnutzung Weinlager Lysbüchel Süd, Basel, 2018-23
 Esch Sintzel Architekten    
Der gemeinschaftliche Charakter eines Hauses ist keine 
innere Angelegenheit, sondern zunächst einmal eine Frage 
der Vernetzung von städtischer und häuslicher Sphäre. 
Hier erreicht man von der Strasse und vom Hof über 
Treppen und Rampen zwei Querhallen im Hochparterre – 
und von dort die innere Strasse. Weil die Gewerberäume 
viel mehr zur Stadt adressiert sind als die Wohnungen, 
liegen sie ebenerdig und an den Gebäudeköpfen. 

Viel wirksamer als alle Angebote an gemeinschaftlicher 
Aktivität ist im Innern des Gebäudes die Attraktivität 
der Räume, in denen wir uns Tag für Tag begegnen, 

ihre Zugänglichkeit, Grosszügigkeit, Adressierung, 
Lichtstimmung. Diese Eigenschaften bestimmen die 
drei inneren Strassen, die das Gebäude in seiner 
Länge durchziehen. Im Erdgeschoss werden von hier 
die Treppenhäuser erschlossen, die Eingangshallen, 
die Waschküchen und die Läden an den Stirnseiten. 
Seitliche Verglasungen führen im Erdgeschoss ebenso 
wie im 3. Obergeschoss Licht bis in die Tiefe der beiden 
‚Rue intérieures’. Zuoberst gewährt eine offene Laube 
den Zugang zu den Attikawohnungen, zum kollektiven 
Dachgarten und zum Gemeinschaftsraum.



117117  FS 23Umnutzung Weinlager Lysbüchel Süd

Quelle:  Esch Sintzel Architekten, Zürich
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Wettbewerbsbeiträge mit integrierter Photovoltaik Gigon /Guyer
      

Neubau Bibliothek St.Gallen, 2021

ewz-Areal Herdern, Zürich, 2016
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Laborneubau Haus 6, Basel, 2021

Sportzentrum Oerlikon, 2020

Wettbewerbsbeiträge Gigon/Guyer
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Verbindung der Fernwärmenetze Zürich-Nord und Zürich-West, Bildquelle: Stadt Zürich/ PD
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Energieplankarte (Stand 2017)

Festlegungen

Öffentliche Fernwärmeversorgung

        Prioritätsgebiet bestehend (Wärme) 
        Prioritätsgebiet geplant (Wärme) 
        Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)
        Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Koordinierte Energienutzung

        aus Grundwasser 
        aus Seewasser 

Gasversorgung

        Gasversorgung 
         Perimeter beschlossener Rückzug der 

 Gasversorgung

Informationsinhalt

Energieverbunde > 5 GWh/a

        Abwärme
        Wärme und Kälte aus Grundwasser
        Wärme und Kälte aus Seewasser
        Wärme aus Rohabwasser 
        Wärme aus Biomasse 

Energieverbunde in Prüfung

        Wärme und Kälte aus Grundwasser 
        Wärme und Kälte aus Seewasser 

Zentralen

        Energiezentrale Fernwärme 
        Klärwerk 
        Biogasanlage

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Ausführliche Informationen zur Kommunalen 
 Energieplanung der Stadt Zürich:
www.stadt-zuerich.ch/energieplanung

Impressum: Stadt Zürich, Energiebeauftragter, Postfach, 8021 Zürich
stadt-zuerich.ch/energiebeauftragter, April 2017

Departement der Industriellen Betriebe Stadt Zürich, Energieplankarte, April 2017, S. 2-3.



125125  FS 23

2 3± 0 500 1'000250
Meter

B 21

B 21

F 11

F 11

F 11

F 14

V 33

B 11

B 11

B 11

B 11

B 11

B 11

B 11

V 11

K 21

V 62

K 22
V 55

V 52

V 53

V 51

V 54

V 61

F 13

F 23

F 23

V 41

V 13

V 21

K 21K 11

K 11

V 35

V 31

V 71

F 21
F 15

F 12

F 22
V 36

V 34

V 32

F 41
F 31

V 12
F 12

V 72

F 32

V 14

Energieplankarte (Stand 2017)

Festlegungen

Öffentliche Fernwärmeversorgung

        Prioritätsgebiet bestehend (Wärme) 
        Prioritätsgebiet geplant (Wärme) 
        Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)
        Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Koordinierte Energienutzung

        aus Grundwasser 
        aus Seewasser 

Gasversorgung

        Gasversorgung 
         Perimeter beschlossener Rückzug der 

 Gasversorgung

Informationsinhalt

Energieverbunde > 5 GWh/a

        Abwärme
        Wärme und Kälte aus Grundwasser
        Wärme und Kälte aus Seewasser
        Wärme aus Rohabwasser 
        Wärme aus Biomasse 

Energieverbunde in Prüfung

        Wärme und Kälte aus Grundwasser 
        Wärme und Kälte aus Seewasser 

Zentralen

        Energiezentrale Fernwärme 
        Klärwerk 
        Biogasanlage

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Koordinierte Energienutzung

aus Grundwasser

aus Seewasser

Gasversorgung

Gasversorgung
Perimeter beschlossener Rückzug
der Gasversorgung

Bestehende Energieverbunde > 5 GWh/a

Wärme und Kälte aus Seewasser

Wärme aus Rohabwasser

Wärme aus Biomasse

Prüfgebiet (Wärme und Kälte)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme und Kälte)

Energieplankarte (Auszug)

Öffentliche Fernwärmeversorgung

Prioritätsgebiet bestehend (Wärme)

Prioritätsgebiet geplant (Wärme)

Festlegungen

Informationen

Klärwerk

Zentralen

Energiezentrale Fernwärme""Z

""Z
Biogasanlage""Z

Abwärme

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Energieverbunde in Prüfung

Wärme und Kälte aus Grundwasser

Wärme und Kälte aus Seewasser

Ausführliche Informationen zur Kommunalen 
 Energieplanung der Stadt Zürich:
www.stadt-zuerich.ch/energieplanung

Impressum: Stadt Zürich, Energiebeauftragter, Postfach, 8021 Zürich
stadt-zuerich.ch/energiebeauftragter, April 2017 Website Stadt Zürich Energieplankarte

Fernwärme



126 FS 23  Fernwärme

52 53

Rahmenkredit von 330 Millionen Franken für den Ausbau der Fernwärmeversorgung

Lokale Wärmeversorgung  
für die Stadt
In den vergangenen Jahrzehnten 
haben Stadt, Kanton und ETH 
 Zürich über 600 Millionen Franken 
in den kontinuierlichen Ausbau  
von Anlagen und Netzen für Fern-
wärme investiert. Die erste   
Lei tung wurde bereits 1927 in Zü-
rich-West erstellt, die zweite im 
Jahr darauf im Hochschulquartier. 
Heute ist das Fernwärmenetz über 
150 Kilometer lang und verfügt 
über mehr als 2000 Anschlüsse, 
die aktuell ungefähr 6400 Liegen-
schaften mit Wärme versorgen. 
Dabei setzt sich die Fernwärme 

von ERZ hauptsächlich aus CO2-
neu traler Abwärme der KVA Ha-
genholz sowie CO2-neutraler Wär-
me aus Holz zusammen. Wenn der 
Wärmebedarf besonders hoch ist, 
kommen zusätzlich fossile Ener-
gieträger zum Einsatz. Unabhängig 
davon, wie die Wärme produziert 
wird, ist das Fernwärmenetz eine 
wichtige städtische Basisinfra-
struktur. Es schafft die Vorausset-
zung, um ökologisch erzeugte 
Wärme von einer zentralen Quelle 
in die Haushalte und Betriebe zu 
führen und damit die Wärmever-
sorgung langfristig sicherzustellen.

Kehrichtverwertungsanlage Hagenholz  
versorgt ZürichWest mit Fernwärme
Die Voraussetzung für die geplante Erweiterung des Fernwärme-
gebiets wurde bereits früher geschaffen: Die Stimmberechtigten der 
Stadt Zürich stimmten 2018 dem Bau einer Fernwärmeverbindungs-
leitung von der KVA Hagenholz nach Zürich-West zu. Inzwischen  
ist diese Leitung fertiggestellt. Sie bildet die Voraussetzung für den 
geplanten Anschluss der angrenzenden Quartiere und Gebiete an  
die Fernwärme. 

Schraffiert eingezeichnet sind die heutigen Fernwärme-Versorgungsgebiete,  
flächig die künftigen Fernwärme-Versorgungsgebiete.

Rahmenkredit von 330 Millionen Franken für den Ausbau der Fernwärmeversorgung

Stadt Zürich, Zürich stimmt ab, 28. November 2021
Abstimmungsunterlagen, S. 52.

Website Stadt Zürich Archiv Abstimmungen
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In der Stadt Zürich gibt es verschiedene Fernwärmegebiete bzw. Energieverbunde und unterschiedliche 
Anbieter z.B. ERZ, EWZ, Energie 360°.

Entsorgung & Recycling der Stadt Zürich (ERZ) haben bisher 6‘600 Liegenschaften an ihr Fernwärme-
netz angeschlossen.

Der Gebäudebestand der Stadt Zürich zählt 54‘415 Gebäude (davon 34‘915 Wohnbauten).

https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/statistik/themen/bauen-wohnen.html

Fernwärme
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Sekundarschulanlage Im Isengrind

Energieverbunde des ewz

  Energieverbunde  
neu und  Bestandteil  
des Rahmenkredits

  Energieverbunde  
 bestehend oder im Bau

Rahmenkredit von 573 Millionen Franken für den Ausbau der thermischen Netze

Rahmenkredit für die Erweiterung  
der Wärmeversorgung

Ausbau der thermischen Netze zwischen 2022 und 2040
Mit einem Rahmenkredit von 573 Millionen Franken soll zwischen 2022 
und 2040 der Ausbau der thermischen Netze von ewz ermöglicht werden. 
Mit diesem grossflächigen Ausbau sollen Gebiete in den Quartieren 
 Albisrieden, Altstetten, Aussersihl, City, Enge und Höngg mit erneuer-
barer Heiz- beziehungsweise Kühlenergie versorgt werden, denn über 
thermische Netze kann auch eine Kälteversorgung sichergestellt wer-
den. Dafür stehen verschiedene Energiequellen mit entsprechendem 
Po tenzial zur Verfügung, wie etwa Abwärme aus dem Klärwerk Werd-
hölzli, aus der Klärschlammverwertung und aus Rechenzentren sowie 
Holz oder Umweltwärme aus beispielsweise Seewasser oder Grund-
wasser. Der Ausbau ist in sechs Teilprojekten geplant. Ziel ist, in den 
genannten Gebieten insgesamt 70 Prozent der Gebäude an die Energie-
verbunde anzuschliessen. Für Immobilienbesitzende besteht keine 
 Anschlusspflicht. 

Die Planung dieser Energieverbunde ist mit dem übergeordneten Aus-
bauplan der thermischen Netze in der Stadt Zürich abgestimmt. Die 
bauliche Umsetzung erfolgt koordiniert mit weiteren Tiefbauarbeiten. 
Damit kann die Stadt die Anzahl der Baustellen und die Belastung für 
die Stadtbevölkerung tief halten und zugleich Kosten sparen. 

In der Stadt steht die Erschliessung von zwei Teilgebieten für die Wärme- und Kälte-
versorgung über das Klärwerk Werdhölzli an: Höngg-Zentrum (1) und Altstetten-Ost (2). 
Neue Seewasserverbunde sollen im Quartier City mit dem Projekt CoolCity (3) sowie  
im gesamten Quartier Enge (4) entstehen. In Albisrieden (5) ist die grossflächige 
 Erschliessung mit thermischen  Netzen zur Wärmeversorgung aus Biomasse geplant.  
In Aussersihl soll der EV Hardau/Sihlfeld (6) ausgebaut werden, wo als Energiequelle 
 Grundwasser vorgesehen ist, aber auch Luft und Holzschnitzel zur Energiegewinnung  
geprüft werden.

Infobox: Was sind thermische 
Netze?
Bei «thermischen Netzen» handelt 
es sich um eine Infrastruktur wie 
Energieverbunde, Fernwärmenet-
ze, Nahwärmenetze oder Fern-
kältenetze. Über eine gemeinsa-
me Zentrale werden mehrere 
Gebäude auf verschiedenen 
Grundstücken mit Wärme oder 
Kälte versorgt. Dies geschieht 
über ein Rohrleitungsnetz, durch 
das erhitztes oder abgekühltes 
Wasser zu den Bezügerinnen  
und Bezügern fliesst. Es dient  
der Raumheizung, der Wasser-

erwärmung und der Kühlung.  
Als Energiequellen genutzt wer-
den etwa Abwärme aus der 
 Kehrichtverbrennung oder See- 
und Flusswasser, Erdsonden 
oder  Abwasser. Die Wärme wird 
in  einer zentralen Verbrennungs-
anlage (zum Beispiel Kehricht-
verbrennungsanlage) oder 
 eben falls zentral mit Grosswär me-
pumpenanlagen hauptsächlich 
aus der Natur (zum Beispiel See-
wasser) und mit einem kleinen 
Anteil Strom erzeugt. Seewasser 
lässt sich im Sommer zusätzlich 
auch zur Kühlung einsetzen.

2 km0 1

1

2

3

4

6

5

Stadt Zürich, Zürich stimmt ab, 27. November 2022
Abstimmungsunterlagen, S. 8,10.

Website Stadt Zürich Archiv Abstimmungen
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Überblick Teilprojekte

Energie
verbund

Gebiet Energiequelle Geschätzte  
Ein sparung  

CO2  
in Tonnen  

pro Jahr

Anteil  
CO2freie 
Energie 

erzeugung

Umsetzung

Höngg-Zentrum Höngg-Zentrum Gereinigtes Abwas-
ser und Abwärme der 
Klärschlammver-
wertung aus dem 
Klärwerk Werdhölzli

3 000 mind. 85 % 2023–2032

Altstetten-Ost Altstetten-Ost Gereinigtes Abwas-
ser aus dem Klärwerk 
Werdhölzli

7 700 mind. 85 % 2025–2032

CoolCity zwischen   
Bürkli  platz und  
Haupt bahnhof  
(be grenzt durch  
den Schanzen-
graben), Alt stadt  
in Prüfung

Seewasser 20 000 mind. 90 % 2028–2036

Enge Enge Seewasser 7 200 mind. 85 % 2026–2037

Albisrieden entlang des  
Friedhofs Sihlfeld  
vom Utogrund im  
Norden bis zum  
Triemli im Süden

Abwärme und  
Biomasse aus  
diversen Quellen

7 100 mind. 90 % 2028–2036

Hardau/Sihlfeld zwischen  
Fried hof Sihlfeld,  
Stadion Letzi - 
grund und Hohl-
strasse

Wärme aus  
Grundwasser,  
Luft und Bio- 
masse

11 000 mind. 85 % 2028–2036

Ersatz von Erdgas und Öl
Die thermischen Netze sollen spätestens ab 2040 vollständig mit er-
neuerbarer Energie betrieben werden. Heute kommen bei den Wärme-
verbunden noch eingeschränkt Erdgas und Erdöl zum Einsatz. Dies  
ist notwendig, um im Winter Spitzenlasten abzudecken und um die 
 Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Daher werden noch 10 bis  
15 Prozent der Wärme mit fossiler Energie erzeugt. Die Stadt und ewz 
bemühen sich bereits heute darauf zu verzichten, wo immer dies wirt-
schaftlich und technisch machbar ist. Diese Bemühungen sollen nun 
mit Investitionen in Tagesspeicher kapazitäten und dem Einsatz von 
Holz, Biogas oder neuen Lösungen verstärkt werden. Allfällige Projekte 
werden über separate Investitionsvorhaben abgewickelt. Ziel ist es, 
dass die einzelnen Projekte im Endausbau wirtschaftlich sind.

Kosten

Der Ausbau der thermischen Netze (Energieverbunde) von ewz zwi-
schen 2022 und 2040 kostet voraussichtlich 573 Millionen Franken 
 (einschliesslich Mehrwertsteuer und 10 Prozent Reserve). Für diese 
Ausgaben soll ein Rahmenkredit bewilligt werden. Mit diesem Rahmen-
kredit kann das ewz den Ausbau vorfinanzieren. Da das ewz seine 
 Mittel mit seinen Produkten und Dienstleistungen selber erwirtschaftet, 
müssen dafür keine Steuergelder eingesetzt werden. Mittel- bis lang-
fristig dürften die Energieverbunde wirtschaftlich betrieben werden 
können. Die Ausgaben für die Teilprojekte werden vom Stadtrat jeweils 
einzeln bewilligt und dem Rahmenkredit angelastet. Die Ausgaben 
 verteilen sich wie folgt:

Total Franken

Energieverbund Höngg-Zentrum 17 300 000

Energieverbund Altstetten-Ost 72 000 000

Energieverbund CoolCity 213 000 000

Energieverbund Enge 60 200 000

Energieverbund Albisrieden 40 000 000

Energieverbund Hardau/Sihlfeld 60 000 000

Zwischentotal 462 500 000

Mehrwertsteuer 35 600 000

Reserven 49 800 000

Eigenleistungen 25 100 000

Total Rahmenkredit 573 000 000

Fernwärme
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Website Stadt Zürich EnerGIS

Stadt Zürich, EnerGIS, https://www.stadt-zuerich.ch/energis/frontend/ (31.01.2023).
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Eigene Überlagerung bestehender Energieverbunde Stadt Zürich, 2023
(thermisches Netz oder Fernwärmenetz)

 Stadt Zürich, Zürich stimmt ab, 27. November 2022, Abstimmungsunterlagen, S. 8,10.
Departement der Industriellen Betriebe Stadt Zürich, Energieplankarte, April 2017, S. 2-3. 
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Greta Thunberg u. a., Das Klima-Buch, 2022, S. 2-8, 23-29.      
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Almut Kirchner, «Es gibt wenig Hoffnung, dass Kernkraft einen Lösungsbeitrag liefern kann», in: NZZ,  
30. Dezember 2022, S. 8-9.      
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»

Freitag, 30. Dezember 2022 9Schweiz

ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.
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«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»

Freitag, 30. Dezember 2022 9Schweiz

ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»
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ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Frau Kirchner, Energie ist derzeit knapp.
Wie sparen Sie Strom im Alltag?
Obwohl ich jemand bin, der ständig
friert, habe ich die Heizung meiner
Wohnung auf 17,5 Grad herunter ge-
stellt. Ich benutze seither häufigWärme-
flaschen. Um das Wasser dafür aufzu-
heizen, benötige ich bloss 0,1 Kilowatt-
stunden Strom.Und wichtiger noch: Ich
verwende beheizbare Einlegesohlen. Sie
machen die tiefen Temperaturen ver-
gessen und lassen sich mit einer Solar-
Powerbank laden. Dazu kommen meh-
rere SchichtenWolle.

Bringen diese Bemühungen überhaupt
etwas?
Ja. Man kann im Haushalt mehr Strom
sparen, als man gemeinhin denkt. Ich
benutze im Home-Office beispielsweise
auch konsequent abstellbare Stecker-
leisten, damit keine Geräte auf Stand-
by laufen. Am wichtigsten ist aber, dar-
auf zu achten, dass Kühlschrank und
Tiefkühler nicht vereist sind, denn die
Grossgeräte brauchen am meisten
Strom im Haushalt.

Wir müssen Strom sparen, weil eine
Mangellage in der Schweiz plötzlich
ein realistisches Szenario werden
könnte. Wie sehr überrascht Sie das
als Prognostikerin?
Wenn wir vor zwei Jahren geschrie-
ben hätten, dass die Hälfte des franzö-
sischen Kraftwerkparks kaputt ist und
der Lieferant der Hälfte unseres Gases
am Rande von Europa einen Zivilisa-
tionsbruch begeht, hätte man uns für
verrückt erklärt. Das ist das Dilemma,
vor dem wir Prognostiker stehen: Zwar
durchleuchten wir sporadisch die Sys-
teme auf ihre Robustheit und schauen
auf externe Risiken. Solange diese Sze-
narien nicht eintreten, heisst es jedoch
immer: Bei uns doch nicht.

Tatsächlich?
Vor ein paar Jahren haben wir für
Deutschland eine Studie über die
Schwarzen Schwäne in der Energie-
wende gemacht: eine Pandemie etwa,
ein Krieg in Europa oder ein Wirt-
schaftseinbruch in China. Diese Ereig-
nisse wurden dann von einer beglei-
tenden Arbeitsgruppe als sehr unwahr-
scheinlich eingeschätzt und nur am
Rande weiterverfolgt.

Wie viel Realität steckt denn in Ihren
Prognosen?
Prognosen sind keine Prophezeiun-
gen, sondern eine spezifische Art von
Szenarien, also Wenn-dann-Aussagen.
Die Entwicklung des Energiesystems
wird vorwiegend mit solchen Szena-
rien untersucht – und das aus gutem
Grund: Bei den Energieperspektiven,
die wir imAuftrag des Bundes erstellen,
haben wir es mit Klimazielen zu tun, die
in nicht allzu ferner Zukunft liegen und

von denen wir wissen, dass sie nicht ein-
fach zu schaffen sind. Es geht also um
die Frage, was passieren muss, damit wir
das Netto-Null-Ziel erreichen. Und wo
wir landen, wenn wir so weiter verfah-
ren wie bisher.

Kritiker sagen, dass diese Energiekrise
das Resultat einer Energiestrategie ist,
die auf Szenarien beruhte, welche von
falschen Annahmen ausgingen.
Ach was.Wir haben früh gesagt, was es
braucht, um die Energiewende zu schaf-
fen. Das betrifft vor allem die Umset-
zung technischerMassnahmen.Die poli-
tischen Rahmenbedingungen konnten
jedoch nicht in dem Masse verändert
werden, wie es nötig gewesen wäre. Der
Ausbau der Erneuerbaren blieb deshalb
ebenso hinter den Erwartungen zurück
wie die Steigerung der Effizienz. In die-
ser Krise jedoch scheint sich das Koor-
dinatensystem der Bevölkerung und der
politischen Entscheidungsträger nun zu
verändern. Plötzlich werdenWindkraft-
anlagen genehmigt, und man erlaubt
grosse Solaranlagen in den Alpen. Vor
zwei Jahren war das noch undenkbar.

Ursprünglich gehörten auch Gaskraft-
werke zur Energiestrategie dazu. Doch
vorübergehend verschwanden diese wie-
der aus der Agenda des Bundesrats.
Es steht mir nicht zu, die Politik zu kom-
mentieren. Was ich aber sagen kann:
In der gegenwärtigen Situation gibt
es nicht die eine ideale Entscheidung,
die alle Probleme löst. Gaskraftwerke
haben zwar den Vorteil, dass sie flexi-
bel sind und kostengünstig in der Inves-
tition. Sie produzieren jedoch CO2 –
und der Strompreis hängt dann stark
vom Gaspreis ab. Gerade die Schweiz,
deren Stromproduktion bis anhin fos-
silfrei ist, tut sich schwer, sich für den
Bau von Gaskraftwerken zu entschei-
den. Hinzu kommt, dass sie sich unter
den gegenwärtigen Rahmenbedingun-
gen – genau wie neue Kernkraftwerke –
nicht refinanzieren würden.Auch dafür
würde es also eine staatliche Absiche-
rung brauchen.

Braucht es denn in der Schweiz Gas-
kraftwerke, um eine sichere Stromver-
sorgung zu gewährleisten?
Nicht unbedingt. Sowohl Frankreich als
auch Deutschland und Italien müssen
Gaskraftwerke als Back-up betreiben,
wenn Strom aus Windkraft und Photo-
voltaik nicht zur Verfügung steht. Diese
Kraftwerke stehen häufig still.Kauft die
Schweiz von ihnen Strom ab, wird die-
ser insgesamt günstiger und der Markt
effizienter. Solange die Schweiz Zugang
zum europäischen Markt hat, spricht
deshalb einiges gegen den Bau vonGas-
kraftwerken in der Schweiz.

Für die Kritiker des Atomausstiegs ist
der Bau des öl- oder gasbetriebenen

Notkraftwerks in Birr symptomatisch
für das Scheitern der Energiestrategie.
Muss die Kernkraft wieder in Betracht
gezogen werden?
Es gibt weltweit wenig Anlass zu der
Hoffnung, dass die Kernkraft mittelfris-
tig einen Lösungsbeitrag liefern kann.
Praktisch überall verzögert sich der
Bau neuer Kernkraftwerke, es gibt rie-
sige Kostenüberschreitungen – und viele
davon laufen nicht richtig.Und das nicht
nur in europäischen Ländern, sondern
auch in autoritären Staaten, bei denen
man dachte, die bekommen das schnel-
ler hin.Auch zeigt ein Bericht über den
Zustand der Nuklearindustrie, dass die
Gestehungskosten der neuenAKW stei-
gen, während jene der Erneuerbaren
weiterhin sinken.Nicht ohne Grund ver-
langt die Stromindustrie, die neueAKW
aufstellt, dafür hohe Subventionen.

Viel Hoffnung liegt in den Reaktoren
der nächsten Generation.
Die existieren bis jetzt nur auf Power-
Point-Präsentationen und vielleicht in
Labor-Experimenten. Auch die kleinen
modularenReaktorengibt esbislangnoch
nicht in einem kommerziellen Betrieb.Es
wäre nicht seriös, damit zu planen.

Gemäss der europäischen Kernenergie-
agentur wäre es auch möglich, die gros-
sen Kernkraftwerke Leibstadt und Gös-
gen bis zu 80 Jahre lang laufen zu lassen.

Natürlich würde das System entlastet,
wenn die Kraftwerke 60 Jahre oder in
Teilen noch länger laufen.Wir erhielten
damit mehr Zeit für den Ausbau von
Wind- und Sonnenenergie und könn-
ten damit die Importabhängigkeit redu-
zieren. Allerdings wären zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheitsstandards und
der Betriebsfähigkeit einige grosse Er-
satzinvestitionen erforderlich. Eben-
falls bin ich überzeugt, dass wir die Er-
neuerbaren auch ohne Laufzeitverlän-
gerung rasch genug ausbauen können.
Das zeigt die Dynamik bei der Photo-
voltaik in den letzten Jahren. Wird der
Anteil Wind und Sonne grösser, erweist
sich die Kernkraft überdies als Handi-
cap. Ihre Bandlast ist dann zu gross und
macht das System unflexibel.

In den nächsten Jahren sollen Heizun-
gen und Verkehr elektrifiziert werden.
Dabei haben wir jetzt schon zu wenig
Strom.Wie soll das gehen?
Die derzeitige Krise in Europa wird uns
bis 2024 begleiten. Dann werden sich
die einzelnen Länder allmählich her-
ausbewegen. Deutschland beschleu-
nigt den Ausbau der Erneuerbaren und
wird verstärkt Flüssiggaskapazitäten bu-
chen. Frankreich tut das ebenfalls und
setzt auf grosse Offshore-Windparks.
Auch wird dort das eine oder andere
neue Kernkraftwerk ans Netz gehen.
Hinzu kommt:Wir stellen in den nächs-

«Es gibt wenig
Hoffnung, dass
Kernkraft einen
Lösungsbeitrag
liefern kann»
Was muss passieren, damit die Schweiz bis 2050
klimaneutral wird? Wie der Umbau des
Energiesystems gelingen kann, ohne dass es zu
Engpässen kommt, sagt die Prognostikerin Almut
Kirchner im Gespräch mit David Vonplon und
Christof Forster

«JedesWindrad, das wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft uns massgeblich», sagt Almut Kirchner. ELENI KOUGIONIS FÜR NZZ

«Die gesamte
Energienachfrage
wird um gut 35 Prozent
zurückgehen.
Entscheidend sind
die Effizienzvorteile
der Elektrifizierung.»

Freitag, 30. Dezember 2022 9Schweiz

ten zwei, drei Jahren ja nicht alle Häuser
auf Wärmepumpen um und alle Autos
auf Elektroantrieb. Das läuft jetzt erst
an und dauert ähnlich lange wie der
Ausbau der Erneuerbaren. Auch sehen
wir, dass allmählich eine Sättigung des
Stromverbrauchs stattfindet.

Wie stark wird der Strombedarf in
der Schweiz zunehmen, wenn wir das
Ziel der Klimaneutralität erreichen
wollen?
Um etwa 25 Prozent.Das ist erstaunlich
wenig. Denn würde man Gas undTreib-
stoffe eins zu eins mit Strom ersetzen,
müsste er sich eigentlich mehr als ver-
doppeln. Aber eine Elektrifizierung ist
mehr als eine direkte Substitution: Die
zusätzlichen Mengen an Strom, die wir
für neue Verwendungszwecke verbrau-
chen, können mit Effizienzmassnahmen
und neuen Technologien zu einem gros-
sen Teil kompensiert werden. Elektro-
motoren etwa sind um den Faktor 2,5
effizienter als Verbrennungsmotoren.
Und das unabhängig davon, ob sie für
industrielle Zwecke oder für die Mobi-
lität eingesetzt werden.

Werden wir in einer dekarbonisierten
Welt also weniger Energie verbrauchen
als heute?
Ja. Die gesamte Energienachfrage wird
um gut 35 Prozent zurückgehen. Auch
hier sind die Effizienzvorteile der Elek-
trifizierung entscheidend. So benötigen
Wärmepumpen nur etwa einen Drittel
der Energie einer Gasheizung, weil sie
die Umgebungswärme nutzen. Zudem
funktionieren sie besser in Häusern mit
geringem Raumwärmebedarf. Die Ge-
bäude müssen also auch saniert werden.
Damit sind imDurchschnitt noch einmal
30 Prozent zu holen.

Trotzdem entsteht mit dem höheren
Strombedarf und dem mittelfristigen
Wegfall der Atomenergie im Inland
eine riesige Lücke. Wie kann diese ge-
stopft werden?
Um unsere Ziele der Klimaneutralität
bis 2050 zu erreichen,müssten ungefähr
20 Prozent der Dächer mit Solarmodu-
len bestückt werden. Insbesondere die
grossen Flachdächer von Industrie- und
Dienstleistungsgebäuden eignen sich da
sehr.Ebenfalls müsste auf einigen Fassa-
den und einem Teil der Infrastrukturen
Photovoltaik installiert sein. BeimWind
rechnen wir wegen der Akzeptanzpro-
bleme bis 2050 bloss mit einem Zubau
von vier Terawattstunden, also nur etwa
einen Achtel so viel wie bei der Photo-
voltaik. Läuft zumindest ein Kernkraft-
werk 60 Jahre, wird insbesondere in der
kritischen Zeit von 2035 bis 2040 die
Lücke noch einmal reduziert.

Ist die Energiewende also in erster Linie
eine Solarwende?
Der Ausbau an erneuerbarer Energie
wird tatsächlich zum allergrössten Teil
die Photovoltaik betreffen.Aber das ist
kein Naturgesetz. Jedes Windrad, das
wir zusätzlich ins Mittelland stellen, hilft
uns massgeblich. Denn es liefert häufig
genau dann Strom, wenn keine Sonnen-
energie anfällt. Damit können wir ver-
hindern, dass im Sommer eine Überpro-
duktion an Sonnenstrom entsteht, den
wir kaum wegbringen können.

Trotzdem wird die Schweiz in einer
Übergangsphase grosse Mengen an
Strom importieren müssen. Können wir
uns angesichts der verbreiteten Energie-
knappheit noch darauf verlassen, dass
dieser auch geliefert wird?
In einer Normalsituation ja. Es werden
europaweit Erneuerbare und als Back-
up Gaskraftwerke zugebaut. Anders
als in der Schweiz wird insbesondere
dieWindkraft in Europa sehr viel grös-
sere Beiträge leisten. Das zeigen die
veröffentlichten Planungen der Län-
der, die wir als Grundlage für unsere
Berechnungen verwendet haben. Mit
anderen Worten: Wir partizipieren an
den Back-up-Kraftwerken und den
sich über die Regionen bewegenden
Windfronten und haben die Speicher,
die uns ermöglichen, die Winderträge
unterzubringen. Ich schliesse aber nicht
aus, dass es in extremen Mangelsitua-
tionen schwierig werden könnte, Strom
zu importieren.

Wegen der sogenannten 70-Prozent-Re-
gel wird die EU der Schweiz ab 2025
voraussichtlich nur noch einen Vier-
tel der Importkapazitäten zugestehen.

Das macht es zusätzlich gefährlich, auf
Importe zu setzen.
Unsere Ergebnisse der Energieperspek-
tiven 2050+ zeigen, dass kritische Situa-
tionen damit immer noch entschärft
werden können, was übrigens vor kur-
zem auch eine aktuelle Studie des Ver-
bands Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE) bestätigt hat.Letzt-
lich aber geht es um die Frage, ob wir
Gas, Brennstäbe oder Strom impor-
tieren. Etwas müssen wir importieren,
beim Strom ist es am effizientesten.

Aber muss die Schweiz wegen der neuen
EU-Regel nicht zusätzliche Kapazitäten
im Inland aufbauen?
Falls keine Einigung mit der EU er-
zielt werden kann, sollte die Schweiz
tatsächlich zusätzliche Absicherun-
gen im Inland in Betracht ziehen. In-
frage kommen dabei eher kleine, flexi-
bel einsetzbare Gaskraftwerke, die auch
mit Biomethan oderWasserstoff betrie-
ben werden können.Grundsätzlich aber
haben sowohl die Schweiz als auch die
EU ein Interesse daran, die 70-Prozent-
Regel nicht umzusetzen – und auch
daran, ein Stromabkommen abzuschlies-
sen. Ich hoffe, dass diese Einsicht bei
den Politikern beider Seiten ankommt.

Die Schweiz wird das Netto-Null-Ziel
nur erreichen können, wenn Erdgas mit-
telfristig mit Wasserstoff ersetzt werden

kann. Muss die Schweiz künftig in rauen
Mengen Wasserstoff importieren?
Das nicht gerade, wir reden über etwa
einen Drittel des heutigen Gasver-
brauchs. Dieser muss allerdings mit
Grünstrom hergestellt werden – und
dabei entstehen beträchtliche Umwand-
lungsverluste. So müssen für jede Kilo-
wattstunde Nutzenergie ausWasserstoff
mindestens zwei Kilowattstunden Strom
aus erneuerbaren Energien eingesetzt
werden. In der Schweiz werden wir nicht
in der Lage sein, genügend grosse Men-
genWasserstoff herzustellen.

Weshalb ist es nicht möglich, dass wir
den überschüssigen Solarstrom vom
Sommer als Wasserstoff zwischenspei-
chern und ihn dann im Winter einsetzen,
wenn der Strom knapp ist?
Die Menge an überschüssigem Son-
nenstrom in der Schweiz ist dafür lei-
der nicht gross genug. Ein Elektroly-
seur könnte hierzulande im Sommer
höchstens ein paar Wochen betrieben
werden. Rentabel wäre das kaum. Zu-
nächst würde ein Grossteil des Wasser-
stoffs deshalb voraussichtlich aus den
sehr viel günstigeren Offshore-Wind-
parks in Nordeuropa kommen.

Welchen Beitrag kann die nach Beben
und Pannen lange Zeit totgesagte Geo-
thermie leisten?
Sie hat ein spannendes Potenzial, bei der
Wärme ist es grösser als beim Strom.Vor
15 Jahren war man da etwas zu forsch in
der Umsetzung. Jetzt kommen wir lang-
sam aus der Erforschung des Unter-
grunds wieder in die Pilotphase. Die
Frage ist, wie weit weg von besiedelten
Gebieten gebohrt werden soll.Wir sind
deshalb mit der Einschätzung der Poten-
ziale sehr vorsichtig.

Zum Schluss: Wo sehen Sie bei der
Energiestrategie 2050 den grössten
Korrekturbedarf?
Die erste Schraube ist: weiter sehr viel
bei der Effizienz machen. Insbeson-
dere die Sanierung der bestehenden
Gebäude ist wichtig. Es würde uns hel-
fen, wenn sich die Sanierungsrate ver-
doppeln würde. Zweitens sollten wir
für den Ausbau der Erneuerbaren die
Hürden senken und die Rahmenbedin-
gungen vereinheitlichen. Die Elektrifi-
zierung des Verkehrs geht mittelfristig
wahrscheinlich fast von selbst, aber der
Infrastrukturausbau ist eine grosse Pla-
nungsaufgabe für die Gemeinden und
Energieversorger, die auch die Verteil-
netze anpassen müssen. Dann brauchen
wir Klarheit mit der EU, um den Strom-
austausch zu sichern. Wichtig ist auch,
dass die Fernwärmesysteme in den Städ-
ten ausgebaut werden.

Und wie viel wird uns die Energiewende
kosten?
Wir rechnen mit 109 Milliarden Franken
an Investitionen in Erneuerbare und Effi-
zienz über die gesamte Laufzeit. Das ist
nicht besonders viel. Das sind im Mittel
rund 8 Prozent der Investitionen, die der-
zeit ohnehin ins Energiesystem gesteckt
werden. Dem gegenüber stehen je nach
Preisentwicklung Einsparungen von rund
50 bis 100 Milliarden Franken, weil wir
immer weniger fossile Energie benötigen.

Was bedeutet dies für die volkswirt-
schaftliche Entwicklung?
Nach den Berechnungen von Eco-
plan verlangsamt sich das Wachstum
des Bruttoinlandprodukts in Szena-
rien, in denen das Klimaziel erreicht
wird, um 0,04 Prozent gegenüber einer
Entwicklung «weiter wie bisher», wo-
bei das Bruttoinlandprodukt und die
Wohlfahrt insgesamt bis 2050 um
zirka 33 Prozent wachsen. Die Diffe-
renz ist also praktisch nicht messbar.
Das Stromsystem wird nach den Be-
rechnungen der aktuellen VSE-Szena-
rien insgesamt sogar billiger.

ANZEIGE

«Letztlich geht es um
die Frage, ob wir Gas,
Brennstäbe oder Strom
importieren. Etwas
müssen wir importieren,
beim Strom ist es
am effizientesten.»

Rechtsprofessor plädiert
für Beitritt zur EU
Der bilaterale Weg sei an Grenzen gekommen

Die Schweiz habe die
Rechtsetzung in relevanten
Bereichen faktisch an Brüssel
delegiert, kritisiert Matthias
Oesch. Er macht sich für eine
Flucht nach vorne stark.

TOBIAS GAFAFER

«Schweiz übernimmt Drohnenregelung
der EU und weitere Rechtsvorschrif-
ten». Die Schlagzeile vom November
war lediglich eine Routinemeldung. In
den unterschiedlichsten Bereichen über-
nimmt die Schweiz immer wieder EU-
Recht. Auf regelmässiger Basis, wie es
beim Luftverkehrsabkommen der Fall
ist. Oder mit dem autonomen Nachvoll-
zug, wenn mit Brüssel keine bilatera-
len Verträge bestehen. Gemäss Studien
sind bis zu 60 Prozent des Bundesrechts
direkt oder indirekt massgeblich durch
EU-Recht beeinflusst.Die Schweiz voll-
zieht nach, ohne bei der Ausarbeitung
mitzuentscheiden.

Der Zürcher Rechtsprofessor Mat-
thias Oesch findet, die fortlaufende
Übernahme von EU-Recht sei demokra-

tiepolitisch problematisch. Zwar ist der
Inhalt einerAnpassung relevanter als die
Zahl der Rechtsübernahmen. Normen
für Geräte sind politisch weniger sen-
sitiv als die Unionsbürgerrichtlinie, die
etwa regelt, wann EU-Bürger Zugang
zum Sozialstaat erhalten. Doch Oesch
und sein Mitautor David Campi kom-
men in ihrem neuen Buch («Der Beitritt
der Schweiz zur EU»,EIZ Publishing) zu
einem brisanten Fazit: «Die Schweiz hat
die Rechtsetzung in durchaus relevanten
Bereichen faktisch an die EU delegiert.»

Stimmvolk unter Druck

Oesch verweist zudem auf veränderte
Rahmenbedingungen für die direkte
Demokratie.Das Stimmvolk entschied in
den letzten Jahren mehrmals über Wei-
terentwicklungen des Schengen-Abkom-
mens mit Brüssel (Frontex,Waffenricht-
linie, biometrischer Pass). Der Bundes-
rat, das Parlament und das Volk ständen
unter Druck, Verordnungen und Richt-
linien der EU durchzuwinken, sagt Oesch
im Gespräch. Tatsächlich ging es in den
Volksabstimmungen nicht allein um poli-
tische Sachfragen, sondern auch um die
Fortsetzung von Schengen. «Es kommt
vermehrt zu Situationen, bei denen die
Schweiz gar nicht anders kann, als zu
einer europapolitischenVorlage Ja zu sa-
gen», konstatiert Oesch.

Das System der bilateralen Abkom-
men führe zu Spannungen, weil die
Schweiz als Nichtmitglied partiell bei
der europäischen Integration mitmache.
Zudem habe das Verständnis für den
europapolitischen Sonderweg – einst als
Übergangslösung gedacht – abgenom-
men. So sieht die EU den Status quo
mit Marktzugangsverträgen ohne Insti-
tutionen seit 2008 nicht mehr als valable
Option. Seit dem Brexit beharrt sie ver-
stärkt darauf, dass es nur noch Zugang
zum Binnenmarkt geben soll, wenn es
auch institutionelle Spielregeln gibt. «Die
EU dürfte in den nächsten Jahren gegen-
über Drittstaaten noch resoluter und pro-
tektionistischer auftreten», sagt Oesch.

Diese Entwicklungen gebieten es für
Oesch,Alternativen zu prüfen.Ein Rück-
bau der Bilateralen auf ein Freihandels-
abkommen oder ein Beitritt zum EWR
seien kaum erstrebenswert.Der Europa-
rechtler plädiert für eine Flucht nach
vorne – «weg von der Praxis, als Passiv-
mitglied die Rechtsentwicklungen ledig-
lich im Akkord nachzuvollziehen». Ein

Beitritt zur EU ermögliche es, die euro-
päische Politik aktiv mitzugestalten und
Verantwortung zu übernehmen, sagt er.
Die Schweiz sei nicht in der Lage, die
grossen Herausforderungen wie den
Klimawandel, die Energiekrise oder die
Sicherheit im Alleingang zu bewältigen.
Ihr Schicksal sei unweigerlich mit jenem
ihrer Nachbarn und von weiteren Staa-
ten verbunden.

Oesch und Campi kommen zu dem
Schluss, dass die Schweiz politisch und
wirtschaftlich grundsätzlich beitritts-
fähig wäre.DerAnpassungsbedarf wäre
jedoch beträchtlich, namentlich im
Wettbewerbsrecht, bei der Liberalisie-
rung der Bahn und des Energiesektors,
der Mehrwertsteuer oder der Geld-
und Währungspolitik. Auf institutionel-
ler Ebene müsste das Bundespräsidium
gestärkt und der Bundesrat vergrössert
werden, um sich in den EU-Gremien
einzubringen.

Ein EU-Beitritt würde zudem das
Spannungsverhältnis zwischen der direk-
ten Demokratie und der europäischen
Integration weiter verschärfen. Dies sei
der Preis, wenn die Schweiz von denVor-
teilen der EU-Mitgliedschaft profitieren
und die Weiterentwicklung des Rechts
aktiv mitgestalten wolle, sagt Oesch.

Unrealistische SP-Forderung

Der Rechtsprofessor und sein Mitautor
haben auch untersucht, ob bei einem
EU-BeitrittAusnahmen denkbar wären.
Die SP hat ihr Ziel, längerfristig der
EU beizutreten, bekanntlich mit einem
möglichst autonomen Lohnschutz ver-
bunden.Oesch hält solche Forderungen
für wenig realistisch. Die Analyse der
Beitrittspraxis zeige, dass es auf Dauer
keine relevanten Ausnahmen gegeben
habe. Und wenn esAusnahmen gab, be-
trafen diese primär politische Neben-
geleise: So gestanden die EU-Mitglieds-
staaten Schweden eine Sonderregelung
für den Verkauf von Snus zu.

Ob die Schweiz der EU beitreten
könnte, ist eine Frage, die vor allem aka-
demisch interessant ist. Denn die offi-
zielleSchweizwilldiesnicht.DerBundes-
rat stufte den EU-Beitritt 2006 vomZiel
zu einer Option unter anderen herab –
und zog das Gesuch 2016 zurück.Ausser
der SP fordert heute kaum jemandmehr
den Beitritt. Der jüngste Europabericht
des Bundesrats handelt diesen noch
kurz pro forma ab. Was bringt Oesch
nun dazu, die unrealistischste europa-
politische Option durchzuspielen? Seit
etwa 20 Jahren gebe es kaum mehr Ab-
handlungen über den EU-Beitritt, sagt
Oesch. Dabei sei die Schweiz gut bera-
ten, auch diese Möglichkeit vorurteils-
los zu studieren.

Der Wunsch wird sich auf absehbare
Zeit kaum erfüllen. Oesch und sein Mit-
autor hinterfragen aber das politische
Selbstbild der Schweiz, die sich gerne
souveräner gibt, als sie es tatsächlich ist.

Matthias Oesch
Rechtsprofessor
Universität ZürichPD

Energie
und Klimaschutz
dvp. · Die promovierte PhysikerinAlmut
Kirchner leitet beim Basler Beratungs-
unternehmen Prognos AG die Themen-
felder Energiepolitik und Klimaschutz-
politik. Im Auftrag des Bundes erstellt
sie mit ihrem Team und Kooperations-
partnern seit 20 Jahren für die Schweiz
die «Energieperspektiven 2050».

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Ich habe dasselbe
Bedürfnis wie
unsere Kunden:
Selbstbestimmung.»
Andrea Bacca
Head
Human Ressources
Swiss Life
Asset Managers
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Das höchste Haus der Schweiz? Dieser Superlativ hat seinen Glanz längst
verloren, darum feiert Roche seinen neuen Firmensitz als eines der
«weltweit nachhaltigsten und energieeffizientesten Bürohochhäuser».

Schweizer Architekten hassen Solartechnik

Wozu braucht es Solaranlagen in den Alpen, wenn die Dächer und

Fassaden unserer Städte reichlich Strom produzieren könnten? Die

Technik stört die Ästhetik.

Axel Simon

02.12.2022, 05.30 Uhr

Am Rand des Basler Zoos sanierten Salathé Architekten die

Fassade eines Wohnhauses und verwandelten sie sehr

unprätentiös in ein kleines Kraftwerk.

Roman Weyeneth / Salathé
Architekten Basel
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Ob ein über 200 Meter hoher Bau überhaupt das Prädikat «nachhaltig»
verdient, fragte man nur am Rande, als der Pharmakonzern Anfang
September stolz die Türen seines «Baus 2» in Basel öffnete. Denn
immerhin hatte man es versäumt, das Hochhaus zur Stromproduktion
auszurüsten.

Technisch ist eine Fassade mit Solarpanels heute keine Sache mehr, und
auch das Geld wird bei Baukosten von 550 Millionen Franken kaum den
Ausschlag gegeben haben. Aber die Ästhetik. Die Fassade des Baus wäre
nicht identisch gewesen mit der seines sieben Jahre älteren
Doppelgängers daneben.

Zeitgleich zur Eröffnung sagte Jacques Herzog, Gesicht und Stimme von
Herzog & de Meuron, dem Basler Architekturbüro hinter den beiden
Türmen, in einem Interview mit der «Handelszeitung», dass er sich von
der Solartechnik «neue gestalterische Impulse» erhoffe. Er sei
zuversichtlich, dass Photovoltaikanlagen schon bald selbst zu
Architektur würden, als Dach oder Fassadenteil. So entstehe «für uns
alle eine neue Vertrautheit mit dieser Technologie».

Da spricht ein Mann der Zukunft, denkt man. Wenn nur nicht diese
passiven Formulierungen wären. Keine Technik wird einfach so zu
Architektur, sie «entsteht» nicht von selbst. Jemand muss das wollen
und auch entwerfen.

Die Schweizer Parlamentarier wollen grosse Solaranlagen im alpinen
Raum durchwinken. Kritiker fordern, statt geschützte Landschaften zu
opfern, die Dächer und Fassaden unserer Städte für die Stromgewinnung
zu nutzen. Dort liegt fast das Doppelte des heutigen Verbrauchs brach.
Nun flammt diese Diskussion gerade auf, neu ist sie nicht. Zwar nehmen
die gebäudeintegrierten Solaranlagen zu, aber bei weitem nicht
hinreichend und vor allem viel zu langsam.

Gründe hierfür gibt es einige: Brandschutzauflagen, überforderte
Fachplaner, vor allem die Kosten. Ein weiterer: Architekten und
Architektinnen fremdeln mit dieser Technik. Das ist relevant, weil sie
eine Schlüsselposition einnehmen: Lösungen, die sie ihren
Bauherrschaften vorschlagen, werden in der Regel gebaut. Im Gegenzug
entwickelt die Solarbranche Produkte und Lösungen, die auch bei
anderen Projekten zur Verfügung stehen. Und die geglückten Bauten
dienen als Vorbild für andere, über Grenzen hinweg – besonders wenn

Die Sonne in der Stadt
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ihre Architekten in der Szene einen Namen haben.

Doch Schweizer Architekten hassen Solartechnik. Gebäudetechnik
generell. Sichtbare Technik. Und sie lieben Material. Das, was die hiesige
Architektur in den letzten vierzig Jahren zu weltweitem Ansehen führte,
erweist sich heute als Bremsklotz. In anderen Ländern kamen und
gingen die Moden, in der Schweiz entschleunigte man die Ästhetik.

Während Kollegen in Nachbarländern postmoderne Kapriolen schlugen,
vereinfachte man hier Formen, perfektionierte Details und erlaubte sich
mit der «Analogen Architektur» auch ein wenig Melancholie. Die
Gestaltung einer Holzfassade erklärte man zur Weltanschauung, ein
Tragwerk zum Träger von Bedeutung. Die damaligen jungen Wölfe,
späteren Professoren und ihre Schülerinnen wollten vor allem eins:
Einfaches, so komplex wie möglich.

Ein Meister darin war Marcel Meili. Der 2019 verstorbene Zürcher
Architekt jonglierte mit Grundrisstypen, experimentierte mit
Materialien und erfand Konstruktionen. Zwei Jahre vor seinem Tod sagte
er an einem Podium über gutes Bauen: «Solarpanels sind nicht
unschuldig!» Er haderte mit dieser Technik genauso wie Jacques Herzog.
«Vertraut» sind einem Schweizer Architekten Beton und Holz, vielleicht
noch Stahl und Glas. Solar? Das ist Zukunft.

Der Neubau für das Amt für Umwelt und Energie in Basel wurde

mit einer aufwendigen Solarfassade versehen. Ein Element wird

zur Montage vorbereitet. Die Elemente sind transparent auf das

Innenleben der Solarpanels.

Kenneth Nars / BLZ

Unbezahlbare Experimente
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Balkonseite aus, die mit Holz verkleidet ist. Die «zolligrün» bedruckten
Glasmodule der anderen Seiten haben günstige Standardmasse. Weil sie
an den Fensterbrüstungen nicht passten, kippte man die Platten leicht.
So schützen sie die Holzrollläden darunter – und geben dem Haus seine
charmante Ausstrahlung.

Eine Fassade muss im Jahre 2022 nicht perfekt massgeschneidert und
rundum homogen sein. Ihre Details sind nicht mehr Ausdruck einer
Weltanschauung – oder vielleicht gerade doch? Bei diesem Haus kamen
jedenfalls die gestalterischen Impulse, von denen Jacques Herzog sprach,
fast von allein.

Mehr zum Thema Solarenergie Alle Artikel zum Thema

Passend zum Artikel

Ein Bündner Dorf erfindet sich neu, indem es das Alte bewahrt
16.11.2022

Ein Hochhaus aus Holz und hundert Meter hoch? In Winterthur wird
eines gebaut
02.11.2022

Es geht auch ohne Trara – Die Zürcher Architekten Gigon/Guyer
schaffen im Ruhrpott trotz kleinem Budget stimmige Räume für Kunst
08.11.2022

GASTKOMMENTAR

Die toxische Seite der Solarpanels – Sonnenenergie soll die
Welt retten, doch sie verursacht gigantische neue
Probleme
31.01.2023

Der Parkplatz als Strom-Tankstelle:

Schweizer Architekten hassen Solartechnik
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Wer heute in Zürich bauen will, bricht zunächst radikal ab. Ganze

Industrieareale sind schon vollständig beseitigt worden – und mit den

Bauten auch das Besondere, die Identität der Gebiete. Gleich ergeht es

seit längerem auch kommunalen und genossenschaftlichen

Wohnsiedlungen. Vom Bestehenden bleibt oft nichts übrig, auch wenn

die Überbauung erst wenige Jahrzehnte alt ist oder von einem

renommierten Architekten stammt.

So etwas konnte sich in den neunziger Jahren noch kaum jemand

vorstellen. Und dass es ausgerechnet die Stadt Zürich selber sein würde,

die eine ihrer Wohnsiedlungen vollständig abbrechen würde, erst recht

nicht. Am 20. April 2004 war es dann aber so weit: Der freisinnige

Die Stadt Zürich im Abbruchfieber: Die
Bauämter müssen weg von ihrer Tabula-
rasa-Politik

In Zürich werden so viele Siedlungen abgebrochen wie nie zuvor.

Schuld daran ist die Stadt selber, die dafür den Startschuss gab. Das

muss sich ändern – auch aus ökologischen Gründen.

KOMMENTAR

Adi Kälin

29.03.2022, 05.30 Uhr

17 Kommentare
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Stadtrat Martin Vollenwyder machte sich mit einer riesigen Betonschere

an einer Mauer im Grünau-Quartier zu schaffen und gab so offiziell den

Startschuss für den Abbruch der Siedlung Bernerstrasse. 267 Wohnungen

verschwanden, 670 Personen mussten umgesiedelt werden.

Begründet wurde der Abbruch der erst gut vierzig Jahre alten Kolonie

mit deren schlechter Bausubstanz und den unpraktischen Grundrissen.

Man wollte aber auch den vielen Genossenschaften in Zürich ein

Zeichen geben, nun auch die Erneuerung ihrer veralteten Siedlungen

anzugehen. Der Projektverantwortliche im städtischen Amt für

Hochbauten liess sich mit dem Satz zitieren, die Zeit sei jetzt reif für

Ersatzneubauten wie an der Bernerstrasse.

Das Signal kam an, und es wirkte rasch: Schon ein Jahr später legte die

Baugenossenschaft Glattal Zürich ihre gesamte Siedlung Katzenschwanz

flach; 121 Reihenhäuschen und 20 Mehrfamilienhäuser mussten

Neubauten weichen. Bereits 2006 meldete die Stadt, dass nun jährlich so

viele Wohnungen abgerissen würden wie seit den siebziger Jahren nicht

mehr.

Gegen den anfänglichen Widerstand der eher konservativen

Genossenschafterinnen und Genossenschafter wurde nun Siedlung um

Siedlung abgerissen und neu gebaut. Besonders stark war der

Erneuerungseifer in den traditionellen Genossenschaftsgebieten im

Westen und im Norden der Stadt. Bald schien halb Schwamendingen zu

einer Baustelle zu werden. «Die Gartenstadt wird umgestochen»,

frohlockte der damalige Stadtbaumeister.

Heute rollt die Abbruchwelle heftiger denn je. Zahlreiche

genossenschaftliche Projekte sind aufgegleist, die Stadt selber wird

gleich mehrere Siedlungen abbrechen und dafür Neubauten mit mehr

Wohnungen erstellen. Im letzten Jahr sind 1768 Wohnungen abgerissen

worden – ein neuer Rekord!

Die Verantwortlichen in den Bauämtern geben immer die gleichen zwei

Gründe für ihre Tabula-rasa-Politik an: Zum einen müsse rasch

verdichtet werden, um Platz zu schaffen für die gegen 100 000

zusätzlichen Einwohnerinnen und Einwohner, die in den nächsten

dreissig Jahren nach Zürich kommen sollen. Siedlungsentwicklung nach

innen statt weitere Zersiedelung des Landes, lautet die Devise. Zum

andern müsse dem Sinn des wohnpolitischen Artikels in der

Ein Signal, das ankommt
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Gemeindeordnung nachgelebt werden, der den Bau gemeinnütziger

Wohnungen in grosser Zahl und damit eine Verdichtung der heutigen

Siedlungen verlange.

Das sind beides valable Gründe, die Stadt überbordet aber immer

wieder: So wollte sie der Familienheim-Genossenschaft erlauben,

ausgerechnet ihre ersten beiden Siedlungen aus den 1920er Jahren als

Ganzes abbrechen und durch Neubauten ersetzen zu lassen. Erst vom

Bundesgericht liessen sich Stadt und Genossenschaft stoppen. Im Urteil

steht ausdrücklich, dass die Erhaltung der hochgradig schützenswerten

Bauten schwerer wiege als Verdichtung und zusätzliche günstige

Wohnungen.

Ein entscheidender Aspekt ist in der bisherigen Debatte um Erneuerung

oder Ersatzneubau in den letzten Jahren untergegangen, nämlich die

Frage nach der Energiebilanz. Neubauten sind zwar in der Regel

energieeffizienter, die Frage nach der Vernichtung der Restwerte beim

Abbruch und nach der grauen Energie von bestehender und neuer

Infrastruktur wurde aber selten gestellt – auch bei Gebäuden nicht, die

erst fünfzig oder sechzig Jahre alt sind und bereits wieder weichen

sollen. Die graue oder versteckte Energie ist ja in jedem Teil eines

Gebäudes enthalten – und in jedem Baustoff, mit dem ein neues

Gebäude errichtet wird. Erst mit der gegenwärtigen Klimadebatte

fliessen solche Argumentationen allmählich auch in die politische

Diskussion ein.

Der Stadtrat selber hat in seiner Weisung zum Klimaziel 2040

verschiedene Male darauf hingewiesen. So schrieb er etwa, dass die

Gefahr bestehe, durch vorzeitigen Ersatz von Infrastruktur Restwerte zu

vernichten und die Emission von Treibhausgasen letztlich nicht zu

senken, sondern zu steigern. Auch empfiehlt er, die «energetische

Sanierung im Bestand» Ersatzneubauten vorzuziehen.

Seit einiger Zeit wird nun in Architekten- und Planerkreisen intensiv

über das Thema diskutiert, bei den Bauabteilungen der Stadt scheint die

Debatte aber noch nicht richtig angekommen zu sein. Das zeigen zwei

Beispiele von Architekturwettbewerben, bei denen die Chance verpasst

wurde, am Bestehenden weiterzubauen. Sowohl beim Wettbewerb für

den Ersatzneubau der Siedlung Salzweg als auch bei jenem für die

Schulanlage Höckler versuchten mehrere Teams, die alten Bauten

mindestens teilweise stehen zu lassen. Die Jury beurteilte die Ansätze

Gebremst vom Bundesgericht
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zwar einigermassen wohlwollend, letztlich kippten die entsprechenden

Projekte aber aus der Entscheidung.

Die Siedlung Salzweg im Kreis 9 wurde in den sechziger Jahren nach

Plänen des renommierten Architekten Manuel Pauli errichtet. Die NZZ

beurteilte den Bau damals sehr wohlwollend. Es zeige sich, dass Bauen

mit vorfabrizierten Elementen nicht langweilig sein müsse. Die gesamte

Anlage wirke äusserst lebendig in der Anordnung der Bauten und der

Abfolge der Aussenräume. Beim Wettbewerb war der Abbruch

beschlossene Sache, ein Team versuchte aber dennoch, an der

bestehenden Siedlung weiterzubauen.

100 der 130 Wohnungen hätten erhalten bleiben können. Und es wären

auch die höheren Bauten stehen geblieben, die nach geltender Bau- und

Zonenordnung gar nicht mehr gebaut werden können. «Das Projekt ist

in seinem Anspruch und Ansatz für nachhaltiges Bauen vorbildlich»,

heisst es im Jurybericht. Dennoch kam das Projekt nicht in die vorderen

Ränge – wegen angeblicher städtebaulicher Mängel und schliesslich

doch nicht so guter Ökobilanz: Die komplexe Form des Baus hebe die im

Rohbau gesparten CO -Emissionen wieder auf.

Noch unverständlicher war der Juryentscheid bei der neuen Schulanlage

Höckler in der Manegg. Die Schule soll auf jenem Areal entstehen, auf

dem heute noch die letzten Fabrikbauten des ehemaligen

Industriegebiets stehen. In Neu-Oerlikon hat man kürzlich mit einer

Revision der Sonderbauvorschriften einige der alten Fabriken am Ende

doch noch erhalten können. In der Manegg bleibt ausser der alten

Die Siedlung Salzweg von Manuel Pauli kurz nach der

Fertigstellung im Jahr 1969.

Baugeschichtliches Archiv Zürich

2
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Spinnerei praktisch nichts übrig.

Im Jurybericht zur neuen Schulanlage Höckler liest man, dass es zwar

interessant gewesen wäre, die alten Fabriken mindestens teilweise

stehen zu lassen – zum einen «hinsichtlich Zeitzeugenschaft», zum

andern, weil damit graue Energie reduziert worden wäre. Man hatte es

aber als unrealistisch eingeschätzt und es den Teams lediglich

freigestellt, solche Lösungen vorzuschlagen. 6 von 32

Teilnehmergruppen versuchten es – und überraschten die Jury

offensichtlich.

Vor allem das zweitplatzierte Projekt «Werkstadt» von Enzmann und

Fischer (zusammen mit Meyer Dudesek Architekten) wurde in der Jury

«sehr eingehend und kontrovers» diskutiert, wie es in deren Bericht

heisst. Mit der raffinierten Verknüpfung der Schule mit den alten

Gewerbebauten hätten gegenüber einer Tabula-rasa-Lösung rund 900

Tonnen CO  eingespart werden können.

Am Ende reichte es trotzdem nicht. Die Schulvertreter sahen ein paar

betriebliche Nachteile gegenüber einem reinen Neubau, und die Jury

ortete die Überschreitung eines Grenzabstands, was eine Anpassung des

Gestaltungsplans nötig gemacht hätte. Die Schlussbemerkung im

Jurybericht war vielleicht als Trost gemeint, wirkte vermutlich aber eher

Ein faszinierendes Projekt

Mit dem Projekt von Enzmann Fischer Architekten wären Teile

der alten Backsteinbauten erhalten geblieben.

Visualisierung PD

2
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«Die Bauämter müssen weg von ihrer Tabula-rasa-Politik» forderte die

NZZ kürzlich in einem Meinungsartikel (NZZ vom 28. März 2022). Der

Autor warf darin der Stadt Zürich vor, sie sei schuld an einer

«Abbruchwelle», die «heftiger denn je» rolle; sie selber werde «gleich

mehrere Siedlungen abbrechen und dafür Neubauten mit mehr

Wohnungen erstellen». Dabei werde «die Frage nach der Vernichtung

der Restwerte beim Abbruch und nach der grauen Energie von

bestehender und neuer Infrastruktur (. . .) selten gestellt». Als Beispiel

wird der geplante Ersatzneubau der kommunalen Wohnsiedlung

Salzweg erwähnt.

Die Tabula-rasa-Politik der Stadt Zürich
gibt es nicht – es werden mehr Siedlungen
saniert als ersetzt

Die Diskussion darüber, welche Siedlungen erhalten oder abgebrochen

und neu gebaut werden sollen, muss in jedem Einzelfall differenziert

geführt werden. Pauschalurteile helfen nicht weiter.

GASTKOMMENTAR

Daniel Leupi

11.04.2022, 05.30 Uhr

In der neuen Siedlung Salzweg (hier die Visualisierung des

Siegerprojekts) werden doppelt so viele Leute wohnen können

als in der alten.

Visualisierung PD
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Der Vorwurf ist doppelt falsch. Zum einen, weil es die «Tabula-rasa-

Politik» nicht gibt. Der Anteil der Ersatzneubauten ist deutlich geringer

als derjenige der Instandsetzungen: Den beiden geplanten

Ersatzneubauten der Siedlungen Hardau I (von den Stimmberechtigten

bereits bewilligt) und Salzweg stehen unter anderen Instandsetzungen

der Siedlungen Paradies, Au, Bullingerhof oder Birkenhof gegenüber –

die Aufzählung ist unvollständig.

Entscheide für oder gegen einen Ersatzneubau basieren bei der Stadt auf

sorgfältigen Abklärungen. Zu berücksichtigen ist etwa die Qualität der

Bausubstanz, die Behindertengerechtigkeit oder die Bauakustik

(Ringhörigkeit ist die häufigste Ursache für Nachbarschaftskonflikte).

Und selbstverständlich geht es auch um das Thema graue Energie, das

bei der Stadt Zürich spätestens seit der Volksabstimmung über die

Verankerung der 2000-Watt-Ziele in der Gemeindeordnung von 2008 auf

der Agenda steht.

Die Reduktion auf dieses Thema greift freilich zu kurz: Nicht jede

Instandsetzung weist mit Blick auf die graue Energie eine bessere Bilanz

auf als ein energieeffizienter Neubau. Dazu kommt, dass die

Stimmberechtigten gemeinnützigen Bauträgerschaften wie

Genossenschaften, der Stadt oder Stiftungen den Auftrag erteilt haben,

den Anteil gemeinnütziger Wohnungen am Gesamtbestand der

Mietwohnungen auf einen Drittel zu erhöhen – Ersatzneubauten bieten

in der Regel mehr zahlbaren Wohnraum und schonen die knappe

Ressource Land.

Dies und die bei städtischen Siedlungen geforderte Mindestbelegung

stellen den grössten ökologischen Hebel dar. In der Siedlung Salzweg

werden künftig fast doppelt so viele Menschen leben wie bis anhin –

eine Tatsache, die bei den Berechnungen der grauen Energie pro

Quadratmeter ausgeblendet wird.

Zum andern taugt die 1969 bezogene Siedlung Salzweg schlecht als

Beispiel für die Forderung nach Erhalt und Weiterentwicklung

bestehender Bauten. Weil die Stadt seinerzeit möglichst rasch dringend

benötigten günstigen Wohnraum schaffen wollte, wurden die Gebäude

weitgehend aus vorfabrizierten Elementen erstellt. Eine solche

Bausubstanz ist schwer sanierbar. Sowohl die Gebäudetechnik als auch

Entscheid nach sorgfältigen Abklärungen

Siedlung Salzweg als schlechtes Beispiel
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die Fassaden müssten ersetzt werden. Dafür müsste viel graue Energie

eingesetzt werden, der Erhalt des Rohbaus macht die Aufwendungen

nicht wett.

Zu diesem Schluss kam auch die Wettbewerbsjury im Zusammenhang

mit dem im Artikel erwähnten Beitrag eines Teams, das vorschlug, die

bestehende Siedlung weiterzubauen: Die Berechnung der

Treibhausgasemissionen zeige, «dass aufgrund der weitgehenden

Eingriffstiefe, der grossen Abwicklung des Bestands und aufgrund der

ebenfalls wenig kompakten Ergänzungsbauten keine Vorteile gegenüber

kompakten Neubauten auszumachen sind», schrieb sie in ihrem Bericht.

Sie stellte sich auch, entgegen der Aussage im Artikel, der Frage nach der

grauen Energie.

Es ist das Verdienst einer Gruppe junger Architektinnen und

Architekten, die öffentliche Diskussion über das Thema Ersatzneubau

versus Instandsetzung und Weiterentwicklung bestehender Bauten

angestossen zu haben. Politiker haben das Thema im vergangenen Stadt-

und Gemeinderatswahlkampf aufgenommen, oftmals die gleichen, die

den Bau Tausender Alterswohnungen fordern. Diese Diskussion ist

richtig und wichtig, aber sie muss bei jedem Projekt einzeln und

differenziert geführt werden, was die Stadt seit vielen Jahren macht.

Lösungen für eine verdichtete Stadt mit mehr preiswertem Wohnraum

sind gefragt. Da helfen Pauschalurteile nicht weiter.

Neueste Artikel Alle neueste Artikel

Daniel Leupi ist Stadtrat und Vorsteher des Finanzdepartements der Stadt Zürich.
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Finn Schlichenmaier, Welche Klimajugend?, in: Das Magazin, N°44 - 2021, S.17-20.    

D
A
S
M

A
G
A
Z
IN

N
°4

4
—

20
21

17

Vor sechs Jahren, an einem frostigen
Dezembermorgen, ertrugen ich und
ein paar Dutzend andere Jugendliche
drei Stunden in einem Menschenge
dränge, indemessobeklemmendwar,
dass einige von aussen aus dem Pulk
herausgezogen werden mussten, weil
sie keine Luft bekamen. Wir hatten
uns in aller Früh vor einem Schuh
laden im Niederdorf versammelt, um
einen eher hässlichen, aber heiss be
gehrten Schuh zu ergattern, der nur in
limitierter Stückzahl produziert wur
de.EinenReleasenenntmansoetwas:
Den vorangekündigten Verkauf von
hochgehypten Kleidungsstücken, de
renMenge absichtlich knapp gehalten
wird.DieKäufer:innen, solchewieuns
damals, nennt man «Hypebeasts»,
weil sie wie wild jedem Modetrend
hinterherjagen, um andere zu beein
drucken.

Man drängelte und drückte in
Richtung des Ladeneingangs. Der
Herdentriebwar so stark, die Befürch
tung, leer auszugehen, so gross, dass
ein Druck entstand, der einem die
Brust quetschte und trotz derwinterli
chenKältedenSchweissausdenPoren
trieb. Die Gesichter waren ange
spannt, der Gesprächston rau. Ich
musstemich immermalwiederaufdie
Zehenspitzenstellen,umnachfrischer
Luft zu schnappen.Als sichdie Laden
türöffnete,übergabsich jemandneben
den Eingang, wischte sich den Mund
ab und stürmte hinein ins Gerangel,
umfüreinenDesignerschuh270Fran
ken hinzublättern. Auch ich kam zu
meinemGlück.

Damalswar ichsiebzehn.Einpaar Jah
re später konnte ich kaum fassen, was
ich mir damals angetan hatte. Für ein
Paar Schuhe! Ich sah es als pubertäre
Verirrung,waseswahrscheinlichauch
war, jedenfalls teilweise. Erst nach
einer ganzen Weile begann ich zu be
greifen, dass dieses Erlebnis nicht nur
über eine Phase in meinem Leben et
wasaussagt, sondernauchübermeine
Generation, über derenWünsche und
Ziele offenbar ein grosses Missver
ständnis herrscht. Denn das ist keine
Klimajugend, sondern eine Konsum
jugend, die da heranwächst. Und es
sinddiesozialenMedien,diemichund
viele andere dazu werden liessen und
lassen.

Eine schöne neueWelt
Mein FacebookProfil erstellte ich mit
zehn Jahren. Es fühlte sich damals an
wie ein Abenteuer, weil die Plattform
noch so neu und unvertraut war. Mit
vierzehn hatte ich meine Eltern so
weit, mir ein iPhone zu kaufen. Ein
Jahr später kamInstagram,das soziale
Netzwerk, auf dem man Fotos postet
(vor allem von sich selbst) und die
Fotos anderer liken, teilen und kom
mentierenkann. Spätestensals unsere
Klasse zum Pilotprojekt erklärt wurde
und fortan jede:r den Unterricht mit
einem eigenen iPad bestreiten sollte,
gabeskeineHürdemehrzwischenuns
unddenBildschirmen.

Wir waren berauscht, natürlich.
Vor uns tat sich eineWelt auf, die noch
nichtvondenErwachsenenabgesteckt
wordenwar.Wirkonntensie zuerst er

kunden, das verband. Wir waren im
mer beieinander, vor allem, wenn wir
nicht beisammen waren, und wahr
scheinlich wusste keine Generation
vor uns so viel über ihr Umfeld wie
unsere. Selbst über Personen, mit
denenmannochnie einWort gewech
selt hatte, konnte man sagen, wo sie
ihre letzten Ferien verbracht und wel
che Schuhe, T-Shirts und Hosen sie
dort getragen hatten.

Irgendwann dämmerte mir dann,
dass irgendwas nicht stimmtemit die
ser schönenneuenWelt.Alle schienen
so hübsch, so stylish, so schlank. Alle
machten Ferien an Strändenmit weis
semSandundtürkisblauemMeer.Alle
hatten so viele Freunde. So viele Schu
he. Und waren ständig an irgendwel
chen Partys, von denen ich nichtsmit
bekam. Obwohl ich wusste, dass das
eine verzerrteWirklichkeitwar, gab es
kein Entrinnen vor dem sozialen Ver
gleich.Man blieb unweigerlich auf der
Strecke, wenn man sich nicht bemüh
te. Ich wollte dabei sein. Glaubte, ir
gendwelchen Influencer:innen teure
Hemden nachkaufen zu müssen, da
mitdasmalklapptemitdenLikes.Ver
spürte einen unbändigen Impuls, Bil
der zu posten, wenn ich auf Reisen
war, die mich nur noch an Orte führ
ten, die sich gut fotografieren liessen.
Und zeigte mich natürlich auch mit
den Schuhen, für die ich mich drei
Stunden lang habe zerdrücken lassen.

Dass das Internet zu einem Ort
werden würde, der von Konsum und

Welche Klimajugend?
JungeMenschen engagieren sich ganz besonders für den
Klimaschutz, heisst es. Unser Autor, dreiundzwanzig Jahre alt, sagt:
Das stimmt nicht.

TexT Finn Schlichenmaier
IllusTraTIon matthiaS SeiFarth
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Materialismus durchdrungen ist, war
um die Jahrtausendwende alles ande-
re als klar. Im Gegenteil: Viele Stim-
men prophezeiten eine neue, postma-
terielle Ära, die durch die Geburt des
Internets eingeläutet werden würde.
Der Liedtexter und Bürgerrechtler
John Perry Barlow artikulierte diese
Vision 1996amWeltwirtschaftsforum
in Davos in seiner «Unabhängigkeits-
erklärung des Cyberspace»: Der
Cyberspace sei ein hierarchieloser,
diskriminierungsfreier Raum, bar jeg-
licher Materialität, weil er nur aus
Transaktionen, Beziehungen und Ge-
danken bestehe.

Heute wissen wir, dass es anders
gekommen ist. Dass in den sozialen
MedienReputationen zerstört undPa-
rallelwelten kreiert werden, dass der
soziale Wert von Menschen anhand
der Zahl von Followern und Likes ver-
messenwird. Vor allem sind die sozia-
len Medien zu einem Marktplatz ge-
worden, auf dem es darum geht, sich
Anerkennungzuerkaufen, indemman
die Lebensweisen imitiert, die meist-
geliked sind – und viel Geld für die
Accessoires ausgibt, die zu dieser Imi-
tation nötig sind.

DasGenerationending
Im Internet sind die sozialen Medien
wohl dasmeistgenutzte digitaleAnge-
bot, für viele sind sie ein Synonym.
Fast die Hälfte der Weltbevölkerung
nutzt Social Media regelmässig und
verbringt im globalen Durchschnitt
knappzweieinhalbStundentäglichauf
den sozialen Medien. In der Schweiz
entfallen die weitaus grössten Stücke
davon auf Facebook, Instagram und
Youtube. Und deren Konjunktur hält
an: Schätzungen zufolge gab es imCo-
rona-Jahr 2020 einen Zulauf an Nut-
zern von dreizehnProzent.

Als mir meine Eltern mal wieder
unterdieNaserieben,wievielGeld ich

einst für ein Flanellhemd ausgegeben
hatte, kam ich ins Grübeln.Wieso war
das für sie eine so offensichtliche Ab-
surdität?Auch ichkaufeheuteSecond-
hand, aber ich bezweifle, dass das für
meineAltersklassegenerell gilt. Ja,die
Verwunderung meiner Eltern ist ein
Generationending, aber es waren
Facebook und Instagram, die meine
Generation geprägt und geformt ha-
ben. Oder wieso studieren eigentlich
alle um mich herum ein MINT-Fach
oder Betriebswirtschaft? Wegen der
Schönheit ökonomischer Theorien –
oderumspätermöglichstüppigzuver-
dienen und sich schnell einen dicken
Tesla vors Haus stellen zu können?
Meine Kommiliton:innen sind beses-
sen vonBitcoins.Dass dieKryptowäh-
rung eine gewaltige Energieschleuder
ist, kritisieren sie erst, seit Elon Musk
in einem Tweet darauf hingewiesen
hat undderKurs indenKeller rasselte.
Ist das dieKlimajugend?

FürÖkologiehabe ichmich,als ich
noch imSocial-Media-Universum leb-
te,nicht interessiert.AufdemLaufsteg
Instagram schrumpft die Halbwerts-
zeit neuer Kleidermoden auf Hunde-
jahre – eine Entwicklung, die in Fast
Fashion ihren zeitgemässenAusdruck
findet. Ich erinneremich, wie ich neu-
enDaunenjacken nachlief, obwohl ich
ein Jahr zuvor einegekaufthatte, diese
mir aber bereits antiquiert erschien.
IcherinneremichauchandenRausch,
als ich denTrend gelesenunddie rich-
tige Daunenjacke geshoppt hatte. An
die Komplimente und die Anerken-
nung meiner Freund:innen, in denen
ichdaraufhinbadendurfte.Andie Illu-
sion, an vorderster Front des guten
Modegeschmacks mitzukämpfen.
Und eben auch daran, wie ich bei alle-
demkeinen einzigenGedanken andie
Umwelt verschwendete.

Als ich einen Bekannten, er stu-
dierteBetriebswirtschaft,docheinmal

fragte, was denn seinerMeinung nach
die Lösung des Klimaproblems sei,
antwortete er: «Ich glaube schon, dass
essoetwasgibtwieEffizienzsteigerun-
gen.»

Klimakiller Instagram
Es war so normal, sich über alles aus-
zutauschen,was neuwar: ÜberAcces-
soires, iPhones, Drohnen, E-Zigaret-
ten. Was halt gerade so auf denMarkt
kam. Immer war man auf der Suche
nach dem letzten Schrei, der alles
rechtfertigte, insbesonderedennächs-
ten Kurzstreckenflug. Mit erwachen-
dem Klimabewusstsein begannen
michdie Plattformendann zubefrem-
den. Auch ich mich selbst: Warum
nochmal musste ich mir diese Dau-
nenjacke kaufen? Mit dem Umzug in
die Stadt begegnete ich einem neuen,
urbanen Umfeld, in dem der Schutz
derUmwelteinezentralereRolle spiel-
te. IchempfanddieKonsumkultur, die
auf den sozialen Medien ausgelebt
wurde, zunehmend als anachronis-
tisch, denn sie ignorierte, was uns, die
junge Generation, eigentlich beschäf-
tigen müsste: unsere Zukunft. Mir
wurdederFleischkonsumfragwürdig,
die Flugreisen, auch Facebook.
Schliesslich löschte ich mein Insta-
gram-Profil.

In meinem Soziologiestudium
stiess ich erst auf Studien, die nahele-
gen, dass soziale Medien materialisti-
sche Wertorientierungen fördern. Ich
fand interessant, dass sichdieWissen-
schaft dieser Frage angenommen hat,
das Ergebnis hat mich aber nicht wei-
ter überrascht. Hellhörig wurde ich,
als ich las, dass ganz ähnliche Effekte
bereits für das Fernsehen dokumen-
tiert sind – und dass belegt werden
konnte:Wervielglotzt, istmaterialisti-
scher und deshalb auch weniger um-
weltbewusst. Warum sollte es bei den
sozialenMedien anders sein?

Hin- und hergerissen zwischenKlima undKonsum:Vielleicht ist
dies das grosseUnbehagenmeinerGeneration.
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In einerWelt der Accessoires hat die Umwelt ein Problem, weil man sie nicht shoppen kann.
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Ich recherchierte weiter und fand ein
ganzesKorpusanpsychologischerFor-
schung, die um die Frage kreist, wie
sichMaterialismus auf dasUmweltbe-
wusstsein und umweltfreundliches
Verhalten auswirkt. Grüne Einstellun-
gen und die Wertschätzung von Hab
undGutstehendemnach inderWerte-
forschung an entgegengesetzten
Polen. Das heisst, dass es «relativ
schwierig und ungewöhnlich für Indi-
viduen ist, beide Wertorientierungen
zu befürworten», wie Autor:innen
einer Auswertung von 13 Studien zum
Thema schreiben. Tim Kasser, emeri-
tierter Psychologieprofessor am ame-
rikanischen Knox College, mahnt in
seinemBuch«TheHighPriceofMate-
rialism»,manmüssedieRolledesMa-
terialismus für die Umweltzerstörung
sehr ernst nehmen. Durch die For-
schung sah ich bestätigt, was ich bis-
lang nur vermutet hatte: Instagram ist
einKlimakiller.

Wichtig istWohlstand
Ich habe das Thema für meine Ab-
schlussarbeitgewähltunduntersuchte
eine Jahrgangskohorte, in deren Ju-
genddieAusbreitungder sozialenMe-
dien fiel, also die Geburtsjahrgänge
1990-2000.Da es für die Schweiz kei-
nevergleichbarbreiteDatenbasisgibt,
griff ich auf das Sozio-oekonomische
Panel zurück – die grösste und am
längsten laufendeLangzeitdatenerhe-
bung inDeutschland–undverglichauf
dieser Grundlage das Werteprofil die-
ser Generationmit denWerten frühe-
rer Generationen. Ich stellte fest: Die
junge Generation ist materialistischer
und weniger umweltbewusst als ihre
Vorgänger.DieKlimajugendrepräsen-
tiert also keineswegs die Generation,
der sie entstammt, sie ist nur ein – ver-
mutlich kleiner – Teil von ihr.

Ihr steht die Mehrheit einer Ju-
gendgegenüber,diedashoheUmwelt-
bewusstsein der Klimajugend locker
wettmacht.Das liessesichauchanden
Parteipräferenzenablesen,wiePolito-
loge FabioWasserfallenmir per Zoom
ausführt: «Die höchstenWählerantei-
le bei den Jungen kriegt die SVP. Dann
kommendieGrünen.»

Ein ähnliches Bild zeigte sich bei
derAbstimmungzumCO2-Gesetzdie-
sen Juni.DieTamedia-Nachbefragung

zum Abstimmungssonntag zeigte,
dass 58Prozentder 18- bis 34-Jährigen
die Vorlage abgelehnt hatten.Wasser-
fallen, der die Nachbefragung durch-
geführt hat, weist ausdrücklich darauf
hin, dass diese hohe Ablehnung unter
denJungenauchdurcheinestarkeMo-
bilisierung auf demLand zustande ge-
kommen war: Trotzdem scheinen in
diesen Resultaten Konturen einer Ge-
nerationdurch,dienicht soumweltbe-
wusst sein kann, wie man gemeinhin
annimmt.

Alina Zumbrunn und Markus
FreitagvonderUniversitätBernhaben
im Nachgang des CO2-Abstimmungs-
sonntagsmehrereAuswertungen zum
Umweltbewusstsein der letzten dreis-
sig Jahre in den verschiedenen Alters-
gruppen vorgenommen. Sie stellten
fest, dass die Bedeutung des Umwelt-
schutzes zwar in allen Altersgruppen
anstieg. Gleichzeitig würden jüngere
Menschen aber empfindlicher auf
Anzeichen ökonomischer Krisen re-
agieren und den Schutz der Umwelt
gegenüber wirtschaftlichem Wohl-
standwenigerwichtigfindenals ältere
Menschen. Auf meine Frage, woran
das liege, schreibt Freitag, dies liesse
sich auch darauf zurückführen, dass
die Jungen ängstlicher und sorgenvol-
ler als andere Altersgruppen seien.
Das könne sich in materiellen Unsi-
cherheitenundVerlustängstennieder-
schlagen, die wesentlich dominanter
seien als dasUmweltbewusstsein.

Aber die Frage bleibt: Wieso sind
wir so geworden?

#climatechange, #luxury, #love
Zu den Gründen gehören mit Sicher-
heit auch die technischen Innovatio-
nen, die vonuns Jungen sobereitwillig
aufgenommen wurden. Die neuen
Kommunikationsformen, das ständi-
ge Sich-Präsentieren, Sich-Vermessen
und Sich-Vergleichen, das mit ihnen
einhergeht. Der Wettbewerb, der da-
mit auchunweigerlich inLebensberei-
chevordringt,diebisanhinnachande-
ren Maximen funktionierten: in das
Liebesleben, in Freundschaften, in
die Gesundheit. Die Konsumkultur
schliesslich, die in den sozialen Me-
dien floriert und deren Nutzer:innen
zum Materialismus lockt – und zwei-
fellos bei vielen zu Gewissenskonflik-
ten führt. Hin- und hergerissen zwi-
schen Klima und Konsum: Vielleicht

ist dies das grosse Unbehagen meiner
Generation.

Natürlichwärees falsch,dieganze
Schuld für die Konsumlust junger
Menschenaufdie sozialenMedienab-
zuwälzen. Genauso gut könnte man
die Supermärkte beschuldigen, dass
zu viel Fleisch verkauft wird. Es sind
letztlich die User:innen, die entschei-
den, welchen Influencer:innen sie fol-
gen, was sie konsumieren und promo-
ten, was für Beiträge sie produzieren.
Darin liegt auch ein Stück Hoffnung.
Die Konsumkultur der sozialen
Medien wurde nicht nur vom Sillicon
Valley undderWerbebrancheorchest-
riert, sondern auch durch den Appetit
der Nutzergemeinschaft befördert.
Solangewirweiter demKult derDinge
huldigen, wird sich nichts ändern.
Aber:NebendenInfluencer:inneneta-
bliert sich eine wachsende Zahl an
Sinnfluencer:innenwieLuisaNeubau-
er, die sich nicht Turnschuhen, son-
dernderGleichberechtigungunddem
Klimaschutz verschrieben haben. Die
Klimaschutzaktivistin,einederHaupt-
organisatorinnen der Fridays-for-
Future-Proteste, zählt immerhin über
dreihunderttausend Follower auf In-
stagram.

Leider ist die Fraktion umweltbe-
wussterNutzer:innennochbestenfalls
marginaler Grösse: Der Hashtag #cli-
matechange dümpelt, an der totalen
AnzahlPostsauf Instagrambemessen,
irgendwo zwischen Platz 8000 und
9000. Immerhin schafft es #sustaina-
bility in die häufigsten 6000, #ecof-
riendly sogar indieTop4000.Unddie
Spitzenreiter? Unter den 150 belieb-
testen Hashtags finden sich #luxury,
#shopping und #travel. Platz drei ge-
hört #fashion. Und doch besteht kein
Grund, den Glauben an die Mensch-
heit zu verlieren – auf Platz eins ran-
giert #love.

FINN SCHLICHENMAIER schrieb
seine Bachelorarbeit zu diesem Thema und

absolviert derzeit ein Praktikum
bei «DasMagazin».

finn_schlichenmaier@yahoo.de

Welche Klimajugend?



184 FS 23  Texte

Jorges Brouzes und Edith Hollenstein, „Die Jungen wollen nicht zu einem Konzern, der die Welt kaputt-
macht“, in: Tages-Anzeiger online, 19.01.2023.  
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Abo Interview mit Klimaforscher

«Die Jungen wollen nicht zu
einem Konzern, der die Welt
kaputtmacht»
Limousinen, Privatjets und Prachtspavillons stehen für das WEF. Für ETH-
Professor Reto Knutti hat das Forum dennoch gute Seiten: Firmen
realisieren, dass es sich lohnt, CO₂ zu sparen.

Jorgos Brouzos , Edith Hollenstein
Publiziert: 19.01.2023, 21:35

«Als Schweiz, aber auch als Welt müssten wir viel schneller vorwärtsmachen, sagt Klimaforscher Reto Knutti. 
Foto: Dominique Meienberg

Herr Knutti, das Wort Klimawandel kommt im WEF-Programm mehr als
doppelt so oft vor wie die Teuerung. Ist der Klimawandel endgültig am WEF
angekommen?

Startseite | Wirtschaft | Interview mit Klimaforscher Reto Knutti: «Die Jungen wollen nicht zu einem Konzern, der die Welt kaputtmacht»

56

Unternehmen & Konjunktur Geld & Recht Karriere Börse

MenüWIRTSCHAFT
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Ja, der Klimawandel ist angekommen. Der Grund sind klare ökonomische

Überlegungen. Firmen sehen neue Möglichkeiten zum Geldverdienen. Zum

Beispiel verkauft der Telefonanbieter Swisscom heute Dienstleistungen zur

CO₂-Erfassung. Firmen, die sich mit dem Thema noch nicht auskennen, kön-

nen dort ein Klimapaket kaufen.

Also ein rein positiver Wandel?

Die Firmen wollen auch Risiken minimieren. Durch Umweltkatastrophen ge-

raten ihre Lieferketten in Gefahr, gewisse Anlagen können wertlos werden,

sie wollen unvorteilhafte Gesetze abwehren oder Gerichtsfällen wegen Kli-

masünden vorbeugen. Davon gibt es bereits Tausende. Das Verhalten der

Kunden ändert sich, und Shitstorms lösen öffentlichen Druck aus. Zudem

sorgt der Kampf um die besten Talente für ein Umdenken. Denn: Die Jungen

wollen nicht zu einem Konzern, der die Welt kaputtmacht.

In Davos gibt es oft Stau, weil die WEF-Teilnehmer mit dem Auto unterwegs
sind. Der ganze Ort ist auch nachts hell erleuchtet. Gleichzeitig schreibt sich
das WEF das Klima auf die Fahne. Wie passt das zusammen?

Das geht fast nicht zusammen. Das WEF ist voller Widersprüche. Das ist den

Verantwortlichen des Forums bewusst, und sie investieren viel in Nachhaltig-

keit. Zum Beispiel, wie sich die Anzahl der Flüge minimieren lässt. Die Reichs-

ten der Welt kommen hier zusammen, um dem Klima zu helfen, dabei haben

sie selbst einen substanziellen Fussabdruck.

Dabei haben Leute wie die WEF-Besucher den grössten Hebel.

Das ist so. Sie könnten ihr eigenes Verhalten ändern. Es ist aber richtig, sich

an einem Ort zu treffen. Es ist auch so, dass wir unsere Probleme nur «mit»

der Wirtschaft lösen können. Wenn es um konkrete Lösungen geht, braucht

es die grossen Firmen. Es geht darum, nicht nur einen Liter synthetischen

Treibstoff herstellen zu können, sondern Millionen von Liter. Wir müssen

nicht nur Tonnen, sondern Millionen von Tonnen CO₂ aus der Luft filtern. Das

sind nicht nur Herausforderungen für die Ingenieure, sondern eben auch für

die Finanzwirtschaft.

Ist es gerechtfertigt, im Privatjet anzureisen?

Dass sich alle Mächtigen dieser Welt am selben Ort treffen, ist besser, als

wenn sie sich gegenseitig besuchen. Doch die Anreise wäre definitiv klima-

freundlicher, wenn sie mit dem normalen Flugzeug oder dem Zug reisen

würden statt im Privatjet. Doch wir sollten uns deswegen nicht verrückt ma-

chen lassen. Ich muss selber nicht total grün sein, um mich fürs Klima einzu-

setzen. So ist es auch bei den Mächtigen. Sie müssen nicht perfekt sein, um

trotzdem ihren Einfluss in diesen Fragen geltend machen zu können.

Nehmen die Menschen den Firmen ab, dass sie jetzt tatsächlich umdenken?

Die Jungen wollen nicht zu einem Konzern, der die Welt kaputtmacht
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nicht nur Tonnen, sondern Millionen von Tonnen CO₂ aus der Luft filtern. Das

sind nicht nur Herausforderungen für die Ingenieure, sondern eben auch für

die Finanzwirtschaft.

Ist es gerechtfertigt, im Privatjet anzureisen?

Dass sich alle Mächtigen dieser Welt am selben Ort treffen, ist besser, als

wenn sie sich gegenseitig besuchen. Doch die Anreise wäre definitiv klima-

freundlicher, wenn sie mit dem normalen Flugzeug oder dem Zug reisen
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Klar gibt es Firmen, die sich weiterhin mit klimaschädlichen Produkten eine

goldene Nase verdienen und gleichzeitig grüne Werbebroschüren drucken.

Ich habe hier am WEF eine Einladung von einer saudischen Ölfirma, die sich

angeblich der Nachhaltigkeit verpflichtet. Das passt schlecht zusammen. Auch

der Finanzsektor ist schwierig zu beurteilen, weil es dort keine Standards

gibt. Es gibt aber auch Firmen, die vorausgehen, weil sie das Problem verste-

hen. Das sind oft grössere Unternehmen wie Swiss Re, Ikea, Swisscom oder

die Post.

«Nestlé hat zum Beispiel ein Netto-
null-Ziel über die ganze

Lieferkette.»

Was machen diese Firmen richtig?

Sie versuchen, Transparenz zu schaffen. Das gelingt. Dazu gibt es internatio-

nale Standards mit klaren und messbaren Zielen. Dabei ist es ganz wichtig,

die Emissionen der Zulieferer mit einzubeziehen. Nestlé hat zum Beispiel ein

Netto-null-Ziel über die ganze Lieferkette. Dazu zählen der Dünger, die Verar-

beitung der Produkte und die Lieferung bis ins Ladenregal. Das ist wichtig,

weil es Druck auf die Lieferanten erzeugt.

Erfolgt der Wandel genug schnell?

Nein, wir sind viel zu langsam unterwegs. Als Schweiz, aber auch als Welt

müssten wir viel schneller vorwärtsmachen. Mit den heute geltenden Geset-

zen sind wir bei einer Erwärmung von 3 Grad bis im Jahr 2100. Wenn die Ab-

sichten, die an der Weltklimakonferenz vom November angekündigt wurden,

tatsächlich umgesetzt werden, wären wir bei 2 bis 2,5 Grad Erwärmung. Wir

sind also weit weg von den 1,5 Grad, bei denen wir eigentlich hätten sein

wollen.

Sind Sie deswegen frustriert?

Dass es nicht schneller geht, ist verständlich. Dieser Wandel ist eine giganti-

sche Herausforderung. Man muss sehen: Über 80 Prozent der weltweiten En-

ergie stammen weiterhin aus fossilen Quellen.

Viele Firmen lassen sich zertifizieren und brüsten sich dann mit dem Begriff
«klimaneutral». Doch als Firma klimaneutral zu sein, ist doch gar nicht
möglich.

Welchen Einfluss eine Firma auf das Klima hat, ist schwierig zu bestimmen.

Der Einfluss variiert, je nachdem, was alles dazugerechnet wird. Zumindest

zum heutigen Zeitpunkt kann keine Firma klimaneutral sein. Wer von sich
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behauptet, klimaneutral zu sein, muss mit einem Shitstorm rechnen. Das hat

kürzlich das Beispiel der Bergbahnen in St. Moritz gezeigt, denen Greenwa-

shing vorgeworfen wurde. (Lesen Sie hier mehr dazu)

«Kompensationszertifikate zu
kaufen, ist gefährlich, denn sie
ersetzen die Dekarbonisierung

nicht.»

Die Konsumentinnen und Konsumenten durchschauen das?

Firmen, die behaupten, sie seien klimaneutral, kaufen für diejenigen Emissio-

nen, die sie selber nicht eliminieren können, CO Kompensationszertifikate.

Sie zahlen Geld, damit etwa in Indien ein alter Ölofen ersetzt wird oder in

Afrika Bäume gepflanzt werden. Doch das ganze Geschäft mit diesen Zertifi-

katen ist problematisch. Viele Projekte erreichen die Ziele nicht, die sie vorge-

ben. Und es werden Zertifikate mehrfach verkauft, oder es werden damit Pro-

jekte finanziert, die sowieso ohne zusätzliches Geld realisiert worden wären.

Regenwald wird abgeholzt, nur damit er wieder mit Geld aus
Kompensationszertifikaten aufgeforstet werden kann.

Genau. Ich will diesen Firmen keine Vorwürfe machen. Es ist jedoch schwie-

rig, das Geld aus Zertifikaten dort einzusetzen, wo es tatsächlich wirksam ist.

Und: Kompensationszertifikate zu kaufen, ist gefährlich, denn sie ersetzen die

Dekarbonisierung nicht.

Wie meinen Sie das?

Wenn ich eine Ölheizung habe und deshalb Kompensationszertifikate kaufe,

muss ich diese klimaschädliche Heizung trotzdem irgendwann ersetzen.

Wenn die Welt auf netto null sein will, muss jeder Einzelne auf netto null

kommen. Ablasszertifikate zu kaufen, geht dann nicht mehr.

Was wäre nötig?

Die Schweiz sollte ihre Emissionen nicht günstig im Ausland kompensieren,

sondern vor allem im Inland, wo es freilich teurer ist. Damit würden die An-

reize richtig gesetzt. Langfristig profitiert die Schweiz, denn die Investitionen

im Inland fördern Technologie, bringen Arbeitsplätze und reduzieren die

Auslandabhängigkeit bei der Energie. Die Wichtigkeit des Innovationsstand-

ortes Schweiz und den Umbau des Energiesystems auf Solar, Wasserkraft und

Wasserstoff für Speicherung hat auch der neue Bundesrat Albert Rösti am

WEF betont. Das stimmt optimistisch.

2-
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